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Zusammenstellung 

der über- und außerplanmäßigen Haushaltsausgaben 
im 4. Vierteljahr des Rechnungsjahres 1962 
im Betrage von 10 000 DM und darüber 



An über- und 


Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1962 

gab ermitteln sind 


zugewiesen 


DM 

DM 



01 01 
301 


01 03 
108 


01 03 
301 


01 03 
apl. 951 


Einzelplan 01 — Bundespräsident und Bundespräsidialamt — 


250 000,— 


83 351,02 


Übernahme von Patenschaften 


Im Laufe des Rechnungsjahres gingen beim Bundespräsidial- 
amt mehr Patenschaftsanträge ein, als bei Aufstellung des 
Haushaltsplans 1962 vorauszusehen war. Die dadurch be- 
dingte Mehrausgabe war unabweisbar. 


2 000 ,— 


1 150 000,— 


14 700,82 


Beschäftigungsvergütungen,Trennungsentschädigungen, Fahr- 
kostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahrkosten 
für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Angestellte und 
Arbeiter 


Durch nicht vorhergesehene Abordnung und Versetzung von 
Bediensteten, insbesondere von früheren Auslandsbedienste- 
ten, zum Bundespräsidialamt entstanden im Laufe des Rech- 
nungsjahres erhebliche Mehrausgaben. Sie waren unabweis- 
i bar, da auf die Leistungen ein Rechtsanspruch besteht. 


834 620,34 


Kosten aus Anlaß von Staatsbesuchen des Bundespräsiden- 
ten im Ausland 


Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1962 war noch nicht ab- 
zusehen, wie sich die Auslandsbesuche des Bundespräsiden- 
ten im einzelnen gestalten würden. Die Mehrausgaben, die 
insbesondere bei der Durchführung der Ostasien-Reise ent- 
standen sind, waren unabweisbar. 


*) 79 986,55 


Kosten aus Anlaß von Empfängen des Bundespräsidenten 
auf Schloß Brühl und in Berlin aus besonderer Veranlassung 


Die Durchführung größerer Empfänge im Schloß Brühl und 
in Berlin, die bei Aufstellung des Haushalts 1962 in diesem 
Umfange nicht vorherzusehen waren, dienten der Verstär- 
kung des Kontaktes zwischen in- und ausländischen Vertre- 
tern des öffentlichen Lebens. Wegen der politischen Not- 
wendigkeit der Empfänge waren die außerplanmäßigen Aus- 
gaben unabweisbar. 


j 

i 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

Tit." 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1962 

gab ermitteln sind 


zugewiesen 



DM 

DM 



02 01 
107 


114 400, — 


Einzelplan 02 — Deutscher Bundestag — 


23 863,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften für Beamte, An- 
gestellte und Arbeiter 


Die Höhe der Ausgaben für Beihilfen hängt von der Zahl 
der Krankheitsfälle und den anfallenden Krankheitskosten 
ab. Die Ausgaben sind deshalb zwangsläufig. Da auf die Ge- 
währung von Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, war die 
Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 302. 


02 01 
955 


10 021,61 


Ausbau der Terrasse hinter dem Hochhaus für Zwecke der 
Bibliothek 


Die 1961 begonnene Maßnahme ist im Rechnungsjahr 1962 
abgeschlossen worden. Durch unvorhergesehene Preissteige- 
rungen bei den Baukosten ergab sich jedoch ein unabweis- 
barer Mehrbedarf, der durch die Bereitstellung überplanmä- 
ßiger Mittel gedeckt wurde. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 303. 


02 01 
apl. 962 


*) 27 532,57 


Kosten für die Erneuerung der Notstromanlage des Bundes- 
hauses 


Die bereits 1960 begonnene Maßnahme, für die Mittel im 
Rechnungsjahr 1959 mit 200 000 DM veranschlagt worden 
waren, ist im Rechnungsjahr 1962 fertiggestellt worden. Ge- 
mäß dem 1. Nachtrag zum Vor- und zugleich Bauentwurf 
vom März 1962 haben sich die Kosten unvorhergesehen er- 
höht, so daß außerplanmäßige Mittel benötigt wurden. Eine 
Zurückstellung der Ausgabe war nicht möglich; sie war da- 
her unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 02 01 Tit. 302. 


02 03 
205 


17 987,77 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Die der Dienststelle des Wehrbeauftragten zur Verfügung 
gestellten Räume im Hause Bonn, Koblenzer Straße 111, 
reichten nicht mehr aus. Es wurden ihr daher neue Räumlich- 
keiten in der amerikanischen Botschaft in Bad Godesberg- 
Mehlem zugewiesen. Diese Räume mußten jedoch vor dem 
Einzug für Zwecke der Dienststelle des Wehrbeauftragten 
umgebaut werden. Die Maßnahme konnte nicht vorhergese- 
hen werden, sie konnte auch nicht zurückgestellt werden. 
Die Mehrausgabe war daher unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 02 03 Tit. 206. 
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Kap. 

Tit. 

Haushalts- 

betrag 

1962 

DM 

An über- und 
*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab emitt ein sind 
zugewiesen 

DM 

Begründung 



noch Einzelplan 02 ■ — - Deutscher Bundestag — 

02 03 

215b 

5 000,— 

16 223,78 

Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans 1962 konnte nicht vor- 


hergesehen werden, daß der Wehrbeauftragte eine Informa- 
tionsreise in die USA machen würde. Eine Zurückstellung 
der Reise war nicht möglich. Da die veranschlagten Mittel 
bereits durch vorhergehende Auslandsreisen u. a. nach 
Schweden sowie zu im Ausland stationierten deutschen 
Truppen verbraucht waren, mußte die Ausgabe überplan- 
mäßig geleistet werden. 

Einsparung innerhalb Kap. 02 03. 


04 01 
107 


04 01 
203 


04 01 
207 c 


Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 

152 000, — | 15 901, — | Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 

Der Haushaltsansatz bei Kap. 04 01 Tit. 107 ist für das Bun- 
deskanzleramt und für das Presse- und Informationsamt ge- 
meinsam nach der durchschnittlichen Istausgabe der vergan- 
genen Jahre veranschlagt worden. Im Rechnungsjahr 1962 
war sowohl die Zahl der eingegangenen Beihilfeanträge als 
auch infolge Erhöhung der Arzthonorare und der Kranken- 
haussätze die Summe der beihilfefähigen Beträge höher als 
in den Vorjahren. Da auf die Gewährung von Beihilfen ein 
Rechtsanspruch besteht, war die Mehrausgabe unabweisbar; 
sie war bei Aufstellung des Haushaltsplans 1962 nicht vor- 
herzusehen. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 04. 


82 000,— 25 073,91 Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 

sowie Rundfunkgebühren 

Die Mehrausgaben sind auf die dienstlich notwendige Ein- 
richtung der Fernsprech- und Fernschreibanlagen während 
der Urlaubsaufenthalte des Bundeskanzlers in Cadenabbia 
zurückzuführen. Da seitens der italienischen und deutschen 
Postverwaltungen die Erstattungsforderungen für die ver- 
gangenen Jahre erstmals im Herbst 1961 erhoben wurden, 
waren diese Ausgaben bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1962 noch nicht vorauszusehen; sie waren auch unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 101. 


1 500, — j 64 534,94 | Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 

stattungsgegenstände in Amts-, Dienst- und Werkdienstwoh- 
nungen (Ergänzung) 

Dem Bevollmächtigten der Bundesrepublik Deutschland in 
Berlin ist in einem vom Bund hierfür käuflich erworbenen 
Grundstück eine Dienstwohnug zugewiesen worden. Gleich- 
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An über- und 

Haushalts- 

*) außerplan- 

betrag 

mäßigen Aus- 

1962 

gabemitteln sind 


zugewiesen 

DM 

DM 


Begründung 


04 03 
200 


04 03 
201 


noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


zeitig wurden in diesem Gebäude weitere Räume als vom 
Bund auszustattende Empfangsräume anerkannt. Bei der 
Aufstellung des Haushaltsplans 1962 war dies noch nicht 
vorauszusehen, so daß die Ausgaben überplanmäßig ge- 
leistet werden mußten. Mit Rücksicht auf die politische Be- 
deutung war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 45. Sitzung am 12. Dezember 1962 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 04 01 Tit. 101. 


230 000,— 


64 000,— 


Geschäftsbedürfnisse 


Aus Gründen der aktuellen Unterrichtung mußten die in der 
Fernschreibzentrale bisher verwendeten Fernschreibrol- 
len (5-fach) auf ein neues Verfahren (Sine-Carbon; 8-fach) 
umgestellt werden. Die Kostenerhöhung beträgt pro Jahr 
| rund 25 000 DM. Weiterhin führte die notwendige verstärkte 
Öffentlichkeitsarbeit bei der Herausgabe von Diensten und 
Informationen zu einem Mehrverbrauch an Saugpost um 
etwa 40 v. H. 

Für den Auslandsversand von Broschüren, Büchern etc. muß- 
ten verstärkte Spezial-Versandtaschen beschafft werden, da 
das Versandgut den Empfänger zum größten Teil in erheb- 
lich beschädigtem Zustand erreichte. 

Es war nicht vorherzusehen, daß die vorbezeichneten Maß- 
nahmen im Rechnungsjahr 1962 erforderlich sein würden. Sie 
waren zur Erfüllung der gestellten Aufgaben unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 300. 


301 000,— 


65 000,— 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen 


Für das Rechnungsjahr 1962 waren bei den Einmaligen Aus- 
gaben Mittel für 2 Ton- und Bildaufzeichnungsanlagen — 
System Ampex — ausgebracht worden. Mittel für die Unter- 
haltung und Wartung der Geräte wurden erstmals für 1963 
veranschlagt, da für die Geräte mit langen Lieferfristen ge- 
rechnet werden mußte. Die Ampex-Geräte wurden jedoch 
vom Herstellerwerk aus den USA früher als erwartet ausge- 
liefert. Zur Vorbereitung der Inbetriebnahme mußten Mag- 
netbänder und Ausstattungsgegenstände für die Empfangs- 
plätze bereitgestellt werden. Bei Aufstellung des Haushalts 
1962 war nicht vorherzusehen, daß Wartungs- und Ausstat- 
tungskosten noch im Rechnungsjahr 1962 anfallen würden. 
Die Ausgaben waren unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kap. 04 03. 
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Kap. 

Tit. 


04 03 


301 


04 03 


302 



An über- und 

i 

Haushalts- 

*) außerplan- 


betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1962 

gabemittein sind 


zugewiesen 


DM 

DM 



noch Einzelplan 04 — Bundeskanzler und Bundeskanzleramt — 


185 000,— 


540 000, — 


14 700, — ^ Tätigkeitsbericht der Bundesregierung 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, da die Herstellungs- 
kosten den veranschlagten Betrag überstiegen. Durch Vor- 
lage des Tätigkeitsberichts zum Jahresende war eine 
2. Auflage nicht zu umgehen. Die 2. Auflage machte eine 
große Zahl von Korrekturen notwendig, vor allem zu den 
Beiträgen der Ressorts, die statistische Ergebnisse des voran- 
gegangenen Jahres nachtrugen bzw. Vermerke hierüber 
anbringen mußten. Während in den letzten Jahren Korrek- 
turen anfielen, die die Auswechslung oder Ergänzung klei- 
nerer einzelner Satzzeilen oder -stellen notwendig machten, 
kam es beim Bericht 1961 durch Streichung oder Ergänzung 
ganzer Abschnitte zu Änderungen von fast 50 Seiten. Trotz 
der Erfahrungen aus früheren Jahren, bei denen sich diese 
Änderungen in übersehbarem finanziellem Rahmen hielten, 
konnte bei dem letztjährigen Bericht der zusätzliche Kosten- 

1 anfall nicht vorhergesehen werden. 

| Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 300. 


40 000, — Bulletin des Presse- und Informationsamtes der Bundes- 
regierung (Deutsche Ausgabe) 

Der Mehrbedarf ist vor allem darauf zurückzuführen, daß 
das Bulletin (Deutsche Ausgabe) im laufenden Rechnungsjahr 
in erhöhtem Maße aus allen Bereichen des öffentlichen Le- 
bens für Veröffentlichungen in Anspruch genommen wurde. 
In besonderem Maße traf dies für das Bundesministerium für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit zu. Die Bedeutung und Aus- 
| dehnung der Entwicklungshilfe erforderte im Inland und 
[ auch in den Entwicklungsländern selbst eine ausführliche 
i Publikationsarbeit. 

Außerdem hat die Entwicklung der internationalen Organi- 
sationen, an denen die Bundesrepublik zum Teil führend be- 
teiligt ist, erhöhte Ansprüche an das Bulletin mit sich ge- 
bracht. Die ausführliche Berichterstattung über die euro- 
päischen Institutionen, (Montanunion, EWG, EURATOM, 
Europarat, WEU, Europäisches Parlament und NATO), auf 
die im Interesse der von der Bundesregierung betriebenen 
Integrationspolitik größter Wert gelegt wurde, war unab- 
weisbar. Die insgesamt hierdurch entstandenen Mehrkosten 
waren ihrer Höhe nach nicht vorhersehbar. 

Zu einem geringen Teil war die Mehrausgabe ab 1. Oktober 
1962 auf eine die Herstellungskosten des Bulletins steigernde 
| Lohnerhöhung zurückzuführen. 


! Einsparung bei Kap. 04 03 Tit. 300. 

i 
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An über- und 



Haushalts- 

*) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 

Begründung 

1962 

gab ermitteln sind 

Tit. 


zugewiesen 



DM 

DM 


0501 : 

2 000 000,— 

Einzelplan 

219 173,25 

05 — Auswärtiges Amt — 

Beihilfen aufgrund der Beihilfevorschriften 


107 


Die große Zahl der Krankheitsfälle im In- und Ausland hatte 
eine außergewöhnlich starke Inanspruchnahme der Beihilfe- 
mittel zur Folge. Die veranschlagten Mittel reichten zur Dek- 
kung der anfallenden Ausgaben nicht aus. Die Ausgaben für 
Beihilfen beruhen auf rechtlicher Verpflichtung. Die Mehr- 
ausgabe war unabweisbar und unaufschiebbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

| Infolge des Mangels an Bundeswohnungen konnte im Rech- 
nungsjahr 1962 ein erheblicher Teil der vom Ausland in das 
Inland versetzten Bediensteten nur provisorisch unterge- 
bracht werden. Dadurch mußte zwangsläufig in vermehrtem 
Umfange die höhere Auslandstrennungsentschädigung ge- 
j zahlt werden. Die Mehrausgaben waren unabweisbar und 
| konnten nicht vorhergesehen werden. 

1 Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 104 a. 


05 01 


108 


265 000, 


171 300,31 


05 01 
205 


15 000 — 


75 186,86 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Im Rechnungsjahr 1962 mußten in dem als Amtswohnung 
des Bundesministers des Auswärtigen zur Verfügung ste- 
henden Gebäude, Bonn-Venusberg, Kiefernweg 12, Um- und 
Erweiterungsbauten durchgeführt werden. Es handelte sich 
um Maßnahmen, die aus Anlaß des Ministerwechsels unab- 
weisbar waren. Bei der Veranschlagung des Bedarfs bei 
Tit. 205 für das Rechnungsjahr 1962 war diese Maßnahme 
nicht vorauszusehen. Die Mehrausgabe mußte daher über- 
planmäßig geleistet werden. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 206. 


05 01 


480 000,— 


173 695,07 


Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 


215b 


Im Rechnungsjahr 1962 mußten im Zusammenhang mit dem 
! Ministerwechsel in verstärktem Umfange regionale Bot- 
! schafterkonferenzen durchgeführt werden. Dadurch sind 
! zwangsläufig Mehrausgaben entstanden, die bei der Ver- 
anschlagung des Bedarfs für das Rechnungsjahr 1962 nicht 
vorhergesehen werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 216. 
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An über- und 



Haushalts- 

•) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. 

1962 

gabenuitteln sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 


05 01 
apl. 952 


05 02 
611 


05 02 
apl. 666 


— *) 85 707 r 26 Maßnahmen aus Anlaß des Eichmann-Prozesses 

Im Rechnungsjahr 1961 sind für die aus Anlaß der Ent- 
sendung einer Beobachterdelegation zum Eichmann-Prozeß 
nach Jerusalem entstandenen Kosten außerplanmäßige 
Haushaltsmittel bereitgestellt worden. Es war nicht möglich, 
sämtliche Kosten im Rechnungsjahr 1961 abzurechnen. Ein 
Restbetrag von rd. 34 300 DM mußte im Rechnungsjahr 1962 
verausgabt werden. Ein weiterer Betrag in Höhe von rd. 
51 400 DM war für die Teilnahme eines Beobachters an den 
Revisionsverhandlungen aufzuwenden, die erst im Rech- 
nungsjahr 1962 in Jerusalem stattgefunden haben. Es handelt 
sich um zwangsläufige und unvorhergesehene Ausgaben. 
Für diesen Zweck standen planmäßige Haushaltsmittel nicht 
zur Verfügung. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 168. Sitzung am 20. April 1961 von der außerplanmäßi- 
gen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 216. 

560 000, — 49 888,51 Beitrag des Bundes an die Wirtschaftskommission der Ver- 

( Vorgriff) einten Nationen für Europa (ECE) 

Die ECE konnte zur Zeit der Aufstellung des Haushaltsplans 
1962 noch keine Angaben über die Ausgabenhöhe im Jahre 
1962 machen; der deutsche Beitrag wurde deshalb zunächst 
in Höhe des Vorjahresansatzes veranschlagt. 

Dieser Betrag hat jedoch zur Deckung der deutschen Beitrags- 
verpflichtung nicht ausgereicht, so daß ein Haushaltsvorgriff 
unabweisbar wurde. 

Einsparung bei Kap, 05 02 Tit. 673. 

— *) 50 000, — - Freiwilliger Beitrag an das Internationale Komitee vom 

Roten Kreuz in Genf 

Zur Erfüllung seiner Aufgaben erhält das Internationale 
Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) nach Artikel 11 seines 
Statuts nicht nur Beiträge von den nationalen Rotkreuz-Ge- 
sellschaften, sondern auch von den Regierungen von insge- 
samt etwa 70 Staaten. Die Beitragsleistung der Regierungen 
beruht auf einer Entschließung der Diplomatischen Konferenz 
für die Ausarbeitung der Genfer Abkommen von 1949. 

In der Zeit von 1950 bis 1961 hat die Bundesregierung dem 
IKRK in zwölf Jahresraten die bei der Betreuung von deut- 
schen Kriegsgefangenen nach der Kapitulation entstandenen 
Kosten erstattet. Im Hinblick auf diese Zahlungen sah das 
IKRK bisher davon ab, sich wegen eines regelmäßigen Bei- 
trages zur Finanzierung seiner Aufgaben an die Bundes- 
regierung zu wenden. 

Der jetzt erbetenen Beitragsleistung konnte sich die Bundes- 
regierung aus außenpolitischen Gründen nicht entziehen. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 673. 


8 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1317 




An über- und 


Kap. 

Tit. 

I 

Haushalts- 

betrag 

1962 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab enuitteln sind 

Begründung 

DM 

zugewiesen 

DM 



05 02 | 1 500 000 — 

678 


05 02 
954 


05 02 
apl. 956 


05 02 
apl. 958 



250 000,— 



noch Einzelplan 05 — - Auswärtiges Amt — 

17 180,65 | Beitrag des Bundes an die Westeuropäische Union (WEU) 

! Auf Grund der Beitragsverpflichtung der Bundesrepublik 
I Deutschland haben sich unvermeidliche und unvorhersehbare 
I Mehrausgaben für den Haushalt der Organisation, den Son- 
j derhaushalt betreffend Unterbringung der WEU-Dienst- 
| stellen in Paris, den Haushalt der WEU-Versammlung und 
! die Deckung der Einrichtungs- und Umzugskosten in Zusam- 
menhang mit dem Bezug des neuen WEU-Verwaltungsge- 
bäudes in Paris ergeben. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1962 wurde be- 
stimmt, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO nicht angewendet wird. 

i Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 673. 


48 850,81 Kosten der Internationalen Weltkartenkonferenz in Bonn 

Die tatsächlichen Kosten der Internationalen Weltkarten- 
konferenz, die in der Zeit vom 3. bis 22. August 1962 in Bonn 
| stattgefunden hat, konnten bei der Veranschlagung des 
i Mittelbedarfs im Dezember 1961 nicht in vollem Umfange 
übersehen werden. Aus den von den Vereinten Nationen 
i hinsichtlich der Durchführung der Konferenz gestellten wei- 
j teren Anforderungen ergaben sich zwangsläufig Mehraus- 
| gaben, die von der Bundesrepublik als gastgebendes Land 
geleistet werden mußten. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 240 b. 


*) 141 523,80 Kosten für den Staatsbesuch des Staatspräsidenten des Sudan 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des Staatsbesuchs des Präsidenten des Sudan, General 
Ibrahim Abboud, vom 11. bis 19, April 1962 in der Bundes- 
republik zwangsläufig angefallen sind. Für diese Zwecke 
standen planmäßige Haushaltsmittel nicht zur Verfügung. 

Einsparung bei Kap. 05 01 Tit. 216. 


*) 170513, — Kosten für den Staatsbesuch des Staatspräsidenten der 
Republik Zypern 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des Staatsbesuchs des Staatspräsidenten der Republik 
Zypern, Erzbischof Makarios, in der Bundesrepublik vom 
21. bis 27. Mai 1962 zwangsläufig entstanden sind. Für diesen 
Zweck standen planmäßige Haushaltsmittel nicht zur Ver- 
fügung. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 
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An über- und 
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apl. 960 


05 02 
apl. 961 
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apl. 963 


noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

*) 225 769,73 Kosten des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik Mali 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik Mali 
und Frau Keita in der Bundesrepublik vom 6. bis 14. Juni 
1962 zwangsläufig entstanden sind. Für diesen Zweck stan- 
den planmäßige Haushaltsmittel nicht zur Verfügung. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 206. 


*) 216 995,90 Kosten des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik 
Madagaskar 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des Staatsbesuchs des Präsidenten der Republik 
Madagaskar und Frau Tsiranana in der Bundesrepublik vom 
27. August bis A . September 1962 zwangsläufig entstanden 
sind. Für diesen Zweck standen planmäßige Haushaltsmittel 
nicht zur Verfügung. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


*) 19 249,68 Kosten für den inoffiziellen Besuch des Präsidenten der 
Republik Elfenbeinküste 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des inoffiziellen Besuchs des Präsidenten der Republik 
Elfenbeinküste und Frau Houphouet-Bougny in der Bundes- 
republik vom 14. bis 21. Juni 1962 zwangsläufig entstanden 
sind. Für diesen Zweck standen planmäßige Haushaltsmittel 
nicht zur Verfügung. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 208. 


*) 412 367,96 Kosten für den Staatsbesuch des Präsidenten der Franzö- 
sischen Republik 

Es handelt sich um unvorhergesehene Ausgaben, die aus 
Anlaß des Staatsbesuchs des Präsidenten der Französischen 
Republik, General de Gaulle, in der Bundesrepublik vom 
4. bis 9. September 1962 zwangsläufig entstanden sind. Für 
diesen Zweck standen planmäßige Haushaltsmittel nicht zur 
Verfügung. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 05. 


*) 50 000, — Zuwendungen an ehemalige afrikanische Bedienstete des 

Deutschen Reichs in Togo und Kamerun 

Während des ersten Weltkrieges konnte an die Afrikaner, 
die in den ehemaligen deutschen Kolonien im Reichsdienst 
beschäftigt waren, zeitweise kein Gehalt, Sold oder Lohn 
gezahlt werden, weil deutsche Geldmittel nicht nach Afrika 
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noch Einzelplan 05 — Auswärtiges Amt — 

: transferiert werden konnten. Einige Jahre nach Kriegsende 
! sind die geschuldeten Bezüge zum größten Teil nachgezahlt 
I worden. Nur in den französischen Mandatsgebieten war dies 
i nicht möglich. 

Die Bundesregierung hat am 21. September 1962 beschlossen, 
an die in den inzwischen selbständig gewordenen Ländern 
Togo und Kamerun noch lebenden früheren Bediensteten 
(nicht Hinterbliebenen) ohne Anerkennung einer Rechtsver- 
pflichtung eine Gratialzahlung in Höhe von 1000 DM je 
! Person aus außenpolitischen Gründen zu zahlen. 

i Planmäßige Haushaltsmittel standen für diese Ausgaben 
nicht zur Verfügung. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 40. Sitzung am 15. November 1962 von der außer- 
i planmäßigen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

I 

! Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 208. 


64 222,75 


: 


25 056,— 


Gemäß § 2 Abs. 1 des Haushaltsgesetzes 1962 wurde be- 
stimmt, daß § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO nicht angewendet wird. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 206. 


Unterhaltszuschüsse für Beamte auf Widerruf im Vorberei- 
tungsdienst 

Nach der Aufstellung des Haushaltsplans 1962 hat sich auf 
Grund inzwischen eingetretener Veränderungen herausge- 
stellt, daß zur Deckung des notwendigen Personalbedarfs im 
höheren Dienst die in den Erläuterungen zu Kap. 05 03 
Tit. 105 ausgebrachte Anzahl an Attaches des 17. Nachwuchs- 
lehrgangs nicht ausreicht. Eine Verstärkung um 9 Kräfte ist 
erforderlich geworden. Außerdem konnte bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans noch nicht die Änderung der Ausbildungs- 
ordnung vom 29. April 1961 berücksichtigt werden, wonach 
die Ausbildungszeit für Assessoren um 12 Monate im Aus- 
land verlängert worden ist. Der sich aus diesen beiden Tat- 
sachen ergebende Mehrbedarf an Mitteln war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 05 03 Tit. 103. 


Zuschuß an den Deutschen Rat der Europäischen Bewegung 

Im Laufe des Rechnungsjahres 1962 hat sich der Aufgaben- 
bereich des Deutschen Rats der Europäischen Bewegung 
erweitert. Das war bei der Aufstellung des Haushaltsplans 
1962 nicht vorauszusehen. Im Hinblick auf die Bedeutung der 
vom Deutschen Rat der Europäischen Bewegung durchzu- 
führenden Aufgaben war eine Erhöhung des Zuschusses des 
Auswärtigen Amts unabweisbar. 
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06 01 
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1 650 000 — 
Übertragung 
auf Epl. 15 
20 000 — 
verbleiben 
1 630 000 — 


06 01 
201 c 


64 000 — 
Übertragung 
auf Epl. 15 
11 500 — 
verbleiben 
52 500 — 


06 01 
205 


119 600 — 


Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


357 010,45 Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 

Mehrausgabe infolge Zunahme der beihilfefähigen Aufwen- 
| düngen, bedingt durch höhere Arzthonorare, höhere Behand- 
! lungs- und Pflegekosten in den Krankenhäusern sowie 
durch Erweiterung des beihilfeberechtigten Personenkreises 
| nach Wegfall der einschränkenden Bestimmungen für die 
Eheschließung (Heiratserlaubnis beim Bundesgrenzschutz). 
Auf die Gewährung der Beihilfen besteht ein Rechtsanspruch. 
Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tiit. 657 a. 


25 409,03 


Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen (Ergänzung) 


Mehrbedarf durch Beschaffung einer Hammermühle zur Ver- 
nichtung von VS-Akten im Katastrophenfall und durch An- 
schaffung zusätzlicher Geräte für die im Rechnungsjahr 1961 
für das Bundesministerium des Innern beschaffte Filmvor- 
führanlage. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Auf- 
stellung des Bundeshaushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1962 die zweckmäßigste Art der Aktenvernichtung noch 
ungeklärt und die Ergänzung der Filmvorführanlage durch 
zusätzliches Gerät zur Begutachtung von Filmen für die be- 
vorstehende Vergabe des Deutschen Filmpreises 1962 und 
von Spielfilmprämien erforderlich war; sie war unabweisbar 
im Hinblick auf die damals bestehende politische Spannungs- 
zeit und zur Herstellung der vollen Funktionsfähigkeit der 
Filmvorführanlage. 


Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 


15 129 — 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Mehrbedarf infolge Durchführung verschiedener Baumaß- 
nahmen (Umstellung der Koksfeuerungsanlage im Haus 1 
auf Ölheizung, Erstellung einer Brücke von Haus 1 nach 
Haus 2 des Bundesministeriums des Innern). Die Durchfüh- 
rung der Maßnahmen war nach dem von der Bundesbau- 
direktion aufgestellten Gutachten aus Gründen der Wirt- 
schaftlichkeit sowie aus Sicherungsgründen unabweisbar er- 
forderlich. Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen, weil 
bei der Aufstellung des Haushalts 1962 mit Ausgaben dieser 
Art und in dieser Höhe nicht zu rechnen war. 


Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 661 b. 
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06 01 
217 


38 000 — 
Übertragung 
auf Epl. 15 
3000 — 
verbleiben 
35 000 — 


38 059,36 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Mehrbedarf durch Erhöhung der Beförderungsauslagen bei 
Umzügen auf Grund der Verordnung über den Tarif für (den 
Möbelverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 21. Juli 1961 (Bun- 
desanzeiiger Nr. 145) und durch verstärkte Bewilligung von 
Abfindungsbeiträgen nach den Richtlinien für das Gewähren 
von Beiträgen zum Instandsetzen und Beschaffen von Woh- 
nungen für Bundesbedienstete als Trennungsentschädigungs- 
empfänger vom 9. April 1959 (GMB1. S. 200). Die Mehraus- 
gabe war nicht vorherzusehen, weil bei der Aufstellung des 
Haushalts 1962 mit der Erhöhung der Beförderungsauslagen 
bei Umzügen und einer vermehrten Bewilligung von Abfin- 
dungsbeiträgen nicht gerechnet werden konnte; sie war un- 
abweisbar, weil die Gewährung von Umzugskostenver- 
gütungen auf gesetzlicher Verpflichtung beruht. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 


06 01 
219 


115 000,— 
Übertragung 
auf Epl. 15 
5000,— 
verbleiben 
110 000 — 


104 192,78 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


Mehrbedarf durch unvorhergesehene Rechtsstreitigkeiten, 
insbesondere durch Kosten des Musterrechtsstreits, den die 
Kieler Verkehrs-AG gegen die Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Bunidesministerium des Innern, wegen 
Erstattung der Fahrgeldausfälle durch die kostenlose Be- 
förderung von Schwerbeschädigten geführt hat. Durch rechts- 
kräftiges Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 15. Mai 
1962 — VII C 36.59 — ist der Klage in vollem Umfange 
stattgegeben worden. Die Kosten wurden der Bundesrepu- 
blik Deutschland auferlegt. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 


06 02 
600 


10 047 000 — 


953 525,80 


Erstattung an das Land Berlin für die Deutsche Dienststelle 
für die Benachrichtigung der nächsten Angehörigen von Ge- 
fallenen der ehemaligen deutschen Wehrmacht in Berlin- 
Wittenau, Eichborndamm 167 — 209 


Mehrbedarf durch Schaffung zusätzlicher Stellen für 198 An- 
gestellte und 4 Arbeiter sowie durch Erstattung der bisher 
vom Land Berlin getragenen Versorgungsaufwendungen für 
die Zeit vom 1. April 1957 bis 31. Dezember 1961. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil der größte Teil der 
der Dienststelle zur Verfügung stehenden Notstandskräfte 
vom Hauptwirtschafter für das Notstandsprogramm Berlin 
kurzfristig zurückgezogen wurde und diese Arbeitskräfte 
zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes ersetzt werden 
mußten. Die Übernahme der Versorgungsaufwendungen be- 
ruht auf § 2 der zwischen der Bundesregierung — vertreten 
durch das Bundesministerium des Innern — und der Stadt 
Berlin — vertreten durch den Senator für Inneres von Ber- 
lin — am 9. Januar 1951 und am 21. März 1951 getroffenen 
Verwaltungsvereinbarungen. Die Mehrausgabe war unvor- 
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hergesehen, weil bei Aufstellung des Haushalts 1962 mit 
Ausgaben dieser Art nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 


06 02 
605 


10 170 000 — 


1 17 291,29 


Zuschuß an die Evangelische Kirche und die Katholische 
Kirche sowie an Freikirchen, die am 8. Mai 1945 öffentlich- 
rechtliche Körperschaften waren, für die Versorgung der 
heimatvertriebenen und sonstigen verdrängten versorgungs- 
berechtigten Seelsorger, Kirchenbeamten, Kirchenangestell- 
ten sowie ihrer Hinterbliebenen 


Auf Grund der nach § 2 der einzelnen Abkommen vorgeleg- 
ten Abrechnungen über die von den Kirchen tatsächlich ge- 
zahlten Versorgungsbezüge für das abgelaufene Rechnungs- 
jahr 1961 ergibt sich, daß im Rechnungsjahr 1962 folgende 
Beträge zu zahlen sind: 


a) Nachzahlung (Ausgleichszahlung) 
für das Rechnungsjahr 1961 

b) Abschlagszahlungen für das 
Rechnungsjahr 1962 

Zusammen: 


so daß sich bei einem 
Haushaltsansatz von 

eine überplanmäßige Haushaltsausgabe 

von 

ergibt. 


= 1 893 105,05 DM 

= 8 394 186,24 DM 

10 287 291,29 DM, 

10 170 000— DM 

117 291,29 DM 


Der Mehrbedarf beruht auf 


a) der Erhöhung der Versorgungsbezüge ab 1. Januar 1961 
um 8 v. H., die bei dem Ansatz für das Rechnungs- 
jahr 1961 nicht berücksichtigt war und somit im Rech- 
nungsjahr 1962 nachzuzahlen ist, 

b) der Einbeziehung der Aufwendungen für Beihilfen ab 
1. Januar 1961 

und 

c) der Einbeziehung der Versorgungsaufwendungen für die 
in Berlin wohnenden heimatvertri ebenen und sonstigen 
verdrängten Seelsorger, Kirchenbeamten, Kirchenange- 
stellten und ihre Hinterbliebenen ab 1. Januar 1961. 


Die für das Rechnungsjahr 1962 zu erwartenden Mehrauf- 
wendungen waren bei der Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlages schätzungsweise berücksichtigt worden, jedoch 
konnte die tatsächliche Höhe nicht genau ermittelt werden. 
Die Mehrausgabe war auf Grund des § 2 Abs. 2 des mit den 
Kirchen abgeschlossenen Abkommens vom 27. Juni 1958 un- 
abweisbar. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 
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06 02 | 

j 2 700 000, — ' 

267 847,52 

Für zentrale Maßnahmen auf dem Gebiet des Sports und der 


610 


Leibesübungen 


Im Laufe des Rechnungsjahres 1962 hat sich ergeben, daß 
auf dem Gebiete der allgemeinen Sportförderung nachste- 
hende Vorhaben durchgeführt werden müssen: 


1. Ausscheidungskämpfe im Ausland zur Ermittlung einer 
gesamtdeutschen Mannschaft für die Leichtathletik- 
Europameisterschaft in Belgrad und für die Frauenwelt- 
meisterschaft im Feldhandball in Bukarest, 


2. Teilnahme der deutschen Nationalschwimm-Mannschaft 
(Olympiamannschaft) an den Meisterschaftswettkämpfen 
in den USA zu Vergleichswettkämpfen wegen Nichtteil- 
nahme an den Europameisterschaften in Leipzig, 

3. Förderung des Trainings der Winter Sportler, insbeson- 
dere der Skisportler, zur Vorbereitung auf die Olym- 
pischen Spiele im Januar/Februar 1964 in Innsbruck. 

Die Bundesregierung hält die Mehrausgabe aus politischen 
Gründen und zur Leistungssteigerung der Spitzensportler 
der Bundesrepublik für unabweisbar. 

Die Mehrausgabe konnte bei Aufstellung des Bundeshaus- 
halts 1962 nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 


06 02 
660 


6 400 000,— 


135 808,06 


Förderung der Kultur, soweit es sich um eine repräsentative 
Vertretung des Bundes oder um die Wahrung von Belangen 
gesamtdeutscher oder internationaler Bedeutung handelt 


1. Der Verein Beethovenhaus e. V. Bonn hat ein handge- 
schriebenes Skizzenbuch von Ludwig van Beethoven aus 
dem Jahre 1825 von privater Seite in Madrid zum Kauf- 
preis von 200 930 DM erworben. An dem Ankauf haben 
sich das Land Nordrhein-Westfalen und der Bund mit je 
75 000 DM beteiligt. Der Restbetrag wurde durch Spenden 
aus Wirtschaftskreisen abgedeckt. Das einzigartige Beet- 
hovenmanuskript mußte für die wissenschaftliche For- 
schung des Beethoven-Archivs erworben werden, da das 
Archiv eine Gesamtausgabe der Skizzenbücher heraus- 
gibt, andernfalls es abermals von ausländischen Samm- 
lern angekauft worden wäre. Es bestand daher ein 
erhebliches Bundesinteresse an dem Erwerb des Manu- 
skriptes. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und konnte 
bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1962 nicht vorher- 
gesehen werden. 

2. Die Firma Hauswedell in Hamburg versteigerte am 
23. November 1962 das Rilke-Archiv des Insel-Verlages. 
Die Sammlung umfaßte im einzelnen: eigenhändige 
Manuskripte von 50 Einzelgedichten, mehrere große Ge- 
dichtzyklen (darunter die „Sonette an Orpheus" und die 
„Duineser Elegien"), eine große Zahl von Prosastücken, 
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viele Übertragungen von der Hand Rilkes, Korrektur- und 
Widmungsexemplare und 675 zu einem großen Teil noch 
ungedruckte Briefe. Der Kaufpreis betrug 213 155 DM, 
davon übernahm der Bund einen Betrag von 83 130 DM. 
Die Sammlung ist bestimmt für die Deutsche Schiller- 
gesellschaft in Marbach am Neckar. Die Rilke-Sammlung 
ist von besonderer Bedeutung für die Rilke-Forschung 
und die wissenschaftlich kritische Gesamtausgabe der 
Werke Rilkes. Es bestand daher ein erhebliches Bundes- 
interesse an dem Erwerb des Rilke-Archivs. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und konnte 
bei Aufstellung des Bundeshaushalts 1962 nicht vorher- 
gesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 


06 08 
304 


1 200 000,— 


50 192,06 


Herstellung von Veröffentlichungen 


Die Mehrausgabe war unabweisbar durch die Erhöhung der 
Druckkosten für das laufende Veröffentlichungsprogramm 
infolge mehrmaliger Lohnerhöhungen im graphischen Ge- 
werbe (ab 1. September 1961 und 1. September 1962), durch 
die Tariferhöhungen der Dienstbezüge der aus Tit. 304 be- 
schäftigten Hilfskräfte (ab 1. Juli 1962) sowie dadurch, daß 
unvorhergesehen in einigen Fällen Veröffentlichungen eher 
vorgenommen werden konnten als ursprünglich geplant. 
Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushaltsplans 
für das Rechnungsjahr 1962 nicht vorauszusehen, weil die 
kostenerhöhenden Faktoren nicht bekannt waren. 

Gemäß § 2 Abs. 1 HG 1962 ist bestimmt worden, daß § 30 
Abs. 3 Satz 1 RHO keine Anwendung findet. 


Einsparung bei Kap. 06 08 Tit. 951. 


06 10 
apl. 700 


*) 187 339,75 


Grunderwerb für den Um- und Erweiterungsbau des Dienst- 
gebäudes des Bundeskriminalamtes in Wiesbaden 


Durch erhebliche Aufgabenvermehrungen des Bundeskrimii- 
nalamtes in den letzten Jahren ist ein Um- und Erweite- 
rungsbau des Dienstgebäudes in Wiesbaden notwendig ge- 
worden. Es war zunächst ein Um- und Erweiterungsbau auf 
eigenem Gelände geplant. Der 1. und 2. Teilbetrag der Bau- 
kosten sind in den Rechnungsjahren 1961 und 1962 beii 
Kap. 06 10 Tit. 710 mit insgesamt 2 000 000 DM veranschlagt. 
Die eingeleiteten Vorarbeiten für die späteren Bauabschnitte 
haben ergeben, daß das vorgesehene Gelände zur Durch- 
führung der weiteren Bauabschnitte nicht ausreicht und die 
Durchführung der bisherigen Planung unwirtschaftlich und 
organisatorisch unzweckmäßig wäre. Es war deshalb unab- 
weisbar, zusätzlich Grundbesitz zu erwerben. Die im Rech- 
nungsjahr 1962 dafür angefallenen Kosten konnten bei Auf- 
stellung des Haushaltsvoranschlages nicht vorhergesehen 
werden. 


Einsparung bei Kap. 06 10 Tit. 710. 
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34 000 — 


13 986 f 24 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanla- 
gen sowie Rundfunkgebühren 


Die Dienstgeschäfte des Bundesarchivs und seiner Abteilung 
Zentralnachweisstelle in Kornelimünster haben auch im 
Rechnungsjahr 1962 weiter erheblich zugenommen. Dadurch 
erhöhten sich die Ausgaben für Porto- und Fernmeldegebüh- 
ren. Zudem ist die Möglichkeit der Versendung von Postaus- 
gängen als „Gebührenpflichtige Dienstsache" weggefallen. 
Es kommt hinzu, daß bei der Abteilung Zentralnachweis- 
stelle in Kornelimünster die Einziehung von Portobeträgen 
entfällt, weil Entgelte für Auskünfte in Sozialversicherungs- 
angelegenheiten nicht mehr erhoben werden. Außerdem 
sind für die erweiterte Fernsprechanlage in dem Anfang 
des Rechnungsjahres 1961 angemieteten neuen Dienstge- 
bäude höhere Wartungsgebühren zu zahlen. 

Die Mehrausgabe war daher unabweisbar und konnte bei 
Aufstellung des Haushaltsplans 1962 dem Grund und der 
Höhe nach nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 06 13 Tit. 206, 


142 800 — 


19 632,29 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 


Der Mehrbedarf hat sich insbesondere durch erhöhte Porto- 
kosten infolge Zunahme der Auslandspostsendungen im Zu- 
sammenhang mit der Wiedergutmachung ergeben. Die Mehr- 
ausgabeSwar zur Durchführung der gesetzlichen Aufgaben und 
zur Aufrechterhaltung eines ordnungsmäßigen Dienstbetrie- 
bes unabweisbar und bei Aufstellung des Haushalts für das 
Rechnungsjahr 1962 nicht vorherzusehen. 

Einsparung bei Kap 06 15 Tit. 609. 


500 000,— 


199 063,88 


Maßnahmen zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Ver- 
kehr mit Berlin 


Der Mehrbedarf ist durch die zunehmende Inanspruchnahme 
der Zuschüsse zum Ausgleich überhöhter Fahrkosten im Ver- 
kehr nach und von Berlin entstanden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil der Bund zur Ge- 
währung der Flugkostenzuschüsse an die gefährdeten Be- 
diensteten und deren Familienangehörige aus der dienst- 
lichen Fürsorgepflicht heraus gehalten ist. Sie war unvorher- 
gesehen, weil bei der Aufstellung des Haushalts 1962 mit 
der über den geschätzten Bedarf hinausgehenden Inan- 
spruchnahme der Zuschüsse, bedingt durch die politische 
Situation, nicht gerechnet werden konnte. 

Einsparung bei Kap. 06 15 Tit. 609. 
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30 000 — 


14 568,02 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Der Mehrbedarf ist durch vermehrte Umzüge infolge Fertig- 
stellung mehrerer LS-Warnämter entstanden. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Umzugskosten- 
vergütungen und -beihilfen auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtung gezahlt werden mußten. Sie war unvorhergesehen, 
weil sich die genaue Zahl der Umzüge bei Aufstellung des 
Haushaltsplans nicht mit Sicherheit schätzen ließ. 


Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 312. 


20 000 ,— 


16 585,40 


Vermischte Verwaltungsausgaben 


Der auf dem Arbeitsmarkt herrschende Kräftemangel 
zwingt dazu, freie Stellen in mehreren Tageszeitungen bzw. 
Fachzeitschriften auszuschreiben und die Ausschreibungen 
regelmäßig zu wiederholen. Damit sind zwangsläufig höhere 
Anzeigekosten verbunden. Außerdem kann über die Aus- 
wahl des geeignetsten Bewerbers für die zu besetzende 
Stelle meist erst nach persönlicher Vorstellung mehrerer 
Bewerber entschieden werden. Dadurch steigen die Aus- 
lagen für Vorstellungsreisen. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die Zahl der 
auszuschreibenden Stellen nicht von vornherein feststand. 
Außerdem war nicht vorauszusehen, welche spürbare Erhö- 
hungen der Ausschreibungskosten und der Vorstellungsaus- 
lagen die Lage auf dem Arbeitsmarkt bewirken würde. Die 
Mehrausgabe war unabweisbar, weil die freien Stellen drin- 
gend besetzt werden mußten, wenn der Aufbau des zivilen 
Bevölkerungsschutzes nicht verzögert werden und das Bun- 
desamt für zivilen Bevölkerungsschutz die ihm übertragenen 
Aufgaben erfüllen sollte. 


Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 311. 


2 000 000 — 


888 213,08 


Gebühren für Leitungsmieten an die Deutsche Bundespost 


Die veranschlagten Mittel für die angemieteten Leitungen 
der Deutschen Bundespost waren unter Zugrundelegung einer 
bestimmten Aufrufdauer geschätzt. 


Durch zusätzlich erforderlich gewordene Aufrufe sind Mehr- 
kosten in der beantragten Höhe entstanden. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die angemie- 
teten Leitungen mehr als vorgesehen geschaltet werden 
mußten. Sie war unabweisbar, weil die Leitungsmieten auf 
Grund der Fernsprechgebührenvorschriften gezahlt werden 
mußten. 


Einsparung innerhalb des Kap. 06 19. 
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06 19 6 000 000, — 8 539 320,37 Neubau von 10 Luftschutzwamämtern, 8. Teilbetrag 

712 Die Baumaßnahmen erstrecken sich über mehrere Rech- 

nungsjahre. Die zur Durchführung benötigten Mittel werden 
haushaltsmäßig in Jahresraten bereitgestellt. Der am 
Schluß des Rechnungsjahres 1961 nicht verausgabte Betrag 
in Hohe von 37 955 236,51 DM ist nicht als Ausgaberest 
übertragen, sondern in Abgang gestellt worden, weil er- 
wartet wurde, daß der Haushaltsbetrag 1962 auch zur Ab- 
deckung der Verpflichtungen aus dem Rechnungsjahr 1961 
ausreichen würde. Später stellte sich jedoch heraus, daß der 
Ansatz 1962 zur Erfüllung der Verpflichtungen aus den be- 
reits eingeleiteten Baumaßnahmen zu gering war. Die zu- 
sätzlich erforderlichen Mittel mußten deshalb überplanmäßig 
bereitgestellt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Inab- 
gangstellung des Ausgaberestes 1961 nicht feststand, in wel- 
cher Höhe tatsächlich Ausgaben im laufenden Rechnungs- 
jahr entstehen würden. Sie war unabweisbar, weil recht- 
liche Verpflichtungen zu erfüllen waren und die fristgerechte 
Durchführung des Programms gesichert werden mußte. 

Einsparung innerhalb der Einzelpläne 06 und 36. 


06 19 10 300, — 10 681,50 Anschaffung von verwaltungseigenen Kraftfahrzeugen 

850 Auf Grund von Aussonderungsgutachten der kraftfahrtech- 

nischen Sachverständigen bei den Oberfinanzdirektionen 
waren die Dienstfahrzeuge bei den Landesbeauftragten für 
das Technische Hilfswerk in Nordrhein-Westfalen (Düssel- 
dorf) sowie in Bayern (München) und dem LS-Warnamt V 
in Düsseldorf unverzüglich auszusondern. 

Als Ersatz waren für die Landesbeauftragten des Tech- 
nischen Hilfswerks in Nordrhein-Westfalen und in Bayern 
Fahrzeuge des Typs Opel-Olympia-Rekord (1,5 1, 4türig) zu 
beschaffen. Der für das LS-Warnamt V (Düsseldorf) ange- 
schaffte VW-Standard mußte aus einsatztaktischen Gründen 
mit einem Schiebedach versehen sein. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die vorzeitige 
Aussonderung der Fahrzeuge bei Aufstellung des Haus- 
halts 1962 noch nicht zu erkennen war. Sie war unabweis- 
bar, weil die betroffenen Dienststellen zur Aufrechterhaltung 
ihrer Einsatzbereitschaft die Dienstfahrzeuge benötigen. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 311. 
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*) 24 276,70 


Beschaffung und Einbau einer verwaltungseigenen Fern- 
sprechanlage 


Das Bundesamt für zivilen Bevölkerungsschutz hat im Rech- 
nungsjahr 1962 ein neuangemietetes Dienstgebäude bezogen. 
Für das Gebäude wurde eine Fernsprechanlage benötigt. Die 
in den bisherigen Dienstgebäuden betriebenen Anlagen 
konnten aus technischen Gründen nicht übernommen werden. 
Zunächst war die Anmietung einer Fernsprechanlage beab- 
sichtigt. Eine Wirtschaftlichkeitsberechnung nach den Dienst- 
anschlußvorschriften (GMB1. 1960 S. 414) hat jedoch ergeben, 
daß der Kauf einer Anlage günstiger war. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil erst die nach 
Aufstellung des Haushalts 1962 durchtfeführte Berechnung 
ergeben hatte, daß der Kauf wirtschaftlicher ist. Sie war un- 
abweisbar, weil die Anlage zur Aufrechterhaltung des Dienst- 
betriebes unbedingt erforderlich war. 

Einsparung bei Kap. 06 19 Tit. 304. 


06 19 
959 


600 000,— 


985 030,78 


Besondere technische Einrichtungen für den Luftschutzwarn- 
dienst, 3. Teilbetrag 


! Die Beschaffungen erstrecken sich über mehrere Rechnungs- 
jahre. Die zur Durchführung benötigten Mittel werden haus- 
haltsmäßig in Jahresraten bereitgestellt. Der am Schluß des 
Rechnungsjahres 1961 verausgabte Betrag in Höhe von 
| 2 348 393,97 DM ist nicht als Ausgaberest übertragen, son- 
dern in Abgang gestellt worden, weil erwartet wurde, daß 
der Haushaltsbetrag 1962 auch zur Abdeckung der Verpflich- 
tungen aus dem Rechnungsjahr 1961 ausreichen würde. Spä- 
ter stellte sich jedoch heraus, daß der Ansatz 1962 zur Er- 
füllung der Verpflichtungen aus den bereits eingeleiteten 
Beschaffungen zu gering war. Die zusätzlich erforderlichen 
Mittel mußten deshalb überplanmäßig bereitgestellt werden. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Inab- 
gangstellung des Ausgaberestes 1961 nicht feststand, in wel- 
cher Höhe tatsächlich Ausgaben im laufenden Rechnungsjahr 
entstehen würden. Sie war unabweisbar, weil rechtliche Ver- 
pflichtungen zu erfüllen waren und die fristgerechte Durch- 
führung des Programms gesichert werden mußte. 

Einsparung innerhalb des Kap. 06 19. 


06 25 
108 


2 000 000,— 


856 923,41 


Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpilegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 


Wegen des Wegfalls der Heiratsbeschränkung auf Grund der 
Neufassung des BPolBG und der Änderung der Vorschriften 
| über die Gewährung von Trennungsentschädigung an Neu- 
j verheiratete hat sich die Zahl der Empfänger von Trennungs- 
entschädigung erheblich erhöht. 
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302 a 
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Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die Auswirkun- 
gen der Gesetzes- bzw. Vorschriftenänderung bei Aufstel- 
lung des Haushalts nicht zu erkennen waren. Sie waren 
unabweisbar, weil die Zahlungen auf Grund gesetzlicher 
Vorschriften geleistet werden müssen. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 101. 


400 000,— 


121 077,28 


Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


Um die Auffüllung des Bundesgrenzschutzes auf die Stärke 
von 20 000 Mann zu beschleunigen, sind bei der Musterung 
des Geburtsjahrganges 1943 neben den Laufbahnberatungs- 
trupps der Bundeswehr auch ca. 120 Polizeivollzugsbeamte 
des BGS als Laufbahnberater eingesetzt worden. Die Mehr- 
j ausgabe an Reisekostenvergütungen aus diesem Anlaß be- 
1 trug 205 000 DM. 


! Die Mehrausgabe war unabweisbar, da hiermit der Personal- 
| mangel beim BGS gemildert werden kann. Sie war unvor- 
; hergesehen, weil bei Aufstellung des Haushalts 1962 die Zu- 
I lassung von Laufbahnberatern des BGS noch nicht sicher 
| war. 

I Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 311. 


100 , — 


74 935,35 j Einsatzverpflegung 

j Einsatzverpflegung mußte für Einsätze im Zonengrenzgebiet 
| im Raume von Klein-Tettau und in den Sturmflutgebieten 
; gewährt werden. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar und bei Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorherzusehen. 

Auf den Haushaltsvermerk in den Erläuterungen zu Kap. 
06 25 Tit. 302 Buchstabe a wird hingewiesen. 


1 150 000,— 


12 451,54 


Ausbildungswesen 


Aus Anlaß der Kuba-Krise wurden sämtliche Lehrgänge ab- 
gebrochen und die Lehrgangsteilnehmer zu ihren Stamm- 
einheiten entlassen. Die Lehrgänge sind inzwischen wieder- 
aufgenommen und die Teilnehmer erneut einberufen worden. 
Die Mehrausgaben (insbesondere Reisekosten) waren unab- 
| weisbar, weil die ständige Einsatzbereitschaft des Bundes- 
| grenzschutzes gewährleistet werden mußte. Sie war unvor- 
hergesehen, weil bei Aufstellung des Haushalts 1962 ein 
normaler Ablauf der Lehrgänge angenommen wurde. 


Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 314. 
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06 25 | 30 000 000, — 11 458 621,16 I Grunderwerb und Neubauten für Zwecke des Bundesgrenz- 

' ! Schutzes 


Die Ausgabereste aus dem Rechnungsjahr 1961 in Höhe von 


06 25 
851 


06 25 
873 


06 26 
850 


2 370 000,— 


300 000,— 


44 600,— 


! 27 615 730 DM sind nicht in das laufende Rechnungsjahr 
übertragen, sondern in Abgang gestellt worden. Die Aus- 
gaben auf Grund von Verpflichtungen, die bereits einge- 
gangen und im laufenden Rechnungsjahr zu erfüllen waren, 
mußten daher überplanmäßig geleistet werden. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 

131 110,56 Anschaffung von Hubschraubern 

Bei der Beschaffung von 6 Hubschraubern aus Mitteln des 
Rechnungsjahres 1961 hat sich infolge Preissteigerungen eine 
Erhöhung der Kosten um 130 000 DM ergeben. Die Mehraus- 
gabe wurde erst im Rechnungsjahr 1962 wirksam, da die Aus- 
lieferung der Hubschrauber zu Beginn des Rechnungsjahres 
1962 erfolgte. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, da die Preiserhö- 
hungen bei Aufstellung der Haushalte 1961 und 1962 nicht 
bekannt waren. Sie war unabweisbar, weil der Lieferumfang 
im Rahmen des Beschaffungsprogramms der Bundeswehr 
festgelegt war. 

Einsparung bei Kap. 06 25 Tit. 311. 

57 808,29 Erstmalige Anschaffung von Unterkunftsgerät und Unter- 
Vorgriff) kunftswäsche 

Der Mehrbedarf ist durch die Ausstattung von im Rechnungs- 
! jahr 1962 bezugsfertig gewordenen Grenzschutzunterkünften 
j entstanden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil die genaue 
Zahl der fertiggestellten und auszustattenden Unterkünfte 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1962 noch nicht fest- 
stand. Sie war unabweisbar, weil die fertiggestellten Unter- 
künfte ausgestattet werden mußten, bevor der Dienstbetrieb 
aufgenommen werden konnte. 

12 033,17 Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

Auf Grund des Gutachtens des Kfz. -Sachverständigen mußte 
das Meß-Fahrzeug der Beschaffungsstelle des Bundesmini- 
steriums des Innern aus dem Verkehr gezogen werden. Die 
Mehrausgabe war für die Beschaffung eines Ersatzfahrzeuges 
zu leisten. 

i Die überplanmäßige Ausgabe war unvorhergesehen, da die 


j Notwendigkeit der Aussonderung bei Aufstellung des 
Haushalts 1962 noch nicht bekannt war. Sie war unabweis- 
bar, weil das Meß-Fahrzeug für die Aufgaben der Dienst- 
stelle laufend und dringend benötigt wird. 

Einsparung bei Kap. 06 09 Tit. 298. 
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06 29 

60 000,— 

24 572,29 

Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihillen 

217 



Der Mehrbedarf ist entstanden, weil für die vorgesehenen 
Umzüge höhere Kosten entstanden sind, als vorhergesehen 
werden konnte. Außerdem sind durch die Besetzung freige- 
wordener Planstellen zusätzlich Umzüge erforderlich ge- 
worden. 




Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei Aufstel- 
lung des Haushaltsplans 1962 die zu erwartenden Umzugs- 
kosten nur geschätzt werden konnten und der Zeitpunkt der 
Umzüge nicht feststand. Sie war unabweisbar, weil zur Lei- 
stung der Ausgaben eine rechtliche Verpflichtung besteht 
und die Umzugsanordnungen zur Ersparnis von Trennungs- 
entschädigung erteilt werden mußten. 




1 Einsparung innerhalb des Kap. 06 29. 

! 

06 35 

57 000,— 

25 208,84 

j 

! Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

206 



i 

Zur Deckung des dringend erforderlichen Raumbedarfs der 
Bundeszentrale für Heimatdienst mußte im Rechnungsjahr 
1962 das Gebäude Bonn, Argelanderstr. 4, angemietet wer- 
den. Hierdurch sind Mehrausgaben für Miete, Heizung, Be- 
leuchtung und Reinigung entstanden, die bei Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorherzusehen und zur Aufrechterhal- 
tung des Dienstbetriebes unabweisbar waren. 




Einsparung bei Kap. 06 35 Tit. 300. 

i 

06 36 

26 245 300,— 

23 517,01 

Kosten der Grenzdurchgangslager und Notaufnahmelager 

301 , 



(Pauschale) 




Gemäß § 1 der Verordnung zur Änderung der Zweiten 
Durchführungsverordnung zum Ersten Überleitungsgesetz 
vom 26. Oktober 1962 (BGBl. I S. 666) sind die Pauschbe- 
träge, mit denen die Aufwendungen der Länder für die 
Kriegsfolgenhilfe nach § 21 a Abs. 1 und 2 des Ersten 
Überleitungsgesetzes abzugelten sind, für das Rechnungs- 
jahr 1955 in Höhe der festgestellten Grundbeträge neu fest- 
gesetzt worden. Der hiernach erforderliche finanzielle Aus- 
gleich zwischen dem Bund und den beteiligten Ländern war 
nach Verkündung der Änderungsverordnung noch im Rah- 
men des Bundeshaushalts für das Rechnungsjahr 1962 vorzu- 
nehmen. 




Im Zuge dieses finanziellen Ausgleichs waren vom Lande 
Hessen im Rechnungsjahr 1962 an den Bundeshaushalt zu 
Kap. 06 36 Tit. 301 324 777,07 DM zurückzuerstatten. Das 
Land hat jedoch nur 301 181,07 DM zurückgezahlt und den 
Unterschiedsbetrag von 23 596 DM einbehalten mit der Be- 
gründung, daß die ihm für das Rechnungsjahr 1955 aus den 
Mitteln der oben bezeichneten Haushaltsstelle zustehenden 
Pauschbeträge seinerzeit um diesen Betrag gekürzt worden 
seien. Eine Nachprüfung ergab, daß das Land Hessen für 
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I das Rechnungsjahr 1955 noch einen Anspruch in Höhe von 
! 23 596 DM gegen den Bund hatte. Die Einbehaltung dieses 
Betrages besteht daher zu Recht. 

Durch diese Maßnahme des Landes Hessen ist der Haus- 
haltsansatz des Rechnungsjahres 1962 bei Kap. 06 36 Tit. 301 
um 23 517,01 DM überschritten worden. Der Unterschieds- 
betrag von 78,99 DM zwischen 23 596 DM und 23 517,01 DM 
erklärt stich aus der Aufrundung des Haushaltsansatzes auf 
volle 100 DM. 

Die Mehrausgabe war daher auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtungen unabweisbar und bei der Aufstellung des Bun- 
deshaushaltsplans 1962 nicht vorauszusehen. 

Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG in Verbindung 
mit § 33 RHO zur Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe 
liegen mithin vor. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 305. 


06 36 
303 


1 384 200 — 


I 


13 188,04 


Kosten der Auswanderung von Kriegsfolgenhilfe-Empfän- 
gern (Pauschale) 


Gemäß § 1 der Verordnung zur Änderung der Zweiten 
Durchführungsverordnung zum Ersten Uberleitungsgesetz 
vom 26. Oktober 1962 (BGBl. I S. 666) sind die Pauschbe- 
träge, mit denen die Aufwendungen der Länder für die 
Kriegsfolgenhilfe nach § 21 a Abs. 1 und 2 des Ersten Uber- 
leitungsgesetzes abzugelten sind, für das Rechnungsjahr 1955 
in Höhe der festgestellten Grundbeträge neu festgesetzt 
worden. Der hiernach erforderliche finanzielle Ausgleich zwi- 
schen dem Bund und den beteiligten Ländern war nach Ver- 
kündung der Änderungsverordnung noch im Rahmen des 
Bundeshaushalts für das Rechnungsjahr 1962 vorzunehmen. 
Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte hat jedoch den finanziellen Ausgleich für die 
von ihm vom Beginn des Rechnungsjahres 1962 an be- 
wirtschafteten pauschalierten Kriegsfolgenhilfemittel des 
Kap. 26 02 Tit. 309 (früher Kap. 40 03 Tit. 304) und Kap. 26 02 
Tit. 312 (früher Kap. 40 04 Tit. 300) erst im Rechnungs- 
jahr 1963 durchgeführt. 


Im Zuge des finanziellen Ausgleichs waren vom Lande 
Hessen im Rechnungsjahr 1962 an den Bundeshaushalt 
134 440,46 DM zu Kap. 06 36 Tit. 303 zurückzuerstatten. Das 
Land hat jedoch nur 121 165,71 DM zurückgezahlt und den 
Unterschiedsbetrag von 13 274,75 DM einbehalten mit der 
Begründung, daß ihm dieser Betrag im Zuge des erwähnten 
Ausgleichs vom Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge 
und Kriegsgeschädigte mit 2 896,52 DM aus den Mitteln des 
Kap. 26 02 Tit. 309 und mit 10 378,23 DM aus den Mitteln 
des Kap. 26 02 Tit. 312 zu erstatten sei. Durch diese Maß- 
nahme des Landes Hessen ist der Haushaltsansatz bei Kap. 
06 36 Tit. 303 des Rechnungsjahres 1962 um 13 188,04 DM 
überschritten worden. Der Unterschiedsbetrag von 86,71 DM 
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zwischen 13 274,75 DM und 13 188,04 DM erklärt sich aus der 
Aufrundung des Haushaltsansatzes auf volle 100 DM. 

Die Mehrausgabe war daher auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtung unabweisbar und bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1962 nicht vorauszusehen. 

Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG in Verbindung 
mit § 33 RHO zur Leistung einer überplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe liegen mithin vor. 

Der Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegs- 
geschädigte hat inzwischen den Betrag von 13 274,75 DM im 
Rechnungsjahr 1963 dem Bundeshaushalt zu Kap. 06 36 Tit. 
69 wieder zugeführt. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 a. 


06 36 
306 


165 000 000 — 


21 937 654,80 


Kosten der Kriegsopferfürsorge und entsprechende Leistun- 
gen für Angehörige von Kriegsgefangenen, Beschädigte der 
Bundeswehr und deren Hinterbliebene, Beschädigte des zivi- 
len Ersatzdienstes und deren Hinterbliebene sowie für ehe- 
malige politische Häftlinge (ausgenommen Darlehen) 


Die Kosten der Kriegsopferfürsorge für Kriegsbeschädigte, 
Kriegshinterbliebene und die ihnen gleichgestellten Perso- 
nenkreise sind im Rechnungsjahr 1962 stärker angestiegen, 
als bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rech- 
nungsjahr 1962 erwartet werden konnte. Der Mehrbedarf 
ist auf Leistungsverbesserungen zurückzuführen, die sich aus 
den Bestimmungen der §§ 25 bis 27 e des Bundesversor- 
gungsgesetzes in ider Fassung vom 27. Juni 1960 (BGBL I 
S. 453) sowie der Verordnung zur Kriegsopferfürsorge vom 
30. Mai 1961 (BGBl. I S. 653) in Verbindung mit dem am 
1. Juni 1962 in Kraft getretenen Bundessozialhilfegesetz vom 
30. Juni 1961 (BGBl. I S. 815) — hauptsächlich durch Neu- 
festsetzung erhöhter Regelsätze — ergeben. Ferner ergibt 
sich ein Mehrbedarf durch die Erweiterung des Personen- 
kreises der Berechtigten gemäß § 80 des Soldatenversorgungs- 
gesetzes vom 8. September 1961 (BGBl. I S. 1685) und nach 
§ 33 des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst vom 13. Ja- 
nuar 1960 (BGBL I S. 10), die Versorgung in entsprechender 
Anwendung des Bundesversorgungsgesetzes erhalten. Au- 
ßerdem sind nach dem Erlaß der Verordnung zur Kriegs- 
opferfürsorge auch die Aufwendungen der Kriegsopferfür- 
sorge für Berechtigte im Ausland aus den bei Kap. 06 36 
Tit. 306 veranschlagten Mitteln zu bestreiten, die bisher im 
Kap. 06 02 Tit. 570 a (Aufwendungen auf Grund der Bonner 
Vereinbarung) mit enthalten waren. 


Die Mehrausgabe war daher auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtung unabweisbar und bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1962 nicht vorauszusehen. 


Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG in Verbindung 
mit § 33 RHO zur Leistung einer überplanmäßigen Ausgabe 
liegen mithin vor. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 06. 
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06 36 
531 


06 36 
apl. 532 


noch Einzelplan 06 — Bundesminister des Innern — 


5 000 000 — 


8 139 080,51 


Darlehen im Rahmen der Kriegsopferfürsorge und entspre- 
chende Darlehen für Angehörige von Kriegsgefangenen, Be- 
schädigte der Bundeswehr und deren Hinterbliebene, Beschä- 
digte des zivilen Ersatzdienstes und deren Hinterbliebene 
sowie für ehemalige politische Häftlinge 


Im Rahmen der Kriegsopferfürsorge für Kriegsbeschädigte 
und Kriegshinterbliebene und die -ihnen gleichgestellten Per- 
sonenkreise können Beschädigte oder Hinterbliebene nach 
§ 1 Abs. 1 Ziff. 8 des Ersten Uberleitungsgesetzes auch Dar- 
lehen zur Gründung oder Erhaltung einer Existenz gegen 
Abtretung oder Verpfändung der Versorgungsbezüge oder 
anderweitige ausreichende Sicherheit erhalten. Der Mehrbe- 
darf ist hauptsächlich darauf zurückzuführen, daß die die 
Kriegsopferfürsorge durchführenden Stellen nach Erlaß der 
Verordnung zur Kriegsopferfürsorge vom 30. Mai 1961 
(BGBl. I S. 653) in größerem Umfange als in früheren Rech- 
nungsjahren von der Möglichkeit der Darlehnsgewährung 
an Berechtigte, insbesondere auch zur Anschaffung von 
Kraftfahrzeugen, Gebrauch gemacht haben. Die Entwicklung 
der Ausgaben konnte dm Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1962 nicht voraus- 
gesehen werden. 

Ferner ergab sich ein Mehrbedarf durch die Erweiterung des 
Personenkreises der Berechtigten gemäß § 80 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes vom 8. September 1961 (BGBl. I S. 1685) 
und nach § 33 des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 
vom 13. Januar 1960 (BGBl. I S. 10), die Versorgung in ent- 
sprechender Anwendung des Bundes Versorgungsgesetzes er- 
halten. 


Die Mehrausgabe war daher auf Grund gesetzlicher Ver- 
pflichtung unabweisbar und bei der Aufstellung des Bundes- 
haushaltsplans 1962 nicht vorauszusehen. 

Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG in Verbindung 
mit § 33 RHO zur Leistung einer überplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe liegen mithin vor. 

Einsparung bei Kap. 06 02 Tit. 657 <a. 


*) 5 356 260 — 


Wohnungsbau zur Räumung von Vertriebenen-Wohnlagern 


Die Bundesregierung führt gemeinsam mit den Ländern im 
Rahmen des Abbaues der Wohnungszwangswirtschaft zu- 
sätzliche Maßnahmen zur Förderung des Wohnungsbaues 
durch mit dem Ziel, möglichst beschleunigt die Räumung und 
Beseitigung von Wohnlagem zu erreichen, die insbesondere 
Altvertriebenen als Unterkunft dienen. Im Zuge dieser Maß- 
nahmen ist dem Land Schleswig-Holstein für den Wohnungs- 
bau zur Räumung von Vertriebenen-Wohnlagern ein zins- 
loses Darlehen in Höhe von 5 356 260 DM gewährt worden. 
Es handelt sich hierbei um eine Vorfinanzierung aus Mitteln 
der pauschalierten Kriegsfolgenhilfe. Das Darlehen ist auf 
Grund des zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Lande Schleswig-Holstein geschlossenen Darlehnsver- 


26 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 1317 



Kap. 

Haushalts- 

betrag 

1962 

DM 

An über- und ! 

*) außerplan- 
mäßigen Aus- 
gab ermitteln sind 
zugewiesen 

DM 1 

Begründung 

Tit. 


noch Einzelplan 06 — * Bundesminister des Innern — 

träges vom 27. November 1962 vom 1. Januar 1964 an 
innerhalb von 4 Jahren in monatlichen Teilbeträgen von 
1/48 des Darlehnsbetrages in der Weise zu tilgen, daß die 
Tilgungsbeträge bei den monatlichen Überweisungen der 
dem Lande aus den Mitteln des Kap. 06 36 Tit. 302 des Bun- 
deshaushalts zustehenden Pauschbeträgen einbehalten wer- 
den. 

Die außerplanmäßige Ausgabe war zur beschleunigten Räu- 
mung von Vertriebenen-Wohnlagern unabweisbar und bei 
der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1962 nicht voraus- 
zusehen. 

Die Voraussetzungen des Artikels 112 GG in Verbindung 
mit § 33 RHO zur Leistung einer außerplanmäßigen Haus- 
haltsausgabe Liegen mithin vor. 

Einsparung bei Kap. 06 36 Tit. 305. 


07 01 
203 


07 01 
217 


90 000,— 


15 000 — 


Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


18 111,26 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 


Durch den verstärkten Schrift- und Fernsprechverkehr auf 
Grund der allgemeinen Zunahme der Dienstgeschäfte, die 
Aufstellung der Luftschutzwarnanlage und die Ausstattung 
des Dienstgebäudes Hausdorffstr. 105 bis 113 mit einer Fern- 
sprechanlage entstanden unvorhergesehene Mehrausgaben, 
die zur Erledigung der dienstlichen Aufgaben notwendig 
waren. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 308 a. 


18 000,69 


Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihilfen 


Es wurden mehr Umzüge durchgeführt, als bei der Aufstel- 
lung des Voranschlags zu erwarten waren. Im übrigen sind 
die Kosten entsprechend der allgemeinen Preisbewegung 
gestiegen. Darüber hinaus mußten an Bedienstete, denen als 
Empfänger von Trennungsentschädigung in absehbarer Zeit 
auf andere Weise keine Wohnung am Dienstort zugewiesen 
werden konnte, Abfindungsbeiträge in Höhe von zusammen 
15 750 DM gezahlt werden, um die Gewährung von Tren- 
nungsentschädigung auf einen angemessenen Zeitraum ab- 
zukürzen. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 218. 
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07 01 

11 500,-1 

14 387,79 

Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 


850 


Der Dienstkraftwagen des Bundesministers der Justiz ist bei 
einem Verkehrsunfall so stark beschädigt worden, daß er 
auch nach Instandsetzung den Anforderungen nicht mehr 
entsprochen hätte, die an seine Sicherheit zu stellen waren. 
Der Wagen mußte durch ein Fahrzeug der gleichen Art und 
Ausstattung ersetzt werden. Außerdem wurde anstelle einer 
nach dem Haushaltsplan vorgesehenen Ersatzbeschaffung 
eines Volkswagens ein preisgünstig angebotener Personen- 
kraftwagen Ford Taunus 12 M beschafft. Damit konnte der 
Mehrbedarf, der durch die Erhöhung des Listenpreises für 
Volkswagen enstand, verringert werden. 


Einsparung bei Kap. 07 07 Tit. 300. 


07 01 
apl. 880 


07 01 
apl. 953 


*) 24 723,60 Beschaffung verwaltungseigener Fernmeldeanlagen, soweit 
die Ausgaben nicht zu den Baukosten gehören 

Um der unerträglich gewordenen Raumnot im Ministerium 
zu begegnen, war es unerläßlich, ein weiteres Dienstge- 
bäude zu mieten. Das Gebäude mußte mit einer Fernsprech- 
vermittlungseinrichtung und den erforderlichen Nebenan- 
schlußleitungen an die verwaltungseigene Fernsprechanlage 
im Dienstgebäude Rosenburg angeschlossen werden. Die 
Kosten der zusätzlichen Anlage einschließlich Montage be- 
tragen etwa 40 000 DM. Auf den Kaufpreis wurden nur zwei 
der vereinbarten Abschlagszahlungen geleistet, weil die 
bestellte Anlage nicht mehr vor Ablauf des Rechnungsjahres 
geliefert werden konnte. Für die Zeit bis zur Lieferung ist 
eine Behelfsanlage zur Verfügung gestellt worden. Bei Auf- 
stellung des Voranschlags 1962 konnte die Notwendigkeit 
der Maßnahme nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 07 01 Tit. 314 a. 

♦) 129 500,— Darlehen an Dr. H. Middeldorf in Unna (Westfalen) und 
Oberst E. Middeldorf in Bad Godesberg zur Schaffung von 
Büroräumen 

Die Raumnot, unter der das Ministerium seit Jahren leidet, 
war nach der Übernahme weiterer neuer Dienstaufgaben so 
unerträglich geworden, daß dringend abgeholfen werden 
mußte. Ein Angebot, gegen Gewährung eines Darlehens ein 
neu errichtetes Bürogebäude in der Hausdorffstraße zu mie- 
ten, mußte angenommen werden, weil es unwahrscheinlich 
erschien, daß sich in absehbarer Zeit ein nach Lage und 
Mietpreis gleich günstiges Angebot finden lassen würde. 
Durch die Gewährung des Darlehens, das, durch Buchhypo- 
thek gesichert, mit 5 v. H. jährlich zu verzinsen und im Laufe 
von fünf Jahren zu tilgen ist, konnten 44 Büroräume mit 
einer Fläche von zusammen etwa 980 qm gewonnen werden. 
Mit dem Bezug des Gebäudes wurde das Mietverhältnis über 
das Gebäude Moltkestraße 11 gelöst. 

Bei Aufstellung des Voranschlags 1962 war noch nicht zu 
übersehen, was im einzelnen zur Überwindung des Raum- 
mangels veranlaßt werden würde. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 07. 
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07 04 

190 000,— 

30 000,— ; 


Begründung 


— Bundesminister der Justiz — 

Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


206 | | Der Mehrbedarf war durch erhöhte Heizungskosten, die 

durch den Anschluß sämtlicher Gebäude des Bundesgerichts- 
hofes in Karlsruhe an die Fernheizung der Stadtwerke Karls- 
! i ! ruhe angefallen sind, entstanden. Der tatsächliche Dampfver- 

j i ; brauch der Heizperiode 1961/62 konnte erst nach Beendigung 

; der Heizzeit errechnet werden. Der Mehrbedarf war bei 
| | I Aufstellung des Haushaltsplans 1962 nicht voraussehbar und 

! i ; unvermeidbar . 


Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 300. 


07 04 
217 


26 000,- 


07 04 
300 


360 000 — j 

i 

j 


10 954,13 Umzugskostenvergütungen und Umzugskostenbeihiifen 

: Der Mehrbedarf war darauf zurückzuführen, daß mehr Rich- 
| ter und Beamte umgezogen sind, als erwartet worden war. 

Die Mehrausgaben beruhen auf einem Rechtsanspruch; sie 
. waren bei Aufstellung des Haushaltsplans 1962 in diesem 
i Umfang nicht vorauszusehen. 

Einsparung innerhalb des Kap. 07 04. 


118 549,07 j 


Auslagen in Rechtssachen (einschließlich Reisekosten) 

Der Geschäftsanfall in Zivilsachen und insbesondere bei den 
erstinstanzlichen Strafsachen hat seit Aufstellung des Haus- 
haltsplans für 1962 in einem nicht voraussehbaren Umfang 
zugenommen. Die auf rechtlicher Verpflichtung beruhenden 
Ausgaben waren zwangsläufig und konnten nicht beeinflußt 
werden. 


07 05 
108 


65 000,— j 


I 


Einsparung innerhalb des Kap. 07 04. 


21 176,12 | Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 

| Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
! stellte und Arbeiter 

Die Zahl der Beamten, die zur fremdsprachlichen Aus- und 
; Fortbildung an die Sprachenschule der Bundeswehr abge- 
: ordnet werden mußten, war größer als bei Aufstellung des 
| Voranschlags erwartet. Die Mehrausgaben waren unab- 
weisbar und unaufschiebbar, da sie auf rechtlicher Zahlungs- 
verpflichtung beruhten. 

. Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 300. 
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noch Einzelplan 07 — Bundesminister der Justiz — 


07 06 
870 


36 407,05 

10 165,16 

(Ausgaberest 


1962) 



Erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen 

Es war unvorhersehbar, daß für das am 1. Juli 1961 er- 
richtete Bundespatentgericht nachträglich noch Mittel für die 
erstmalige Anschaffung von Einrichtungsgegenständen für 
einen zusätzlich ausgebauten Sitzungssaal benötigt würden. 
Der Mehrbedarf war unabweisbar, damit die sachgemäße 
Erledigung der Aufgaben des Bundespatentgerichts sicher- 
gestellt war. 

Einsparung bei Kap. 07 05 Tit. 300. 


08 04 
113 


08 04 
270 


Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 


5 000,— 


15 574,17 


Schadloshaltung von Verwaltungsangehörigen für im Dienst 
erlittene Sachschäden 


Die Mehrausgabe ist aus Anlaß der Beseitigung der Schäden 
der Sturmflutkatastrophe am 1 6-/17. Februar 1962 entstan- 
den. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 115. 


200 000 — 


163 602,40 


Herstellung von Handausgaben der Abgabengesetze nebst 
Ausführungsbestimmungen und der allgemeinen Verwal- 
tungs-, Kassen- und Rechnungsbestimmungen der zum Ge- 
schäftsbereich des Bundesministers der Finanzen gehörenden 
Dienststellen einschließlich der Deckblätter hierzu 


Auf Grund der Beschlüsse der Brüsseler Vertragsstaaten und 
der „Dillon" -Beschlüsse im Rahmen des GATT mußte der 
Zolltarif zum 1. Juli 1962 und zum 1. September 1962 abge- 
ändert werden. Die Änderungen des Zolltarifs bedingten 
außerdem eine Änderung der Erläuterungen zum Zolltarif, 
des Stichwortverzeichnisses und des Ämterverzeichnisses. 
Ferner war wegen umfangreicher Rechtsänderungen der Neu- 
druck der Handausgabe über die Abgaben auf Mineralöl er- 
forderlich. Gemäß den Beschlüssen des EWG-Ministerrates 
mußte der Abschöpfungstarif mit Ergänzungslieferungen als 
Anhang zum Zolltarif gedruckt werden. 

Bei der Aufstellung des Entwurfs des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1962 war noch nicht bekannt, daß Ausgaben 
aus diesen Anlässen entstehen würden. Der Druck der Hand- 
ausgaben war unabweisbar, da die Dienststellen ihre Auf- 
gaben nur erfüllen können, wenn sie über Handausgaben 
nach dem neuesten Stand verfügen. 

Einsparung bei Kap. 08 04 Tit. 260. 
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noch Einzelplan 08 — Bundesminister der Finanzen — 

08 04 

500 000,— 

602 355,85 Neubau eines Dienstgebäudes für das Zollamt Breisach, 
(Vorgriff) 1. Teilbetrag 

! ! 

741 (8) 



Das Bauvorhaben wird im Zuge der Verlegung der Bundes- 
straße 31 und des Brückenbaues über den Rhein bei Breisach 


durchgeführt. Soweit es sich dabei um Straßenbauarbeiten 
zu Lasten des Einzelplans 08 handelt, wurden sie vom Stra- 
ßenbauamt Freiburg (Breisgau) ausgeführt. Dieses Amt hatte 
bereits für Bauleistungen, die auf die Bundesfinanzverwal- 
tung entfallen, 400 000 DM verausgabt und 100 000 DM für 
Grunderwerb aufgewendet. Dadurch waren die für das Rech- 
nungsjahr 1962 bewilligten Ausgabemittel des Einzelplans 08 
aufgebraucht. Da die Bauarbeiten zügig durchgeführt wurden, 
stiegen die Ausgaben weiter an. Die Straßenbauverwaltung 
war nicht länger in der Lage, Mittel für die Bundesfinanz- 
verwaltung vorzuschießen, weil sie sonst mit ihren Mitteln 
für den Brückenbau und andere eigene Arbeiten (Fahrbahn- 
befestigungen der Rampen usw.) in Verzug geraten wäre. 
Um das Vorhaben zügig fortsetzen zu können, waren 
602 355,85 DM im Vorgriff auf die Bewilligung für das Rech- 
nungsjahr 1963 in Kap. 08 04 Tit. 721 (9) erforderlich. Es 
konnte bei Aufstellung des Haushaltplans 1962 nicht vorher- 
gesehen werden, daß der veranschlagte Betrag von 500 000 
DM nicht ausreichen würde. 


09 01 
107 


09 01 
219 


Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


753 000,— 


107 477,50 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 


Mehrausgabe infolge Zunahme der beihilfefähigen Aufwen- 
I düngen, bedingt insbesondere durch höhere Arzthonorare, 
j höhere Behandlungskosten und gestiegene Pflegekosten in 
! den Krankenhäusern. Für die nicht vorherzusehende und un- 
| abweisbare Mehrausgabe waren überplanmäßige Haushalts- 
; mittel erforderlich, da auf die Gewährung von Beihilfen ein 
! Rechtsanspruch besteht. 

Einsparung bei Kap. 09 01 Tit. 201. 


22 500 — 


19 713,49 


Gerichts- und ähnliche Kosten 


■ Bei der Aufstellung des Haushaltsplans 1962 war nicht vor- 
! auszusehen, daß infolge von zwei Klagen der Bundesrepu- 
j blik gegen die Kommission der EWG und einer Klage der 
I EWG gegen die Bundesrepublik höhere Ausgaben für Ab- 
i Schlagszahlungen an die Prozeßbevollmächtigten der Bun- 
desrepublik geleistet werden mußten. Die Ausgaben waren 
unabweisbar. 

Einsparung erfolgt bei Kap. 09 01 Tit. 218. 
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— Bundesminister für Wirtschaft — 

09 02 

732 600 — 

64 163,91 

Beiträge an internationale Organisationen 


675 


Die überplanmäßige Ausgabe ist durch erhöhte Zahlungen 
an die folgenden internationalen Organisationen notwendig 
geworden: 


a) Meterkonvention in Paris. Der Beitrag für „Deutschland" 
ist bis zum Jahre 1961 von der Bundesrepublik und der 
sowjetischen Besatzungszone gemeinsam aufgebracht wor- 
den. Im Rechnungsjahr 1962 leistete die Zone keine Zah- 
lung an die Konvention. Auf Grund dieser Situation bot 
sich für die Bundesrepublik die Gelegenheit, durch Über- 
nahme des Beitragsanteils der Zone ihren Anspruch auf 
Vertretung Gesamtdeutschlands geltend zu machen. Die 
hierdurch entstandene Mehrausgabe an die Meterkon- 
vention beläuft sich auf 59 128,53 DM 


b) Internationale Kaffeestudiengruppe in 
Washington. Der Etat der Studiengruppe 
für das Rechnungsjahr 1962 verzeichnet 
gegenüber dem Vorjahr Mehrausgaben von 
57 500 Dollar. Die Ausgabensteigerung ist 
im wesentlichen in den Kosten der Vorbe- 
reitung eines neuen Internationalen Kaffee- 
abkommens und der Verhandlungen dar- 
über begründet. Der Beitrag der Bundes- 
republik erhöhte sich gegenüber dem ver- 
anschlagten Betrag um 8 577,93 DM 

Mehrausgaben insgesamt 67 706,46 DM 

Durch Minderausgaben bei anderen Beiträgen 

sind gedeckt 3 542,55 DM 

Verbleibt eine überplanmäßige Ausgabe von 64 163,91 DM 


Bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1962 waren 
die Mehrausgaben nicht vorherzusehen. 

Einsparung bei Kap. 09 02 Tit. 602. 


09 02 
679 


23 400 000 — 


5 265 181,39 


Betriebsbeihilfe für versteuertes Gasöl an gewerbliche und 
sonstige Betriebe der allgemeinen Wirtschaft auf Grund des 
Verkehrfinanzgesetzes vom 6. April 1955 


Nach Abschnitt III Artikel 4 des Verkehrsfinanzgesetzes vom 
6. April 1955 ist der Bund verpflichtet, bestimmten im Gesetz 
näher bezeichneten Betrieben zu den Kosten für das zum 
Betrieb von Maschinen benötigte versteuerte Gasöl eine Bei- 
hilfe zu gewähren. Infolge erhöhter Inanspruchnahme der 
Beihilfen für gewerbliche und sonstige Betriebe der allge- 
meinen Wirtschaft durch Berechtigte ergab sich im Haus- 
haltsjahr 1962 eine Istausgabe von 28 665 181,39 DM. Im 
Haushaltsplan konnten nach der Fassung des Verkehrs- 
finanzgesetzes (Abschnitt III Artikel 4 Abs. 3) nicht mehr 
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09 03 
307 


09 06 
301 


noch Einzelplan 09 — Bundesminister für Wirtschaft — 


65 000 — i 

I 

i 



120 000 ,— | 


als 23 400 000 DM veranschlagt werden. Die diesen Ansatz 
übersteigende Ausgabe wird überplanmäßig nachgewiesen. 

Die Mehrausgabe wird durch Kürzung der aus dem Ver- 
kehrsfinanzgesetz für den Straßenbau zur Verfügung zu 
stellenden Mittel gedeckt (Kap. 12 10 Tit. 310). 


18 346,49 Beschaffung der Zeichen lind Vordrucke für Zulassungen, 
Beglaubigungen, Eichungen und sonstige Prüfungen 

Die Aufwendungen für den Umtausch von Zulassungszeichen 
und -scheinen für Spielgeräte (§ 6 Abs. 2 der Verordnung 
über das Verfahren bei der Zulassung der Bauart von 
Spielgeräten vom 6. Februar 1962 — BGBl. I S. 156) waren 
1962 weit hoher als in früheren Rechnungsjahren. Die zur 
Verfügung stehenden Haushaltsmittel reichten daher nicht 
aus. Die Mehrausgabe war unvorhersehbar und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 09 03 Tit. 206. 


19 815,31 Herstellung von Merkblättern und Informationen 

Während des Rechnungsjahres 1962 ist das Informationsbe- 
dürfnis der Wirtschaft in unvorhersehbarem Maße gestiegen. 
Dadurch sind für die Herstellung von Merkblättern und In- 
formationen in verstärktem Maße Kosten angefallen, die 
ohne Schaden für die deutsche Wirtschaft nicht zurückge- 
stellt werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 09 06 Tit. 300. 


10 01 
215 a 
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340 700, — 

i 


19 531,64 


Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


Die Bemühungen um eine künftige gemeinsame europäische 
Agrarpolitik erforderten vorbereitende und aufklärende Be- 
gegnungen mit Vertretern von Landesbehörden, von land- 
und ernährungswirtschaftlichen Organisationen sowie von 
sonstigen Stellen. Hierdurch und infolge der Zunahme un- 
umgänglich notwendiger Reisen nach Berlin ist ein Mehr- 
bedarf von 19 531,64 DM entstanden. Die Mehrausgaben 
waren unabweisbar und nicht vorauszusehen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 620. 
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300 000,— 


130 000,— 


Reisekostenvergütungen (Auslandsreisen) 


Die außerordentlich schwierigen Verhandlungen über die 
künftige gemeinsame europäische Agrarpolitik machten 'in 
verstärktem Maße die Entsendung von Beamten, insbeson- 
dere nach Brüssel, erforderlich. Hierdurch und infolge erheb- 
licher Zunahme unumgänglich notwendiger Dienstreisen in 
Entwicklungsländer ist ein Mehrbedarf von 130 000 DM ent- 
standen. Die Mehrausgaben waren unabweisbar und nicht 
vorauszusehen. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608. 


80 000,— 


56 837,50 


Kosten für Sachverständige 


Durch die Erstellung eines Gutachtens über Fragen der Vor- 
ratshaltung sowie eines Gutachtens über Wirkungen einer 
Senkung der Agrarpreiso im Rahmen einer gemeinsamen 
Agrarpolitik der EWG auf die Einkommensverhältnisse der 
deutschen Landwirtschaft war eine Mehrausgabe notwendig 
| geworden, die bei der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1962 nicht vorhergesehen werden konnte. Die Mehrausgabe 
I beruhte auf vertraglicher Verpflichtung und war daher un- 
1 abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 620. 


1 867 500,— | 


23 721,35 


Betrieb der Fischereischutzboote 


Bei der Veranschlagung der Mittel für den Betrieb der Fische- 
reischutzboote wurden Urlaubsvertretungen nur insoweit be- 
rücksichtigt, als nicht damit zu rechnen war, die Besatzungen 
während längerer Liegezeiten im Heimathafen in Urlaub 
schicken zu können. Unvorhergesehen war es im Rechnungs- 
| jahr 1962 wegen längerer Einsätze und kürzerer Liegezeiten 
! jedoch nicht möglich, den Urlaub in dem vorgesehenen Um- 
| fang in die einsatzfreie Zeit zu verlegen. Dadurch sowie in- 
i folge langfristiger Erkrankungen mehrerer Besatzungsmit- 
| glieder (darunter Offiziere) wurden unabweisbar Vertretun- 
; gen erforderlich, für die die veranschlagten Mittel nicht aus- 
j reichten. 

| Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 585 b Tb). 


4 991 400, — | Förderung der ländlichen Siedlung (Darlehen) 

1 Für die Durchführung der Siedlungsprogramme der Bundes- 
regierung nach § 46 Abs. 1 des Bundesvertriebenengesetzes 
werden im Bundeshaushaltsplan nur die Mittel angefordert, 
| die voraussichtlich zur finanziellen Bedienung erteilter Mit- 
| telzusagen erforderlich sind. Für das Eingehen weiterer Ver- 
j pflichtungen werden im übrigen Bindungsermächtigungen ge- 
! mäß § 45 b RHO erteilt. 
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10 02 
585 b 3. 


8 653 600, — 


Zur Erfüllung des Siedlungsprogramms 1962 sind — ent- 
sprechend den Haushaltserläuterungen zu Kap. 10 02 Tit. 571 
— über den Haushaltsansatz hinaus Verpflichtungen in Höhe 
von 270 000 000 DM eingegangen worden. Der unerwartet 
rasche Baufortgang einer Reihe von Siedlungsvorhaben 
machte es notwendig, einen Teil dieser Bindungsermächti- 
gung noch vor Schluß des Rechnungsjahres 1962 durch über- 
planmäßig bereitzustellende Kassenmittel abzulösen. Die 
Mehrausgabe war unabweisbar, weil die Endempfänger auf 
die Auszahlung der Mittel auf Grund der verbindlichen Zu- 
sagen einen Rechtsanspruch haben. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 47. Sitzung am 14. Dezember 1962 von dieser Maß- 
nahme zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608. 


3 490 385,58 


Förderung der Fischerei (Zuschüsse — Abwrackhilfe für 
die Große Hochsee-, Große Herings-, Kleine Hochsee- und 
Küstenfischerei) 


Bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlags für das Rech- 
nungsjahr 1962 wurde der Bedarf der Abwrackhilfe ge- 
schätzt, da zu diesem Zeitpunkt noch keine genauen Unter- 
lagen Vorlagen. Die inzwischen angestellten Ermittlungen 
haben insbesondere auch unter Berücksichtigung dessen, daß 
die Ab wrackhilfe nicht wie ursprünglich geplant ab 1. Juli 
1961, sondern rückwirkend ab 1. Juli 1960 gewährt wird, 
einen höheren Bedarf ergeben. Die Mehrausgabe war daher 
unvorhersehbar und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 585 b 2. 


10 02 
585 b 4. 


3 700 000,— 


i 


162 966,41 


Förderung der Fischerei (Zuschüsse — Preishilfe für Gasöl) 


Infolge der schlechten Wirtschaftslage der Hochseefischerei 
sind zahlreiche Anträge auf Betriebsbeihilfe gemäß § 7 der 
DKVO-Fischerei vom 6. Juni 1951 (BGBl, I S. 367) gestellt 
worden, die unvorhergesehen und unabweisbar eine Haus- 
haltsüberschreitung erforderlich machten. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 585 b 2. 


10 02 | 6 610 900,— 

602 j 


243 897,89 


Zuschuß an die Forschungsanstalt für Landwirtschaft in 
Braunschweig-V ölkenrode 


; Unvorhersehbare und unabweisbar erforderliche Mehraus- 
! gäbe für bauliche Notmaßnahmen zur Beseitigung der über- 
flutungsgefahren der Kellergeschosse einzelner Institutsge- 
bäude, für einen Ersatzbau infolge eines Brandschadens an 
der Versuchstierbaracke und für die Wiederbeschaffung der 
durch den Brand vernichteten Laboratoriumsgeräte des In- 
stituts für Tierernährung. 

I 

| Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608. 
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2 100 000 — 


1 504 479,09 


Zuschüsse zur Bekämpfung der Tierseuchen (Schutzimpfung 
gegen die Maul- und Klauenseuche) 


Die Maul- und Klauenseuche ist im Rechnungsjahr 1962 
gegenüber iden Vorjahren vermehrt aufgetreten. Insbeson- 
dere kam es im Lande Niedersachsen zu einer sehr starken 
Verseuchung, die sich infolge des regen Viehverkehrs auf 
die übrigen Bundesländer ausdehnte. Zum Zwecke der Ab- 
schirmung und zur Verhinderung der Seuchenverbreitung 
mußten in einigen Ländern umfassende Schutzimpfungen 
durchgeführt werden. Zum Zeitpunkt der Veranschlagung 
der Mittel für das Rechnungsjahr 1962 war diese Entwick- 
lung nicht vorauszusehen. Der Mehrbedarf war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 615 a. 


10 02 
619b 


65 000 000,— 


52 883 019,70 


Zuschüsse zur Förderung besonderer Vorhaben auf dem Ge- 
biet der Wasserwirtschaft und der Landeskultur im Küsten- 
gebiet (Maßnahmen zur Behebung der Schäden der Sturm- 
flut vom 16./17. Februar 1962) 


Durch die Sturmflut vom 16./ 1 7. Februar 1962 sind große 
Teile der deutschen Küstendeiche zerstört oder beschädigt 
worden. Ihre möglichst schnelle und vollständige Wieder- 
herstellung war zum Schutz von Leben und Eigentum der 
Küstenbewohner unabweisbar notwendig. Um dieses Ziel zu 
erreichen, sind — ■ entsprechend den Haushaltserläuterungen 
zu Kap. 10 02 Tit. 619 b — über den Haushaltsansatz hinaus 
Verpflichtungen in Höhe von 40 000 000 DM eingegangen 
worden (Bindungsermächtigungen). Infolge günstiger Witte- 
rungsverhältnisse und durch Heranziehung aller verfügbaren 
Arbeitskräfte war es möglich, in Höhe dieser Bindungser- 
mächtigungen nicht nur verbindliche Bauaufträge zu erteilen, 
sondern die auf Grund der Aufträge ausgeführten Arbeiten 
auch noch im Rechnungsjahr 1962 zu beenden und somit die 
Deichsicherheit weiter zu verstärken. Da die bauausführen- 
den Firmen Anspruch auf Bezahlung ihrer Leistungen hatten, 
war es notwendig, die Bindungsermächtigungen noch im 
Rechnungsjahr 1962 durch überplanmäßig bereitgestellte 
Kassenmittel abzulösen. 


Im Land Schleswig-Holstein war es notwendig, über die vor- 
genannten Arbeiten hinaus längere Strecken beschädigter, 
bisher nicht verstärkter Seedeiche instandzusetzen und 
gleichzeitig zu verstärken. Durch die Verbindung von In- 
standsetzung und Verstärkung konnten erhebliche Baumittel 
eingespart und die endgültige Deichsicherheit erreicht wer- 
den. Außerdem gestattete es der Baufortschritt in diesem 
Lande, wesentliche Teile der für das Rechnungsjahr 1963 
vorgesehenen Arbeiten schon im Rechnungsjahr 1962 durch- 
zuführen. Im Interesse der Wiederherstellung und Erhöhung 
der Deichsicherheit und einer sparsamen und wirtschaft- 
lichen Verwendung der Bundesmittel war es unabweisbar 
erforderlich, den hierfür notwendigen Betrag von 
12 883 019,70 DM noch im Rechnungsjahr 1962 überplanmäßig 
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— als Vorgriff auf das Rechnungsjahr 1963 — bereitzustel- 
len. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 47. Sitzung am 14. Dezember 1962 von dieser Maß- 
nahme zustimmend Kenntnis genommen. 

Gemäß § 2 Abs. 1 des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 1963 
in Verbindung mit Abschnitt A Nr. 2 des Erlasses über die 
vorläufige Haushaltsführung 1963 vom 12. Dezember 1962 
ist bestimmt worden, daß hinsichtlich eines Betrages von 
40 000 000 DM § 30 Abs. 3 Satz 1 der Reichshaushaltsordnung 
keine Anwendung findet. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 620. 


| 


*) 9 923 088,60 


Ausgleichsbeträge für eingeführtes Getreide zur Preisver- 
billigung 


Vor Inkrafttreten der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des 
Rates der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 4. April 
1962 (Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften S. 933) ist 
inländischen Verarbeitungsbetrieben ausländisches Getreide 
(Weizen und Industriegetreide) verbilligt zur Verfügung ge- 
stellt worden, indem günstigere Abgabepreise festgesetzt 
wurden oder — bei Mahlweizen — eine Frachtpauschale ge- 
währt wurde. Das neue gemeinsame Abschöpfungssystem 
läßt die Festsetzung besonderer Schleusenpreise und die Ge- 
währung einer Frachtpauschale nicht zu. Um den Mitglied- 
staaten aber zu ermöglichen, die durch die neue Abschöp- 
fungsregelung sonst eintretende Verteuerung von Getreide- 
verarbeitungserzeugnissen zu vermeiden, sind die Mitglied- 
staaten durch Artikel 23 Abs. 4 der Verordnung Nr. 19 (Ge- 
treide) ermächtigt worden, für die Übergangszeit eine Sub- 
vention zu gewähren. 


Die Bundesregierung hat entsprechend ihrer in der 35. Sit- 
zung des Deutschen Bundestages am 15. Juni 1962 gegebenen 
Zusage beschlossen, von dieser Ermächtigung bei Mehl, 
Teigwaren, Stärke, Gerste- und Hafernährmitteln sowie eini- 
gen anderen Erzeugnissen für das Getreidewirtschaftsjahr 
1962/63 Gebrauch zu machen. Soweit zur Herstellung dieser 
Erzeugnisse lediglich ausländisches Getreide verarbeitet 
wird, kann die Verbilligung bereits bei der Einfuhr im Rah- 
men des Abschöpfungsverwendungsverkehrs erfolgen, indem 
der Abschöpfungsbetrag bei Nachweis der Verwendung er- 
mäßigt wird. Das ist z. B. bei der Einfuhr von Hartgrieß- 
weizen, Stärkeweizen, Mais, Buchweizen und Hirse der Fall. 
Soweit jedoch neben ausländischem auch inländisches Ge- 
treide verarbeitet wird, sollen den Verarbeitungsbetrieben 
Ausgleichsbeträge gewährt werden, so den Herstellern von 
Mehl, Gerste- und Hafererzeugnissen, 


Da diese Herstellerbetriebe für die ersten Monate des Ge- 
treidewirtschaftsjahrs 1962/63 noch mit Getreide eingedeckt 
waren, das vor dem Inkrafttreten der Verordnung Nr. 19 
(30. Juli 1962) verbilligt eingeführt wurde, sollen die Aus- 
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| gleichsbeträge den Herstellern von Mehl erst ab 1. Oktober 
j und den übrigen Verarbeitungsbetrieben erst ab 1. Novem- 
! ber 1962 gewährt werden. 

Der Bedarf für das Rechnungsjahr 1962 beträgt 9 923 088,60 
DM. 

Im Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1962 war die Mehrausgabe nicht vorher- 
zusehen. Da aus wirtschaftspolitischen Gründen eine Ver- 
teuerung der bezeichneten Lebensmittel vermieden werden 
muß, besteht für die Leistung der Ausgabe ein unabweis- 
bares Bedürfnis. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 45. Sitzung am 12. Dezember 1962 von der Maßnahme 
zustimmend Kenntnis genommen. 

Deckung durch Mehreinnahmen bei Kap. 10 02 Tit. 67. 


*) 10 697 987,09 Erstattungen bei der Ausfuhr von Getreide und Getreidever- 
arbeitungserzeugnissen 

I. 

Übergangsregelung für Weizenmehlausfuhren 

Nach Artikel 20 der Verordnung Nr. 19 (Getreide) des Rates 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft vom 4. April 1962 
(Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften S. 933) kann 
bei der Ausfuhr von Getreideerzeugnissen nach dritten Län- 
dern der Unterschied zwischen den Weltmarktpreisen und 

[ den Preisen im ausführenden Mitgliedstaat erstattet werden. 
Da die Einzelheiten über die Erstattung nicht rechtzeitig vor 
Inkrafttreten der Getreidemarktordnung beraten werden 
konnten, hat die EWG-Kommission zur Vermeidung einer 
Unterbrechung des Handelsverkehrs mit Verordnung Nr. 29 
vom 1. Juni 1962 — geändert und ergänzt durch die Verord- 
nungen Nr. 66 und 145 (Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften S. 1364, 1859 und 2809) — vorweg Übergangs- 
bestimmungen für Weizenmehlausfuhren erlassen. Danach 
konnten die Mitgliedsländer für Mehlausfuhren, die bis zum 
1. Dezember 1962 erfolgten und vor dem 30. Juli 1962 ge- 
nehmigt waren, Barerstattungen oder die abschöpfungsfreie 
Einfuhr für eine bestimmte Weizenmenge gewähren. Dem- 
entsprechend hat die Bundesregierung, um eine weitere Be- 
teiligung der deutschen Exportwirtschaft an der Belieferung 
der traditionellen Käuferländer zu ermöglichen, für die Über- 
gangszeit folgende Regelung getroffen: 

1. Für 100 Teile ausgeführtes Weizenmehl können abschöp- 

I fungsfrei eingeführt werden: 

| bei hellen Mehlen 130 Teile Weizen, 

| 

| bei dunklen Mehlen 105 Teile Weizen. 

I 

J Diese Mengen entsprechen dem Rohstoffbedarf. 
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2. Den Ausführern kann je Tonne ausgefuhrtes Mehl zu- 
sätzlich eine Vermarktungsspanne in folgender Höhe ge- 
währt werden: 



Juli/ 

August 

September 

Oktober/' 

November 


DM 

DM 

DM 

je t helles Mehl 

70, — 

60,— 

55,— 

je t dunkles Mehl 

35, — 

30, — 

27,50 


3. Im Rahmen dieser Regelung können 

190 000 t helles Mehl und 
10 000 t dunkles Mehl 
ausgeführt werden. 


II. 

Gewährung von Erstattungen für die Ausfuhr von Getreide 
und Getreideverarbeitungserzeugnissen 

In Durchführung der Verordnung des Rates der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft Nr. 19 (Getreide) hat die Kommis- 
sion für die Ausfuhr von Getreide und Getreideverarbei- 
tungserzeugnissen mit den Verordnungen Nr. 55, 90, 91, 92 
und 117 Höchstsätze für Erstattungen zum Ausgleich zwischen 
Weltmarktpreis und Inlandspreis in Anlehnung an die bei der 
Einfuhr zu erhebenden Abschöpfungsbetrüge festgesetzt. Ge- 
mäß § 8 des Gesetzes zur Durchführung der Verordnung 
Nr. 19 (Getreide) des Rates der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft vom 26. Juli 1962 (BGBl. I S. 455) hat die Bun- 
desregierung eine Rechtsverordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates erlassen, die erst im März 1963 in Kraft getre- 
ten ist. Bis zum Inkrafttreten der Verordnung war das Er- 
stattungsverfahren für die Ausfuhr von Getreide und Ge- 
treideverarbeitungserzeugnissen durch die Bekanntmachung 
vom 28. September 1962 (Bundesanzeiger Nr. 187 vom 2. Ok- 
tober geregelt. 


Im Rechnungsjahr 1962 wurden für die Maßnahmen unter 
I. und II. außerplanmäßig folgende Mittel benötigt: 

Übergangsregelung 

für Weizenmehlausfuhren 10 440 322,61 DM 

Erstattungen für die Ausfuhr von 
Getreide und Getreideverarbeitungs- 
erzeugnissen gemäß Bekanntmachung 

vom 28. September 1962 257 664,48 DM 

insgesamt somit 10 697 987,09 DM 

Im Zeitpunkt der Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1962 
war die Mehrausgabe nicht vorherzusehen. Die Erhaltung 
der bisherigen Absatzmärkte der deutschen Exportwirtschaft 
| liegt im allgemeinen volkswirtschaftlichen Interesse. Zur Er- 
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haltung dieser Exportmärkte war die Leistung der Ausgabe 
unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat i in 
der 37. Sitzung am 25. Oktober 1962 und der 47. Sitzung am 
14. Dezember 1962 von der Maßnahme zustimmend Kenntnis 
genommen. 

Deckung durch Mehreinnahmen bei Kap. 10 02 Tit. 67. 


*) 9 462 525,25 


Wettbewerbsneutrale Frachthilfe für Getreidetransporte 


Durch die Einführung des Richtpreissystems für Getreide ab 
30. Juli 1962 entstehen der deutschen Landwirtschaft in den 
marktfernen Gebieten Einkommensminderungen, die durch 
eine Senkung der Beförderungskosten für Getreide vermin- 
dert werden sollen. Nachdem die Deutsche Bundesbahn ihre 
Getreidefrachten ab 1. August 1962 um 25 v. H. gesenkt hat, 
ist zur Erreichung des agrarpolitischen Zieles eine weitere 
Senkung der Beförderungskosten für Getreide um nochmals 
25 v. H. erforderlich. Diese weitere Senkung ist verkehrs- 
politisch aber nur unter gleichzeitiger Gewährung einer 
wettbewerbsneutralen Frachthilfe für alle Verkehrsträger 
vertretbar, die auf den Bundeshaushalt übernommen werden 
soll. 


Der voraussichtliche jährliche Finanzbedarf beträgt etwa 
25 800 000 DM und verteilt sich wie folgt: 

Deutsche Bundesbahn 8 000 000 DM 

gewerblicher Güterfernverkehr 4 500 000 DM 

gewerblicher Güternahverkehr 2 500 000 DM 

Binnenschiffahrt 


(davon 3 500 000 DM für 

Umschlagskosten) 10 800 000 DM 

Zusammen 25 800 000 DM 


Die Frachthilfe an die Verkehrsträger wird ab 1. August 1962 
gezählt; im Rechnungsjahr 1962 fällt kassenmäßig ein Bedarf 
in Höhe von 9 462 525,25 DM an. 

Die Leistung der Ausgabe war unabweisbar und im Zeit- 
punkt der Aufstellung des Haushaltsplans 1962 nicht vorher- 
sehbar. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 36. Sitzung am 8. Oktober 1962 von der Maßnahme 
zustimmend Kenntnis genommen. 

Deckung durch Mehreinnahmen bei Kap. 10 02 Tit. 67. 
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39 900 000 — 


34 301,18 


Zuschüsse zur Förderung von Qualität und Absatz landwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse („Grüner Plan 1962") 


Entgegen der Vorschätzung, nach der 1962 mit einem Raps- 
anfall von 75 000 t zu rechnen war, betrug der Rapsanfall 
aus der Ernte 1962 auf Grund der letzten Schätzung des Sta- 
tistischen Bundesamtes vom 2. Oktober 1962 rd. 116 000 t, 
wovon 109 000 t an die Ölmühlen abgeliefert wurden. Hinzu 
kam, daß der Förderungsbeitrag von zunächst 368 DM je t 
am 31. August 1962 auf 422 DM je t festgesetzt werden 
mußte, weil der Weltmarktpreis (Kanada) gegenüber 
240 DM je t im Jahre 1961 nicht um 121 DM, sondern um 
weitere 54 DM, also um 175 DM je t gesunken war. Diese 
Entwicklung war nicht vorauszusehen. Die Istausgabe für 
die Erzeugung und den Absatz von Raps und Rübsen be- 
trägt 29 600 000— DM. 

Diese Ausgabe wurde gedeckt 

a) durch den Ansatz 

bei Tit. 629 von 10 000 000,— DM 

b) durch Einsparungen 
bei den übrigen 
Einzelmaßnahmen 

des Tit. 629 von 19 565 698,82 DM 29 565 698,82 DM, 
so daß eine überplanmäßige 

Haushaltsausgabe von 34 301,18 DM 

erforderlich wurde. Dieser Mehrbedarf war unabweisbar. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
der 36. und 44. Sitzung am 8. Oktober bzw. 5. Dezember 1962 
von der Maßnahme Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608. 


3 000 000,— 


139 215, — 


Zuschüsse zur Durchführung und Auswertung besonderer 
Untersuchungen und Erhebungen auf dem Gebiet der Land- 
und Emährungswirtschaft 


Mehraufwendungen sind unabweisbar entstanden 

a) durch die Verpflichtung, gemäß § 8 Abs. 1 des Gesetzes 
über Maßnahmen auf dem Gebiet der Weinwirtschaft 
vom 29. August 1961 (BGBl. I S. 1622) Vergleichspreise 
festzusetzen, 

b) durch die Aufrechterhaltung des Umfanges der stati- 
stischen Ermittlungen für den Grünen Bericht. Eine Ver- 
ringerung der statistisches Material liefernden Betriebe 
hätte den Aussagewert des Grünen Berichts gefährdet. 
Darüber hinaus war eine Senkung der Zuschüsse an die 
landwirtschaftlichen Buchstellen angesichts ihrer gestie- 
genen Kosten nicht möglich; sie hätte auch dem Willen 
des Deutschen Bundestages widersprochen, der dieser 
Erhöhung der Zuschüsse im Haushaltsplan 1961 zuge- 
stimmt hatte. 
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| Die Mehraufwendungen waren unvorhersehbar, weil der 
! Bedarf zu a) im Entwurf des Haushalts 1962 aus zeitlichen 
t Gründen noch nicht veranschlagt werden konnte und vorerst 
I beabsichtigte Einsparungen zu b) innerhalb des Titels, z. B. 
bei den Prämien für nichtbuchführungspflichtige Betriebe, aus 
den genannten Gründen nicht durchgeführt werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 608. 


10 02 
apl. 890 


*) 2 957 083,34 


Beteiligung des Bundes an der Gesellschaft für Lagerei- 
betriebe mbH (GfL) 


Die Gesellschaft für Lagereibetriebe mbH (GfL) wurde im 
Jahre 1943 gegründet. Sie hat ein Stammkapital von 
100 000 DM. Ihre Gesellschafter (zu je 50 v. H.) sind die 
„Reichsstelle für Getreide und Futtermittel und sonstige 
Landwirtschaftserzeugnisse 1 ' und die „Geschäftsabteilung der 
Hauptvereinigung der Deutschen Kartoffelwiirtschaft 11 . Beide 
Gesellschafter sind juristische Personen des öffentlichen 
Rechts, die demnächst nach dem Entwurf eines Gesetzes zur 
Regelung der Rechtsverhältnisse nicht mehr bestehender 
öffentlicher Rechtsträger aufgelöst und abgewickelt werden. 
Die GfL verwaltet als Betriebsführungsgesellschaft die bun- 
deseigenen Getreidelageranlagen, Silos und Kartoffellager- 
hallen sowie andere bundeseigene Anlagen im Rahmen der 
Bundesbevorratung. 

Um die Weiterführung der Aufgaben der Gesellschaft für die 
dem Bund obliegenden Aufgaben auf dem Gebiet der Bevor- 
ratung insbesondere in Krisen- und Notzeiten sicherzustel- 
len, war es unabweisbar erforderlich, daß der Bund die Ge- 
schäftsanteile der Gesellschaft übernimmt. 

Auf der Grundlage des „Gutachtens der Deutschen Revi- 
sions- und Treuhand AG (Treuarbeit) über den Wert der 
Anteile der GfL zum Stichtag 31. Dezember 1961" vom 
29. Juni 1962 ist zwischen den beiden Gesellschaftern der 
GfL und den beteiligten Bundesressorts für den Bund als 
Kaufpreis für den Erwerb der beiden Geschäftsanteile ein 
Betrag von 2 820 000 DM vereinbart worden. Für Verzin- 
sung des Kaufpreises ab. 1. Januar 1962 bis 31. Dezember 
1962 kommen 141 000 DM und als vom Bund zu tragende 
Erwerbskosten etwa 60 000 DM hinzu, so daß sich als Er- 
werbspreis insgesamt ein Betrag von 3 021 000 DM (davon 
waren im Rechnungsjahr 1962 2 957 083,34 DM zu zahlen) 
ergab. Die Höhe der Mehrausgabe war im Zeitpunkt der 
Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 1962 nicht vorherzu- 
sehen. 


Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 47. Sitzung am 14. Dezember 1962 von der Maß- 
nahme zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 620. 
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90 000 000 — 


554 874,53 


Ausgleichsbeträge auf Grund des Gesetzes zur Förderung 
der deutschen Eier- und Geflügelwirtschaft 


Nach der Neunten Verordnung zur Durchführung des Geset- 
zes zur Förderung der deutschen Eier- und Geflügelwirt- 
schaft vom 28. Juni 1962 (Bundesanzeiger Nr. 121 vom 
30. Juni) sind Ausgleichsbeträge für Eier sowie für Jung- 
masthühner, Jungmastenten, Jungmastgänse und Jungmast- 
puten auch noch für die Zeit vom 1. Juli bis 29. Juli 1962 zu 
zahlen. 


Da der Haushaltsansatz des Rechnungsjahrs 1962 der Höhe 
nach nur für die Zeit bis Ende Juni 1962 berechnet war, ist 
zur Erfüllung der auf gesetzlicher Grundlage beruhenden 
Verpflichtungen eine Mehrausgabe erforderlich geworden. 
Die Mehrausgabe war unabweisbar und nicht vorherzusehen. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 962. 


10 03 
104 a 


2 933 900,— 


10 12 
208 


31 300, — 


170 334,10 


Bezüge der nichlbeamteten Kräfte (Vergütungen der Ange- 
stellten) 


Die Mehrausgabe beruht auf dem Vergütungstarifvertrag 
vom 7. Juni 1962 (MinBIFin S. 476). Sie war unabweisbar 
und konnte bei Aufstellung des Entwurfs des Haushalts- 
plans 1962 nicht vorhergesehen werdeh. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 10. 


10 492,30 Betrieb von Dienstfahrzeugen 

Durch größere Reparaturen am Getriebe des Forschungs- 
kutters „Uthörn" und erheblichen Mehrverbrauch an Tau- 
werk während des schweren Sturmes im Februar 1962 sind 
Mehrausgaben entstanden, die aus den veranschlagten Mit- 
teln nicht gedeckt werden konnten. Die Ausgaben waren un- 
vorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 10 12 Tit. 406. 


10 19 
400 


130 000,— 


13 796,14 


Betriebsausgaben für das Versuchsfeld 


Unvorhersehbare und unabweisbar erforderliche Mehraus- 
gabe infolge der Ersatzbeschaffung eines veralteten, nicht 
mehr reparaturfähigen, plötzlich ausgefallenen Spritzgeräts 
zur Blauschimmelbekämpfung am Tabak. 


Einsparung bei Kap. 10 02 Tit. 620. 
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1102 | 5 000 000 — 
970 | 


238 324,55 Förderung der Arbeitsaufnahme in Berlin 

>rgriff) Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß die Zahl 

der Arbeitsaufnahmen im Land Berlin und die dafür nach 
den Richtlinien vom 31. Januar 1962 (Bundesanzeiger Nr. 26) 
zu gewährenden Leistungen einen Umfang erreicht haben, 
der bei der Veranschlagung für den Bundeshaushalt 1962 
nicht vorherzusehen war; sie war unabweisbar. 


1102 ! — *) 645 701,86 Einmaliger Beitrag zur beschleunigten Berufsausbildung 

i I italienischer Arbeitnehmer 

apl. 971 | 

Auf Initiative der Kommission der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft haben die beteiligten Mitgliedstaaten im Rah- 
! men der Lösung der Konjunkturprobleme auf dem Arbeits- 
; markt der Gemeinschaft ein beschleunigtes Berufsausbil- 
dungsprogramm für italienische Arbeitskräfte vereinbart, 

I das den aktuellen Bedürfnissen der Aufnahmeländer ent- 
| spricht und in Italien durch italienische Behörden durchge- 
führt wird. Die Kosten des politisch und psychologisch be- 
deutsamen Programms werden je zur Hälfte aus dem Euro- 
päischen Sozialfonds und von Italien bestritten. Auf Ersuchen 
der EWG-Kommission und der italienischen Regierung hat 
die Bundesregierung in der Ministerratssitzung am 21. März 
1961 ihre Bereitschaft erklären lassen, zum Finanzbeitrag 
Italiens einen einmaligen Zuschuß von 3 000 000 DM für die 
I beschleunigte Berufsausbildung von 8946 für die Bundesrepu- 
blik vorgesehenen italienischen Arbeitnehmern zu gewähren. 

! Mit Italien ist vereinbart worden, daß für jeden im Rahmen 
des beschleunigten Berufsausbildungsprogramms in die Bun- 
desrepublik vermittelten italienischen Arbeitnehmer ein 
Pauschbetrag von 300 DM gezahlt wird. Außerdem werden 
die Reisekosten der auf italienischen Wunsch zu den Aus- 
bildungszentren entsandten deutschen Sachverständigen 
(Prüfer) und die Kosten des bereitgestellten Unterrichts- und 
Ausbildungsmaterials erstattet. Das Programm ist im Rech- 
nungsjahr 1962 angelaufen und wird 1963 fortgeführt. 

Die hierdurch entstandene außerplanmäßige Ausgabe war 
I unabweisbar. Sie konnte im Haushaltsvoranschlag 1962 nicht 
j berücksichtigt werden, weil der Beginn des Berufsausbil- 
1 dungsprogramms im Rechnungsjahr 1962 nicht zu übersehen 
| war. 

| Einsparung bei Kap. 1111 Tit. 850 b. 


103 881,61 | Versicherungsbeiträge für Ersatzdienstleistende 

112 | | Nach § 41 Abs. 3 des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 

vom 13. Januar 1960 (BGBl. I S. 10) gelten die sozialversiche- 
rungsrechtlichen Vorschriften sowie die Vorschriften über die 
Arbeitslosenversicherung der zum Grundwehrdienst oder zu 
einer Wehrübung einberufenen Wehrpflichtigen auch für Er- 
satzdienstleistende. Da das nach dem Gesetz zur Änderung 
i sozialrechtlicher Vorschriften vom 25. April 1961 (BGBl. I 
t S. 465) als Bemessungsgrundlage dienende Bruttojahresar- 



11 08 
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beitsentgelt bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das 
Rechnungsjahr 1962 nicht bekannt war, wurden die für das 
Rechnungsjahr 1962 zu zahlenden Beiträge noch nach einem 
geringeren durchschnittlichen Bruttojahresarbeitsentgelt be- 
rechnet Die spätere Erhöhung des Beitragsbemessungssatzes 
führte zu den Mehrausgaben. Die bei Kap. 11 08 Tit. 197 zur 
Verstärkung der Mittel für Personalausgaben veranschlagten 
Haushaltsmittel in Höhe von 600 000 DM wurden mit 
59 072,92 DM zur Deckung der Ausgaben bei Tit. 108, 114 und 
116 in Anspruch genommen. Der Restbetrag von 540 927,08 
DM hat zur vollständigen Deckung der Ausgaben bei Tit. 112 
nicht ausgereicht, so daß noch 103 881,61 DM überplanmäßig 
bereitgestellt werden mußten. 

Die nicht vorhersehbare Mehrausgabe beruhte auf gesetz- 
licher Verpflichtung und war daher unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kap. 1 1 08. 


11 08 
115 


1 096 046,06 


Leistungen des Bundes nach Maßgabe des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes 

Da bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages für das 
Rechnungsjahr 1962 keine Erfahrungen über die Höhe der 
Ausgaben Vorlagen, wurde für die Leistungen nach dem 
Unterhaltssicherungsgesetz ein Leertitel ausgebracht, der aus 
den Mitteln des Tit. 197 verstärkt werden sollte. Diese Ver- 
stärkungsmittel wurden jedoch zur Deckung der Ausgaben 
bei Tit. 108, 112, 114 und 116 in Anspruch genommen, so daß 
die Leistungen nach Maßgabe des Unterhaltssicherungsge- 
setzes überplanmäßig bereitgestellt werden mußten. 


Die unerwartet hohen Ausgaben sind darauf zurückzuführen, 
daß viele Ersatzdienstpflichtige infolge der langen Dauer 
des Anerkennungsverfahrens erst in einem fortgeschrittenen 
Lebensalter zur Dienstleistung einberufen werden konnten. 
Im Gegensatz zu den Wehrpflichtigen ist eine große Zahl 
von ihnen bei ihrer Einberufung verheiratet. Dadurch ver- 
größert sich der Kreis der anspruchsberechtigten Personen 
sehr. Außerdem haben sie vor ihrer Einberufung aufgrund 
ihres Lebensalters und ihres Familienstandes einen höheren 
Nettoverdienst erzielt, der sich steigernd auf die Höhe der 
Unterhaltssicherungsleistungen auswirkt. 


Die Ausgaben beruhten auf gesetzlicher Verpflichtung und 
waren daher unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Kap. 1 1 08. 


11 08 


52 501,63 


Nachuntersuchungen 


309 


Nach § 9 Abs. 2 des Gesetzes über den zivilen Ersatzdienst 
vom 13. Januar 1960 (BGBl. I S. 10) gilt die Musterungsverord- 
nung auch für Ersatzdienstpflichtige. Nach § 13 Abs. 4 MuVO 
sind die Ersatzdienstpflichtigen erneut zu mustern, wenn im 
Zeitpunkt der Einberufung 2 Jahre seit der letzten Muste- 
rung vergangen sind. 
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Bei der Aufstellung des Haushaltsvoranschlages für das 
Rechnungsjahr 1962 konnte nicht vorhergesehen werden, 
daß bei fast allen im Rechnungsjahr 1962 einberufenen Er- 
satzdienstpflichtigen diese Nachuntersuchungen durchgeführt 
werden mußten, weil das Anerkennungsverfahren längere 
Zeit in Anspruch genommen hatte und die Ersatzdienstpflich- 
tigen deshalb nicht vor Ablauf von 2 Jahren nach der Muste- 
rung einberufen werden konnten. 

Die bei Tit. 397 zur Verstärkung der Mittel für allgemeine 
Ausgaben veranschlagten Haushaltsmittel in Höhe von 
250 000 DM wurden mit 245 763,90 DM zur Deckung der Aus- 
gaben bei den Titeln 304, 305, 306, 307, 308 und 312 in An- 
spruch genommen. Der Restbetrag von 4236,10 DM wurde 
zur teilweisen Deckung der Ausgaben bei Tit. 309 ver- 
wendet. Der darüber hinausgehende Betrag von 52 501,63 
DM mußte überplanmäßig bereitgestellt werden. 

Die Ausgaben beruhten auf gesetzlicher Verpflichtung und 
waren daher unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kap. 11 08. 


11 10 3 750 642 000,— 

300 


121 781 344,63 


Versorgungsbezüge 


Durch das Gesetz über die Gewährung einer einmaligen 
Überbrückungszulage an Kriegsopfer im Rechnungsjahr 1962 
vom 21. Dezember 1962 (BGBl. I S. 763) sind im Monat De- 
zember 1962 Zahlungen in Höhe von 87 893 861, — DM 
geleistet worden. 


Darüber hinaus entstanden bei den Num- 
mern 1 bis 5 der Erläuterungen zu Tit. 

300 wider Erwarten Mehrausgaben in 
Höhe von insgesamt 34 701 031,43 DM, 
denen Minderausgaben bei Nr. 6 (Kapi- 
talabfindungen) infolge zurückgezahl- 
ter Kapitalabfindungsmittel gegenüber- 
stehen in Höhe von 813 547,80 DM = 33 887 483,63 DM. 

Mithin Mehrausgabe von insgesamt 121 781 344,63 DM. 


Diese Entwicklung war bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1962 nicht vorherzusehen; die Mehrausgabe war unab- 
weisbar, da sie auf Gesetz beruht. 


11 10 270 000 000,— 


27 967 435,43 


Kosten der Heilbehandlung 


303 


Erhöhte Barleistungen durch das nicht erwartete Ansteigen 
der Löhne und Gehälter (Einkommensausgleich nach § 17 
BVG) sowie der Pflegesätze in den Krankenanstalten und 
durch die Erweiterung des Personenkreises der Beschädigten 
und Hinterbliebenen, die Anspruch auf Krankenbehandlung 
durch das 1. Neuregelungsgesetz erworben haben (§10 BVG). 
Insbesondere führte auch die Erhöhung der Kosten der ortho- 
pädischen Versorgung auf Grund der Neufassung des § 13 
BVG zu der oben angegebenen Überschreitung. Diese Mehr- 
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ausgaben ließen sich beim Aufstellen des Haushaltsplans 
1962 in ihrem Ausmaß nicht vorhersehen; sie beruhen auf 
gesetzlichen Ansprüchen und waren daher unabweisbar. 


11 10 
306 


7 000 000,— 


1 265 119,19 


Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz auf Grund 
des Häftlingshilfegesetzes in der Fassung vom 25. Juli 1960 
(Bundesgesetzbl. I S. 578) 


Im Haushaltsplan 1962 wurde dem ständigen Rückgang der 
Zahl der Versorgungsberechtigten durch die Minderung des 
Ansatzes um 1 000 000 DM gegenüber dem Ansatz im Rech- 
nungsjahr 1961 Rechnung getragen. Die Mehrausgabe ist auf 
den wider Erwarten geringeren Rückgang der Zahl der Ver- 
sorgungsberechtigten und auf die Durchführung des Gesetzes 
über die Gewährung einer einmaligen Überbrückungszulage 
an Kriegsopfer im Rechnungsjahr 1962 vom 21. Dezember 
1962 (BGBl. I S. 763) zurückzuführen. Sie war nicht vorher- 
zusehen und wegen der gesetzlichen Anspruchsgrundlage un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 301. 


11 10 
apl. 950 


*) 70 468,43 


Rückzahlung von Versorgungsbezügen an die Länder auf 
Grund der Änderung der Vorschriften des § 86 Abs. 1 des 
Bundesversorgungsgesetzes 


Nach § 86 Abs. 1 des Bundesversorgungsgesetzes in der Fas- 
sung vom 6. Juni 1956 (BGBl. I S. 469) fielen den Ländern die 
von ihnen nach bisherigen versorgungsrechtlichen Vorschrif- 
ten für die Zeit nach dem 1. April 1951 gezahlten Bezüge in- 
soweit zur Last, als sie die nach diesem Gesetz für die gleiche 
Zeit zustehenden Bezüge überstiegen. Die Höhe dieser dem 
Bund zufließenden Erstattungen war den Belastungslisten 
der Versorgungsämter zu entnehmen, die inzwischen bei den 
Ländern Baden-Württemberg, Hamburg, Hessen, Niedersach- 
sen und Schleswig-Holstein abgeschlossen worden sind. Hier- 
bei ist festgestellt worden, daß die Länder Hamburg und 
Schleswig-Holstein dem Bund insgesamt 70 468,43 DM zuviel 
erstattet haben; dieser Betrag mußte zurückgezahlt werden. 


Einsparung bei Kap. 11 10 Tit. 301. 


11 12 
600 


491 000 000,— 


58 977 698,74 


Leistungen nach dem Kindergeldkassengesetz einschließlich 
Verwaltungskosten 


Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß etwa 
300 000 Berechtigte, die seit 1. April 1961 einen Anspruch 
hatten, den Antrag auf Zweitkindergeld erst in den Monaten 
Januar bis Juni 1962 gestellt haben. Nach § 35 Satz 1 KGKG 
war, wenn der Antrag bis 30. Juni 1962 vorlag, das Zweit- 
kindergeld ab 1. April 1961 zu gewähren. Für die Zeit vom 
1. April bis 31. Dezember 1961 wurden demnach aus Mitteln 
des Rechnungsjahres 1962 in nahezu 300 000 Fällen je 225 
DM Zweitkindergeld = 67 500 000 DM gezahlt. Insoweit trat 
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eine Belastung des Rechnungsjahres 1962 und eine Ent- 
lastung des Rechnungsjahres 1961 ein, die nicht vorherzu- 
sehen war. 

Die Mehrausgabe beruht auf gesetzlicher Verpflichtung und 
war deshalb unabweisbar. 

Teilweise Einsparung (54 204 388,36 DM) innerhalb des Ein- 
zelplans 11. 


11 13 1 483 800 000,— 

602 | 


48 797 139,07 


Zuschuß des Bundes an die knappsdiaftliche Rentenversiche- 
rung 


Die für das Rechnungsjahr 1962 erwartete Verminderung des 
Bundeszuschusses an die knappschaftliche Rentenversiche- 
rung ist nur in geringem Umfang eingetreten. 

Im Laufe des Rechnungsjahres 1962 wurden einige Zechen 
wegen Unwirtschaftlichkeit stillgelegt. Die hierdurch be- 
dingte Abnahme der Versichertenzahl hatte auch einen 
Rückgang der Beitragseinnahmen zur Folge. Außerdem sind 
die Rentenausgaben und die Ausgaben für Gesundheitsmaß- 
nahmen gestiegen. 

Die Mehrausgabe ließ sich nicht vorhersehen; sie beruhte 
auf gesetzlicher Verpflichtung und war daher unabweisbar. 


11 13 22 000 000,— 

605 


2 281 166,92 


Fremdrenten in der Unfallversicherung 


Die Mehrausgaben sind überwiegend auf das Zweite Gesetz 
zur vorläufigen Neuregelung von Geldleistungen in der ge- 
setzlichen Unfallversicherung vom 29. Dezember 1960 (BGBl. 
I S. 1085) zurückzuführen, dessen finanzielle Auswirkungen 
bei der Aufstellung des Haushaltsplans für das Rechnungs- 
jahr 1962 noch nicht zu übersehen waren. 

Außerdem sind im Rechnungsjahr 1962 etwa 700 Neuanträge 
vorwiegend von westberliner Bediensteten der unter sowjet- 
zonaler Verwaltung stehenden Eisenbahnen gestellt worden, 
die vor Errichtung der Berliner Mauer ihre Unfallrenten von 
der sowjetzonalen Verwaltung erhalten hatten. 

Die Ausgaben beruhten auf gesetzlicher Verpflichtung und 
waren daher unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 603. 


11 13 25 000 000,— 

608 


10 678 998,10 


Erstattung der Aufwendungen der Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung auf Grund des Gesetzes über die Tuber- 
kulosehilfe 


Die Aufwendungen der Träger der gesetzlichen Rentenver- 
sicherung für die Tuberkulosebekämpfung wurden erstmals 
im Rechnungsjahr 1962 für ein volles Kalenderjahr abge- 
rechnet; in den vorangegangenen Rechnungsjahren waren 
in Hohe des Haushaltsansatzes nur Abschläge geleistet wor- 
den. 
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Außerdem haben sich im Rechnungsjahr 1962 die Kranken- 
pflegekosten sowie die Arznei- und Hilfsmittelkosten erhöht. 
Die Ausgaben wurden auf Grund des Gesetzes über die 
Tuberkulosehilfe vom 23. Juli 1959 (BGBl. I S. 513) und des 
Bundessozialhilfegesetzes vom 30. Juni 1961 (BGBl. I S. 815) 
geleistet; sie waren deshalb unabweisbar. Auch ließ sich 
ihre genaue Höhe nicht vorhersehen. 

Einsparung innerhalb des Kap. 11 13. 


11 13 
609 


25 000 000,— 


2 128 904,12 


Kosten der gesetzlichen Unfallversicherung für Bundesbe- 
triebe, die Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
losenversicherung, die Arbeitslosen sowie für sonstige Be- 
triebe und Unternehmen, für die der Bund Träger der Unfall- 
versicherung ist 


Durch das Zweite Gesetz zur vorläufigen Neuregelung von 
Geldleistungen in der gesetzlichen Unfallversicherung vom 
29. Dezember 1960 (BGBl. I S. 1085) sind die Leistungen in 
der Unfallversicherung ab 1. Januar 1961 erhöht worden. Die 
sich aus diesem Gesetz ergebende finanzielle Belastung des 
Bundes konnte bei der Aufstellung des Haushaltsplans für 
das Rechnungsjahr 1962 nicht vorhergesehen werden. Außer- 
dem sind die Ausgaben geringfügig durch die Übernahme 
der Bediensteten der Vertragsmächte aus dem süddeutschen 
Raum gestiegen. 

Die Mehrausgabe beruhte auf gesetzlicher Verpflichtung und 
war somit unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 11 13 Tit. 622. 


11 13 
610 


115 000 000,— 


14 265 276,31 


Erstattung der Leistungen der Träger der gesetzlichen Kran- 
kenversicherung auf Grund des Mutterschutzgesetzes 


Durch das unerwartete Ansteigen der Löhne und Gehälter in 
fast allen Berufszweigen sind auch die Tagessätze für 
Wochenhilfe im Rechnungsjahr 1962 erheblich gestiegen. 
Außerdem hat sich die Zahl der berufstätigen Frauen sowie 
der Wochenhilfefälle erhöht, so daß die zur Verfügung 
stehenden Haushaltsmittel zur Deckung der Ausgaben nicht 
ausreichten. 


Die Mehrausgabe war nicht vorherzusehen; sie beruhte auf 
gesetzlicher Verpflichtung und war daher unabweisbar. 

Teilweise Einsparung (6 885 452,47 DM) innerhalb des Ein- 
zelplans 11. 
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12 02 

— 

•) 872 178,73 

Zinslose Darlehen an die Donauschiffahrt 

apl. 534 



Im Rahmen eines Bundes- und Landesprogramms zur Ratio- 
nalisierung der deutschen Donauschiffahrt gewährte der 
Bund der Bayer. Lloyd Schiffahrts-AG, Regensburg, und der 
Firma Josef Wallner, Bayer. Schiffahrts- und Hafenbetrieb 
GmbH, Deggendorf, Darlehen von insgesamt 872 178,73 DM. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen. Sie war unabweis- 
bar, um die Stellung der deutschen Donauschiffahrt zu festi- 
gen. 




Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 31. Sitzung am 20. Juni 1962 von der außerplanmäßi- 
gen Bewilligung zustimmend Kenntnis genommen. 

12 03 

50 000 — 

22 900,37 

Vermischte Verwaltungsausgaben 

299 



Mehrausgaben infolge Schadensersatzleistungen an Dritte 
sowie infolge zusätzlicher Stellenausschreibungen für die 
Einstellung von Beamtennachwuchs und technischen Ange- 
stellten und der dadurch vermehrt anfallenden Vorstellungs- 
reisen. Der Mehrbedarf ist außerdem auf die Erstattung von 
Einnahmebeträgen, die Dritten zustehen, zurückzuführen. 




Die Mehrausgabe konnte bei der Aufstellung des Haushalts- 
plans 1962 nicht vorhergesehen werden; sie war unabweis^ 
bar. 




Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 221 a. 

12 03 

— 

*) 10 179 983,20 

Beseitigung der Sturmflutschäden vom 16./17. Februar 1962 
sowie vorbeugende Maßnahmen zur künftigen Verhütung 
von derartigen Schäden 

apl. 710 






Ausgaben zur Beseitigung der in der Nacht vom 16. zum 
17. Februar 1962 durch eine Sturmflut verursachten Schäden 
an den Anlagen der Bundeswasser- und Schiffahrtsverwal- 
tung sowie für vorbeugende Maßnahmen zur künftigen Ver- 
hütung derartiger Katastrophen. 




Die Ausgaben waren unabweisbar und konnten bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1962 nicht vorhergesehen wer- 
den. 




Einsparung innerhalb des Kap. 12 03. 

12 03 

2 000 000 — 

40 140,86 
(Vorgriff) 

Neubau von 2 Leuchttürmen als Ersatz für die Feuerschiffe 
„Kiel" und „Flensburg", 3. Teilbetrag 

Wegen des schnelleren Baufortschritts der im September 
1961 erteilten Aufträge reichten die im Rechnungsjahr 1962 
zur Verfügung gestellten Haushaltsmittel für die Schlußab- 
rechnung mit einigen Firmen nicht aus. Der Abschluß der Ar- 
beiten war für die Sicherung des Bauwerks unerläßlich. 

725 
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Die Mehrausgabe (Vorgriff), durch die eine Erhöhung der Ge- 
samtkosten nicht eingetreten ist, war bei der Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorhersehbar; sie war aus Sicherheits- 
gründen unabweisbar. 

Kassenmäßige Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 748. 


12 03 
963 b 


900 000,— 


74 151,93 Räumung der Bundeswasserstraßen im Interesse der Schiff- 
Vorgriff) fahrt und der Vorflut (Beseitigung von Schiffswracks auf den 
Seeschiffahrtsstraßen) 

Anfang November 1962 kollidierte auf der Unterelbe in der 
Nähe der Ostemündung der schwedische Dampfer „Ring" mit 
dem tschechoslowakischen MS „Orlik" und sank am Fahr- 
wasserrand quer zur Fahrtrichtung. Das Wrack lag unmittel- 
bar bei einem Kursänderungspunkt und bildete dort ein 
äußerst gefährliches Elindernis für die Schiffahrt. Die sofor- 
tige Beseitigung des Hindernisses oblag dem Bund aus der 
Verkehrssicherungspflicht zur Erhaltung der Schiffahrt. Zur 
Zahlung der Bergungskosten reichten die veranschlagten 
Haushaltsmittel nicht aus. Die Mehrausgabe war unabweis- 
bar und bei der Aufstellung des Haushalts 1962 nicht vorher- 
sehbar. 

Kassenmäßige Einsparung bei Kap. 12 03 Tit. 730. 


12 12 
301 


210 000,— 


21 877,60 


Kosten für Veröffentlichung der Verlustanzeigen im Ver- 
kehrsblatt 


Mehr infolge Zunahme der im Verkehrsblatt zu veröffent- 
lichenden Verlustanzeigen (Aufbietung in Verlust geratener 
Fahrzeugbriefe und Ungültigerklärung von Fahrzeug- und 
Führerscheinen). Die Mehrausgabe war bei Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorherzusehen, da der Umfang der 
Verluste jeweils nur auf Grund der Erfahrungen der Vor- 
jahre geschätzt werden kann. 

Die Ausgabe war unvermeidlich und unabweisbar, da die 
Fahrzeugpapiere und Führerscheine für ungültig erklärt 
werden müssen. 


Die Mehraufwendungen sind durch Mehreinnahmen, die mit 
diesen Ausgaben in unmittelbarem Zusammenhang stehen, 
gedeckt. 


12 14 
206 


982 300,— 


44 751,21 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Durch die Erhöhung der Mietzinssätze für die vom Deutschen 
Wetterdienst angemieteten Räume auf den Flughäfen ab 
1. April 1962 um durchschnittlich 20 v. H. sowie durch die 
Erhöhung der Kosten für die Reinigung sind zwangsläufig 
Mehrausgaben entstanden, die bei der Veranschlagung nicht 
vorausgesehen werden konnten. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 12. 
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29 21 1 r 98 Vermischte Verwaltungsausgaben 

Durch einen vor dem Oberlandesgericht Celle abgeschlosse- 
nen Vergleich in einem Schadensersatzprozeß sind zwangs- 
läufig Mehrausgaben entstanden, die bei der Veranschlagung 
nicht vorauszusehen waren. 

Einsparung bei Kap. 12 14 Tit. 306. 


14 510,10 Unterhaltszuschüsse für Beamte im Vorbereitungsdienst und 
für Beamtenanwärter 

Ab 1962 werden die Nachwuchskräfte für die speziellen Auf- 
gaben des Flugsicherungsdienstes in die Beamtenlaufbahn- 
gruppen als Beamte auf Widerruf in den Vorbereitungsdienst 
eingestellt und ausgebildet. Bisher wurden diese Kräfte als 
Angestellte vergütet. Dadurch sind zwangsläufig Ausgaben 
an Unterhaltszuschüssen für Beamte im Vorbereitungs- 
dienst entstanden. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 120. 


69 304,38 Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Mehrbedarf zur Zahlung von Beschäftigungsvergütungen 
und Trennungsentschädigungen für aus dienstlichen Grün- 
den abgeordnete und versetzte Beamte und Angestellte. Eine 
Deckungsmöglichkeit bei Kap. 12 15 Tit. 217 besteht nicht. 

Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 101. 

39 297,19 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Durch die Erhöhung der Mietzinssätze für die von der Bun- 
desanstalt für Flugsicherung angemieteten Räume auf den 
Flughäfen ab 1. April 1962 um durchschnittlich 20 v. H. sowie 
durch die Erhöhung der Kosten für die Reinigung sind 
zwangsläufig Mehrausgaben entstanden, die bei der Veran- 
schlagung nicht vorausgesehen werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 302. 


64 908,44 Kraftstrom und Betriebsstoffe 

Durch den verstärkten Einsatz der Flugsicherungsanlagen, 
insbesondere der Radaranlagen, sind zwangsläufig für Kraft- 
strom Mehrausgaben entstanden, die bei der Veranschlagung 
nicht vorausgesehen werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 302. 
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1 400 000 — 


99 488,74 


Ergänzung und Unterhaltung der flugsicherungstechnischen 
Anlagen und Geräte 


Durch die Inbetriebnahme weiterer flugsicherungstechnischer 
Anlagen und Geräte ist die Mehrbeschaffung an Sende- und 
Empfangsröhren notwendig geworden. Der Verschleiß durch 
den Tag- und Nachtbetrieb ist derart groß, daß die Röhren im 
Durchschnitt mehrfach jährlich ausgewechselt werden müs- 
sen. Dadurch sind zwangsläufig Mehrkosten entstanden, die 
bei der Veranschlagung nicht vorausgesehen werden konn- 
ten. 


Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 302. 


320 000,— 


42 500,— 


58 159,65 Betriebsmaterial 

Durch das erhöhte Betriebsaufkommen im FS-Fernmelde- 
dienst sowie durch die starke Zunahme schriftlicher FS-Be- 
ratungen sind zwangsläufig Mehrkosten für Fernschreib- und 
Lochstreifenpapier entstanden, die bei der Veranschlagung 
nicht vorausgesehen werden konnten. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 302. 


109551,93 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Das Ordnungsamt der Stadt Braunschweig hat die vom Luft- 
fahrt-Bundesamt im 2. Stockwerk (Dachgeschoß) des Flug- 
hafengebäudes angemieteten Räume überprüft und dabei 
festgestellt, daß sie als Büroräume nicht geeignet sind. Die 
Flughafengesellschaft Braunschweig mbH wurde durch das 
Ordnungsamt aufgefordert, die Belichtung der Räume ent- 
sprechend den bau recht liehen Vorschriften zu verbessern 
oder die Räume nur zu Abstellzwecken zu verwenden. Die 
Flughafengesellschaft war außerstande, die Kosten für den 
Ausbau des 2. Stockwerks aufzubringen und hatte erwogen, 
die Räume nur als Abstellräume zu vermieten. Auf die Be- 
nutzung dieser Räume konnte aber nicht verzichtet werden, 
weil die Bediensteten des Amts in den verbleibenden Räu- 
men im Erdgeschoß und 1. Stockwerk nicht unterzubringen 
waren. Im Hinblick auf die schwierige Unterbringung der 
Bediensteten wurde der Flughafengesellschaft mbH Braun- 
schweig eine Mietvorauszahlung für 4 Jahre für den Ausbau 
des 2. Stockwerks gegeben. Die dadurch entstandenen Mehr- 
ausgaben waren zwangsläufig und konnten nicht vorausge- 
sehen werden. 

Einsparung bei Kap. 12 15 Tit. 302. 


1 367 463,60 


Deutsche Lufthansa AG, Köln, Abgeltung von Eingangsab- 
gaben 


Für die Beschaffung von Flugzeugen und Zubehörteilen im 
Ausland hat die Deutsche Lufthansa AG Eingangsabgaben 
(Zoll und Umsatzausgleichsteuer) zu entrichten. Bei der Er- 
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mittlung ihres Investitionsbedarfs ist davon ausgegangen 
worden, daß die Deutsche Lufthansa die Mittel für diese fis- 
kalischen Abgaben nicht selbst aufzubringen hat. Ihr sol- 
len daher die entsprechenden Beträge als Zuschüsse zur Ver- 
fügung gestellt werden. 

Nach den in der Zeit von Juni bis Dezem- 
ber 1962 von den Zollämtern erteilten Be- 
scheiden hat die Deutsche Lufthansa zu ent- 
richten: 

Zoll 294 363,10 DM 

Umsatzausgleichsteuer 1 073 100,50 DM 

Zusammen 1 367 463,60 DM. 

Dieser Betrag ist, nachdem er der Deutschen Lufthansa bis 
zum 24. Dezember 1962 zunächst gestundet worden war, als 
Zuschuß zur Abgeltung von Eingangsabgaben zur Verfügung 
gestellt worden. 

Der Ausgabe stehen gleichhohe Einnahmen bei Kap. 60 01 
Tit. St 2 und St 10 gegenüber. 


14 01 
107 


1401 

203 


Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 


16 000 000 ,— 


712 347,75 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 


Die Häufung der Krankheitsfälle sowie die gestiegenen 
Kosten der Heilbehandlung und Arzneien hatten eine stär- 
kere Inanspruchnahme der Beihilfemittel zur Folge, als nach 
der Ausgabenentwicklung der voraufgegangenen Rechnungs- 
jahre zu erwarten war. Da ein Rechtsanspruch auf die Gewäh- 
rung der Beihilfen besteht, konnte die Mehrausgabe nicht 
in das nächste Rechnungsjahr verlagert werden. 


Die Mehrausgabe war daher unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 101. 


1 194 000 — 


29 745,10 


Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 


Die Mehrausgabe beruht auf der Einrichtung einer Fern- 
sprechanlage in der neuen Mietunterkunft in Bonn, Trierer 
Str. 78, der Verlegung von Fernmeldeeinrichtungen bei Um- 
zügen der Dienststelle sowie auf einem Anstieg der Fern- 
sprechgebühren während der Spannungszeit. 


Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 298. 
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14 01 1 800 000,— 

306 


14 01 112 000, — 

310 


14 02 158 515 200, 

222 


14 02 4 506 500 — 

230 


500 000, — Psychologische Verteidigung 

Die Mehrausgabe beruht auf der Durchführung von beson- 
deren, der aktuellen Lage angepaßten Maßnahmen, die bei 
der Aufstellung des Haushalts 1962 nicht vorhergesehen 
werden konnten. Da sie nicht bis zum nächsten Rechnungs- 
jahr zurückgestellt werden konnten, war die Mehrausgabe 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 303 a. 


17 920,55 Ministerialblatt des Bundesministers der Verteidigung 

Die Mehrausgabe beruht auf der im Laufe des Rechnungs- 
jahres notwendig gewordenen Erhöhung der Auflagenzahl 
des Ministerialblattes sowie auf den gestiegenen Druck- 
kosten infolge von Lohnerhöhungen im graphischen Ge- 
werbe. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 302. 


8 108 481,53 Erstattungen an andere Bundesbehörden (gemäß § 58 RWB) 
für Aufwendungen zur Durchführung von Verteidigungs- 
aufgaben 

Aus Kap. 14 02 Tit. 222 werden u. a. die Ausgaben für die 
Versorgung der Soldaten der Bundeswehr (Kap. 33 04) er- 
stattet. Bei der Aufstellung des Haushalts 1962 konnten die 
hierfür erforderlichen Mittel nur geschätzt werden. Gegen- 
über einem vorgesehenen Ansatz von 125 255 000 DM muß- 
ten 8 664 017,10 DM mehr aufgewendet werden, weil die 
Zahl der Empfänger von Übergangsbeihilfen größer war als 
ursprünglich angenommen worden war. 

Diese Mehraufwendungen führten zu einer überplanmäßigen 
Ausgabe des Gesamttitelansatzes in Höhe von 8 108 481,53 
DM. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 995 a. 


1 869 167,74 Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter, soweit es 
sich nicht um Ansprüche aus Übungsschäden handelt 

Bei der Aufstellung des Haushalts 1962 konnten die für die 
Abgeltung von Schadensersatzansprüchen Dritter erforder- 
lichen Mittel nur geschätzt werden. Der Mehrbedarf ergab 
sich aus der durch den weiteren Aufbau der Bundeswehr be- 
dingten Zunahme des Kraftfahrzeug- und Flugbetriebes. 

Die Ausgabe in dieser Höhe war unvorhergesehen und un- 
abweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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14 02 j 3 100 000 — 
612 | 


14 02 | 30 000 000 — 

995 b 


14 03 j 1 397 463 000,— 
102 a ! 


14 03 55 020 000,— 

108 


30 985,99 Kosten der Teilnahme der Bundesrepublik an NATO-Pro- 
duktionsgemeinschaften für neue Waffensysteme, 3. Teil- 
betrag 

Mehrausgabe wegen Erhöhung der Haushalte 1961/62 der 
Lenkungsbüros der NATO-Produktionsorganisationen HAWK, 
F 104 G und SIDEWINDER. Sie war unvorhergesehen und 
unabweisbar, da es sich um internationale Zahlungsverpflich- 
tungen handelte. 

Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 303. 


18 032 586,82 Fracht- und Nebenkosten, die von der Verkehrsabrechnungs- 
und Kontrollstelle bei der Wehrbereichs Verwaltung IV ab- 
gerechnet werden 

Der Tit. 995 b wurde im Rechnungsjahr 1962 erstmalig als 
zentraler Abrechnungstitel für Fracht- und Nebenkosten aus- 
gebracht. In den früheren Rechnungsjahren waren Fracht- 
und Nebenkosten anteilig in den Sach-, Allgemeinen und 
Einmaligen Ausgaben bei den Kap. 14 01 bis 14 23 veran- 
schlagt. Der Ansatz konnte daher bei Aufstellung des Haus- 
halts 1962 nur geschätzt werden. 

Der Mehrbedarf war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung bei Kap. 14 02 Tit. 995 a. 


72 177 841,68 Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen für Berufssolda- 
ten und Soldaten auf Zeit 

Der Mehrbedarf ist zurückzuführen 

1. auf ein erhöhtes Aufkommen an Freiwilligen durch An- 
steigen der Weiterverpflichtungen gegenüber dem Rech- 
nungsjahr 1961 um 50 v. H., 

2. auf das Anwachsen des Anteils der Wehrpflichtigen, die 
sich zum Soldaten auf Zeit verpflichtet haben, und 

3. auf die Zahlung der Überbrückungszulage 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Gesamthaushalts 1962. 


1 304 609,99 Besdiäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Soldaten 

Der Mehrbedarf ist auf ein erhöhtes Aufkommen an Frei- 
willigen zurückzuführen. Außerdem konnten die für TE- 
Empfänger vorgesehenen Wohnungen nicht in ausreichender 
Anzahl zugewiesen werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 
Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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14 03 

13 900 000 — 

1 470 022,71 

203 



14 03 

106 700,— 

72 918,12 

215c 



14 03 

4 155 700,— 

639 211,25 

299 



14 03 

74 750 000,— 

4 768 794,97 

302 

! 



Begründung 


Bundesminister der Verteidigung — 

Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie für Rundfunkgebühren 

Die Mehrausgaben beziehen sich vorwiegend auf Fernmelde- 
gebühren, die durch die vermehrte Inanspruchnahme der 
Fernmeldeeinrichtungen zur Durchführung bestimmter durch 
die außenpolitische Lage bedingter Maßnahmen entstanden 
sind. 

Diese Mehrausgaben, die im Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorhergesehen werden konnten, waren 
im Hinblick auf die Notwendigkeit der durchzuführenden 
Maßnahmen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 301. 


Reisekostenvergütungen (Reisen der Militär-Attaches) 

Die Mehrkosten sind auf die nachträgliche Abrechnung der 
mit der Attachekonferenz 1961 verbundenen Kosten durch 'das 
Auswärtige Amt im Rechnungsjahr 1962 und auf die durch 
die gleichzeitige Akkreditierung der Militär- Attaches in meh- 
reren Ländern entstandene vermehrte Reisetätigkeit zurück- 
zuführen. 

Die Mehrausgaben, die iim Zeitpunkt der Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorhergesehen werden konnten, waren 
unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 202. 


Vermischte Verwaltungsausgaben 

Die Erhöhung des pauschalierten Entgelts für Verdienstaus- 
fall bei der Freiwilligenannahme und die mit der Freiwilli- 
genannahme in Zusammenhang stehenden und in verstärk- 
tem Maße durchgeführten Vorstellungsreisen sowie die Stei- 
gerung des Kostenanteils bei der Fahrplanbearbeitung durch 
die Deutsche Bundesbahn haben mehr Haushaltsmittel be- 
ansprucht, als bei Aufstellung des Haushalts 1962 angenom- 
men werden konnte. 

Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung (innerhalb des Einzelplans 14. 


Kosten für Truppenübungen (Gefechts- und Geländeschieß- 
übungen, übungsreisen, Geländebesprechungen und sonstige 
Übungen aller Waffen sowie Kommandierungen von Solda- 
ten zu anderen Waffen und innerhalb ihrer Waffe) 

Der Mehrbedarf ist durch die nachträgliche Abrechnung der 
von der Deutschen Bundesbahn gestundeten Beträge für 
Transportkosten anläßlich durchgeführter Übungen sowie 
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durch die in verstärktem Maße durchgeführten Übungen auf 
ausländischen Truppenübungsplätzen entstanden. 

Die Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 301. 


50 000,— 


105 464,74 


Einsatz der Bundeswehr in Katastrophenfällen 


Die Mehrausgaben sind auf die Flutkatastrophe im Nordsee- 
bereich im Frühjahr 1962 zurückzuführen. Sie waren unvor- 
hergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 303. 


2 000 000 ,— 


10 796,34 


Betrieb und Unterhaltung der Schieß- und Übungsplätze 


Die im Laufe des Rechnungsjahres 1962 in vermehrtem Um- 
fang durchgeführte Flug- und Schießausbildung machte er- 
höhte Aufwendungen für den Ersatz, die Erhaltung und Er- 
gänzung von Schleppvorrichtungen für Flugzieldarstellungen 
notwendig. 

Diese Mehraufwendungen waren unvorhergesehen und un- 
abweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 298. 


145 000,— 


48 935,34 


Militärisches Film-, Bild- und Ton wesen (Filme, Bild- und 
Tonträger für die Dokumentation) 


Die Herstellung des Dokumentationsfilms über die ABC- 
Abwehrübung „Charlotte", zu der die Bundesrepublik im 
Rahmen der Zusammenarbeit mit der FINABEL-Organisa- 
tion verpflichtet war, machte erhöhte Aufwendungen not- 
wendig. 

Die Kosten für die Herstellung des Films waren z. Z. der 
Aufstellung des Haushalts 1962 noch nicht bekannt und im 
Hinblick auf die Notwendigkeit dieses Films für Ausbil- 
dungszwecke unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


(3242,50 Aus- 
gaberest 1961) 


86 155,30 


Erstmalige Beschaffung von Zug- und Tragtieren sowie von 
Hunden 


Die Mehrausgaben sind auf den Wegfall der Übertragung 
des im Rechnungsjahr 1961 gebildeten Ausgaberestes und 
die im Hinblick auf die erwartete Übertragung durchgeführ- 
ten Beschaffungen zurückzuführen. Sie waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 960. 
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14 03 160 000,-1 

986 ! 


14 04 15 083 200,— 

108 


14 04 10 000,— 

960 


14 05 6 182 900,— 

301 


19 419,20 Erstmalige Beschaffung von Zug- und Tragtierausrüstungen 
sowie von Ausrüstungen für Hunde 

Durch die Inabgangstellung des im Rechnungsjahr 1961 ge- 
bildeten Ausgaberestes ergab sich zur Erfüllung der aus 
den eingeleiteten Beschaffungen von Tragtierausrüstungen 
herrührenden Verpflichtungen ein Mehrbedarf, der bei der 
Aufstellung des Haushalts 1962 noch nicht berücksichtigt 
werden konnte. 

Die Mehrausgaben waren unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 03 Tit. 960. 

5 540 226,79 Beschäftigungsvergütungen, Trennungsentschädigungen, 
Fahrkostenersatz und Verpflegungszuschüsse sowie Fahr- 
kosten für auswärtigen Familienbesuch für Beamte, Ange- 
stellte und Arbeiter 

Die Zahl der Empfänger von Trennungsentschädigung bzw. 
Beschäftigungsvergütung sowie von Fahrkostenersatz, Miet- 
entschädigung und Verpflegungszuschuß ist durch die mit 
der Personalvermehrung infolge des weiteren Aufbaues der 
Bundeswehr zwangsläufig verbundenen zahlreichen Verset- 
zungen und Abordnungen sowie durch die Verzögerung in 
der Wohnungszuweisung in erheblichem Umfange gestiegen. 
Bei Neueinstellungen stehen ortsansässige Kräfte kaum noch 
zur Verfügung. Für Standorte und Übungsplätze, besonders 
für die Depots, müssen Arbeitskräfte aus der näheren und 
weiteren Umgebung eingestellt werden. Die entstandene 
Mehrausgabe war bei Aufstellung des Haushalts 1962 nicht 
vorhergesehen worden. Sie war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 101. 

112 694,49 Verlegung von Dienststellen 

Die Verlegung von Dienststellen war ursprünglich für 1963 
vorgesehen. Um aber einen reibungslosen Aufbau der 
Dienststellen der Bundeswehrverwaltung sicherzustellen, 
war die Verlegung aus dienstlichen Gründen bereits im 
Rechnungsjahr 1962 dringend notwendig. Die Mehrausgabe 
war bei Aufstellung des Haushalts 1962 nicht vorhergesehen 
worden. Sie war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 04 Tit. 210. 


419 070,64 Betrieb der Bundeswehrfachschulen 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß die für die 
Bundeswehrfachschulen vorgesehenen Planstellen für haupt- 
amtliche Lehrkräfte nicht besetzt werden konnten und hier- 
für nebenamtliche bzw. nebenberufliche Lehrkräfte einge- 
setzt werden mußten, für die Honorare zu zahlen waren. 
Die Mehrausgabe war unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 302. 
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14 05 300 000 — 

314 


14 08 17 600 000 — 

301 


14 10 6 970 000,— 

303 b 


14 10 32 000 000 — 

950 


3 1 6 52 1 , 1 0 Bundeswehrzeitschrift „Visier" 

Der Mehrbedarf ist darauf zurückzuführen, daß die vertrag- 
lichen Bindungen mit dem Verlag nicht vor Abschluß des 
Rechnungsjahres 1962 gelöst und die Einstellung des Erschei- 
nens der Zeitschrift erst nach dem Beschluß des Haushalts- 
ausschusses des Deutschen Bundestages vom 8, Oktober 1962 
endgültig verfügt werden konnte. Die Mehrausgabe war 
unvorhergesehen und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 05 Tit. 306. 

874 514,31 Betrieb der Sanitätseinrichtungen sowie Kosten für die In- 
anspruchnahme ziviler Krankenpflegeeinrichtungen und son- 
stiger Einrichtungen des Gesundheitswesens 

Die Mehraufwendungen sind in Erfüllung des Anspruchs auf 
unentgeltliche truppenärztliche Versorgung gemäß § 36 Abs. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes und § 6 des Wehrsoldgeset- 
zes entstanden. Schwierigkeiten auf den Gebieten der Infra- 
struktur und Beschaffung verzögerten den Lazarettaufbau. 
Von den 2200 vorgesehenen Lazarettbetten waren nur 1800 
belegbar. Das zwang zur vermehrten Inanspruchnahme zivi- 
ler Krankenpflegeeinrichtungen. Die Mehrausgaben waren 
unvorhergesehen und wegen der bestehenden gesetzlichen 
Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 350. 

1 143 158,16 Truppenverpflegung und Verpflegungszusdiüsse (Verpfle- 
gungszuschüsse) 

Bei der Veranschlagung des Haushaltsansatzes wurde wie in 
den Vorjahren davon ausgegangen, daß die Übungsplanun- 
gen nicht in vollem Umfang zur Durchführung kommen wür- 
den. Es ergab sich im Rechnungsjahr 1962 erstmalig, daß die 
Übungsplanungen und deren Durchführung keine erheblichen 
Unterschiede mehr aufweisen. Die hierdurch veranlaßten 
Mehrausgaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 
Die Ausgaben wurden im Rahmen der mit Zustimmung des 
Bundesministers der Finanzen erlassenen Bestimmungen 
über die Gewährung von Verpflegungszuschüssen geleistet. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 303 a. 

4 911 264,46 Beschaffung von Verpflegungs Vorräten 

Es handelt sich um vertragliche Zahlungsverpflichtungen aus 
im Rechnungsjahr 1961 abgeschlossenen Lieferungsverträgen 
im Rahmen der Verpflegungsbevorratung. Die dazu erfor- 
derlichen Mittel wurden im Rechnungsjahr 1961 überplan- 
mäßig bereitgestellt. Die Zahlungen haben sich jedoch zum 
Teil in das Rechnungsjahr 1962 verlagert. 

Die Mehraufwendungen waren unvorhergesehen und wegen 
der bestehenden vertraglichen Verpflichtung unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 958. 
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14 11 | 9 732 000,— 

304 a I 


14 11 80 000,— 
304 b 


14 11 6 000,— 

304 c 


14 12 2 500 000,— 

201 b 


626 384,24 Bekleidungsentsdiädigung (Einmaliger Bekleidungszuschuß 
und Entschädigung für besondere Abnutzung der Dienstbe- 
kleidung für Selbsteinkleider sowie zusätzliche Bekleidungs- 
zuschüsse beim Wechsel der Teilstreitkraft) 

Mehraufwendungen infolge Erhöhung der Zahl der Selbst- 
einkleider. Es handelt sich um gesetzliche Zahlungsverpflich- 
tungen des Bundes nach § 36 des Bundesbesoldungsgesetzes 
und § 4 des Wehrsoldgesetzes. 

Die Mehraufwendungen waren unvorhergesehen und wegen 
der bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 301. 

17 484, — Bekleidungsentsdiädigung (Entschädigung an Reserveoffi- 

ziere, Unteroffiziere und Mannschaften für die Abnutzung 
eigener Zivilkleidung, die auf dienstliche Anordnung getra- 
gen wird) 

Es war erforderlich, das Tragen von Zivilkleidung im Dienst 
in einem größeren Umfange anzuordnen, als bei Aufstellung 
des Haushalts 1962 angenommen wurde. Es handelt sich um 
gesetzliche Zahlungsverpflichtungen des Bundes nach § 36 
des Bundesbesoldungsgesetzes und § 4 des Wehrsoldgeset- 
zes. 

Die Mehraufwendungen waren unvorhergesehen und wegen 
der bestehenden gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 301. 

17 870, — Bekleidungsentschädigung (Entschädigung an Beamte der 
Bundeswehr für die besondere Abnutzung eigener Zivilklei- 
dung) 

Der Berechnung des Haushaltsansatzes liegt eine Entschädi- 
dung von täglich 1 DM zugrunde. Sie wurde mit Zustim- 
mung des Bundesministers der Finanzen rückwirkend vom 
1. Januar 1961 an auf täglich 2 DM erhöht. Ein weiterer 
Mehrbedarf wurde durch den vermehrten Einsatz von Beam- 
ten bei Übungen erforderlich. 

Die Mehraufwendungen waren unvorhergesehen und unab- 
weisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 301. 

1 190 862,80 Unterhaltung, Ersatz und Ergänzung der Geräte und Aus- 
stattungsgegenstände in den Diensträumen (Ersatz) 

| Aufgrund der vermehrten Einstellung von Soldaten und der 
, im Spätherbst 1961 beschlossenen Dienstzeitverlängerung 
wurden zur Vermeidung von Ausstattungsschwierigkeiten 
die zu diesem Zeitpunkt laufenden Ersatzbeschaffungen so 
beschleunigt, daß sie noch im Rechnungsjahr 1962 neben den 
Erstbeschaffungen zur Auslieferung kamen. Die hierdurch 
entstandene unvorhergesehene Mehrausgabe war deshalb 
i unabweisbar. 

| Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 571 b. 
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14 12 

36 000 000,— 

16 139 031,02 


Begründung 


204 


Unterhaltung der Gebäude 

Aufgrund der Dienstzeitverlängerung und vermehrter Ein- 
stellung von Soldaten im Spätherbst 1961 — die Maßnah- 
men waren bei der Aufstellung des Haushalts 1962 nicht 
bekannt — mußten im Rechnungsjahr 1962 kurzfristig bau- 
liche Behelfsmaßnahmen teilweise durch die Truppe durch- 
geführt werden. Die hierfür notwendigen Materialien wur- 
den größtenteils aus diesem Titel beschafft. Die hierdurch 
entstandene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 571 b. 


14 12 
205 


3 000 000 — 


5 168 151,98 


Kleinere Neu-, Um- und Erweiterungsbauten sowie Erwerb 
von Haus- und Baugrundstücken 


Zur Vermeidung von Unterbringungsschwierigkeiten im Zu- 
sammenhang mit der Dienstzeitverlängerung und der zu- 
sätzlichen Einstellung von Soldaten am Ende des Rechnungs- 
jahrs 1961 wurde der Bedarf über die Planungen des Rech- 
nungsjahrs 1962 hinaus durch kleinere Neu-, Um- und Er- 
weiterungsbauten gedeckt. Die hierdurch entstandene unvor- 
hergesehene Mehrausgabe war unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 571 b. 


14 12 
206 


200 000 000 ,— 


53 309 763,87 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 


Die aufgrund der Dienstzeitverlängerung und vermehrter 
Einstellung von Soldaten durch zusätzliche Baumaßnahmen 
sowie durch Anmietungen hinzugekommenen Unterkünfte 
erforderten im Rechnungsjahr 1962 einen zusätzlichen Bedarf 
an Bewirtschaftungsmitteln. Die dadurch enstandene unvor- 
hergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da die zusätz- 
lichen Unterkünfte ohne die Bereitstellung von Strom, Gas, 
Wasser usw. nicht hätten verwendet werden können. 

Einsparung innerhalb des Gesamthaushalts 1962. 


14 12 
220 


110 000 000 ,— 


63 686 051,29 


V erwaltungskostenerstattung 


Die geschätzte und nach § 6 Abs. 6 des Gesetzes über die 
Finanzverwaltung vom 6. September 1950 hier veranschlagte 
an die Länder zu zahlende Entschädigung für die Durchfüh- 
rung von Baumaßnahmen der Bundeswehr und der NATO 
reichte nicht aus, da an die Länder aufgrund der abschlägi- 
gen Zahlung aus dem Vorjahr noch ein Spitzenbetrag zu 
zahlen war und sich das Bauvolumen gegenüber den Vor- 
ausschätzungen erhöht hatte. Außerdem sind Stellenverbes- 
serungen und Vermehrungen bei der Bauverwaltung vorge- 
nommen worden. Die hierdurch entstandene unvorherge- 
sehene Mehrausgabe war unabweisbar, da die Länder auf 
die Zahlung einen Rechtsanspruch hatten. 

Einsparung innerhalb des Gesamthaushalts 1962. 
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600 000,— 


55 671,78 Betrieb der Unterkunftsgerätelager 

Die am Ende des Rechnungsjahrs 1961 neu aufgestellten Ein- 
heiten und Dienststellen der Bundeswehr mußten mit Ver- 
schlußraum ausgestattet werden. Dies konnte wegen der 
langen Lieferfristen neu zu beschaffenden Verschlußraums 
kurzfristig nur in der Form durchgeführt werden, daß diesen 
' Einheiten und Dienststellen vorhandene Bestände zugeführt 
| wurden. Dadurch enstanden erhebliche Transportkosten. Die 
| durch die Transporte entstandene unvorhergesehene Mehr- 
, ausgabe war unabweisbar, da die o. g. Stellen aus Sicher- 
heitsgründen auf den Verschlußraum nicht verzichten 
konnten. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 307. 


55 000,— 


18 923,56 


Naturalwertrenten aus Anlaß des Grundei werbs für Ver- 
teidigungsaufgaben 


Die Mittel für die nach §§ 3 c und 25 des Gesetzes über die 
Landbeschaffung für Aufgaben der Verteidigung vom 23. Fe- 
bruar 1957 anstelle des Kaufpreises zu zahlenden Natural- 
wertrenten reichten im Rechnungsjahr 1963 nicht aus, da 
infolge Preiserhöhungen und durch weitere Ankäufe zusätz- 
liche Zahlungen erforderlich wurden. Die unvorhergesehene 
Mehrausgabe war unabweisbar, da sich der Bund zur Zah- 
lung der Renten vertraglich verpflichtet hat. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


400 000,— 


34 611,46 


Bewachungs-, Bewirtschaftungs- und Unterhaltungskosten 
persönlicher und sächlicher Art für Liegenschaften, die von 
der Bundesvermögensverwaltung für Verteidigungszwecke 
freigehalten werden 


Zwei fremdgenutzte Bundeswehrliegenschaften sollten ur- 
sprünglich Mitte 1962 der Bundeswehr übergeben werden. 
Da die Freimachung jedoch erheblich mehr Zeit in Anspruch 
nahm, als ursprünglich vorgesehen war, mußten die Anlagen 
auch noch für den Rest des Jahres freigehalten werden. Die 
dadurch entstandene unvorhergesehene Mehrausgabe war 
unabweisbar, da die Zahlung auf vertraglichen Verpflichtun- 
gen beruhte. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 12 
apl. 570b 


*) 11 847 282,19 


Aufschließungsmaßnahmen und Folgeeinrichtungen beson- 
deren Umfangs bei militärischen Bauvorhaben und Wohn- 
siedlungen (Darlehen) 


Im Rahmen der von der NATO im Rechnungsjahr 1962 ge- 
! forderten beschleunigten Durchführung bestimmter Baumaß- 
| nahmen mußten umfangreiche national zu finanzierende Auf- 
schließungsmaßnahmen durchgeführt werden. Die hierdurch 
! entstandene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweis- 
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bar, da nach Durchführung der Aufschließung die Anlagen 
überhaupt erst in Betrieb genommen werden konnten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


30 000 000 — 


1 597 853,82 


Überprüfung und Ausbau öffentlicher Verkehrseinrichtungen 
von militärischem Interesse sowie Ersatzleistungen bei 
Wege- und Straßenschäden (Beiträge und Zuschüsse) 


Aufgrund von NATO-Forderungen mußten gemeinsam finan- 
zierte Baumaßnahmen im Rechnungsjahr 1962 beschleunigt 
durchgeführt werden. In Verbindung damit war auch die 
verkehrsmäßige Erschließung notwendig, die größtenteils 
national zu finanzieren war. Die hierdurch entstandene un- 
vorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da durch 
die rechtzeitige verkehrsmäßige Erschließung die Inbetrieb- 
nahme der Anlagen erst möglich war. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 571 b. 


110 000 000,— 


12 663 928,62 


Beschaffung von Liegenschaften für miltärische Zwecke 


Aufgrund der Dienstzeitverlängerung und der Neueinstel- 
lung von Soldaten mußte das ursprünglich geplante Beschaf- 
fungsprogramm beschleunigt werden. Die hierdurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die rechtzeitige Beschaffung von Liegenschaften die erste 
Voraussetzung für die Bereitstellung von Unterkünften und 
Ausbildungsmöglichkeiten war. 


Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 571 b. 


366 221 000,— 


109 613 833,50 Kasernenneubauten 

| Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 

Einsparung innerhalb des Gesamthaushalts 1962. 


55 200 000,— 


17 233 404,38 


Bau von Ausbildungs- und Übungsanlagen 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
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die Bereitstellung von Unterkünften und Allsbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 12 
725, 730 


28 213 000,— 


15 298 975,56 


Bau von technischen Anlagen 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 12 


731 

bis 739 


98 578 600, — 


21 674 154,93 


Bau von Depots 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung innerhalb des Gesamthaushalts 1962. 


14 12 
741 

bis 746 


160 887 700,— 


98 335 934,89 


Instandsetzung militärischer Liegenschaften 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14 
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14 12 


*) 135 716,32 Instandsetzung eines Dienstgebäudes in Avon (Frankreich) 


apl. 747 


Der Unterkunftsbedarf der deutschen Verwaltungsstelle in 
Avon (Frankreich) konnte nur durch die Instandsetzung 
eines gekauften Gebäudes befriedigend geregelt werden, 
da das zuvor gemietete Gebäude aufgegeben werden mußte. 
Die dadurch entstandene unvorhergesehene Ausgabe war 
unabweisbar, da andere Unterbringungsmöglichkeiten nicht 
bestanden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 12 


750 

bis 759 


84 100 000 — 


35 506 477,51 


Bau von Marineanlagen 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 12 


760 

bis 768 


131 235 000,— 


52 139 283,44 


Bau von Heeresflugplätzen und Luftwaffenanlagen 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die am 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung Innerhalb des Einzelplans 14. 


14 12 


96 482 900,— 


66 714 969,66 


Bau von Fernmeldeanlagen 


771 

bis 774 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Fernmeldeanlagen die wichtigste Vor- 
aussetzung für den weiteren Aufbau der Bundeswehr war. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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23 407 900,— 


33 225 891,32 


Ersatzbaumaßnahmen 


Die auf vertraglicher Grundlage beruhenden Ersatzbaumaß- 
nahmen mußten im Rechnungsjahr 1962 schneller durchge- 
führt werden als ursprünglich geplant war, da die dadurch 
frei gewordenen Anlagen für die Bundeswehr aufgrund der 
Dienstzeitverlängerung und infolge von Neueinstellungen 
besonders dringend benötigt wurden. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Statdonierungsstreitkräfte einen Rechtsanspruch auf die 
Ersatzbaumaßnahmen hatten. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


27 600 000,— 


7 291 279,10 


Bau von Standortmunitionsniederlagen 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahinen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


37 471 500,— 


I 


651 256,08 


Bau von Dienstgebäuden 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhersehbare Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften, Ausbildungsmöglich- 
keiten und Verwaltungsgebäuden die wichtigste Voraus- 
setzung für den weiteren Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung bei Kap. 14 01 Tit. 103 a. 


19 375 000 — 


2 388 904,89 


Sonstige Baumaßnahmen 


Die Einstellung weiterer Soldaten sowie die Dienstzeitver- 
längerung im Spätherbst 1961 machten die Einleitung um- 
fangreicher Infrastrukturmaßnahmen erforderlich, die im 
Rechnungsjahr 1962 zu erheblich höheren Bauleistungen 
führten als ursprünglich geplant war. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
die Bereitstellung von Unterkünften und Ausbildungsmög- 
lichkeiten die wichtigste Voraussetzung für den weiteren 
| Aufbau der Bundeswehr war. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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*) 179 998 827, — j Maßnahmen zur Unterbringung von nichtkasernierten Ange- 
| hörigen der Bundeswehr und von Angehörigen der Bun- 
deswehrverwaitung 

Aufgrund des erheblichen Nachholbedarfs auf dem Gebiete 
der Wohnungsfürsorge für die Bundeswehr mußten im Rech- 
nungsjahr 1962 rd. 12 000 Wohnungen fertiggestellt werden. 
Diese Zahl konnte nur durch eine starke Beschleunigung 
des Wohnungsbaues erreicht werden. Die dadurch entstan- 
dene unvorhergesehene Mehrausgabe war unabweisbar, da 
der Bund zur kassenmäßigen Bedienung der in den voran- 
gegangenen Rechnungsjahren eingegangenen Bindungen 
verpflichtet war. 

Einsparung bei Kap. 14 12 Tit. 830 = 9 247 985,86 DM, in 
Höhe von 170 750 841,14 DM innerhalb des Gesamthaus- 
halts 1962. 


14 15 
352 


270 000 000,— 


47 277 993,02 


Erhaltung des Kraftfahrzeug- und Kampffahrzeugmaterials 
der Truppe 


Bei Aufstellung des Haushalts 1962 wurde die Höhe der Mit- 
tel der Ausgabenentwicklung angepaßt. Zu diesem Zeitpunkt 
war noch nicht zu übersehen, daß die Instandsetzungen von 
Kampffahrzeugen und Radkraftfahrzeugen sowie die Beschaf- 
fung von Ersatzteilen in diesem Umfange unabweisbar er- 
forderlich sein würden, um die Einsatzbereitschaft der Bun- 
deswehr zu gewährleisten. Dies ist insbesondere auf den Zu- 
standsbericht 1961 und die Ereignisse des 13. August 1961 
zurückzuführen. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 15 
851 


586 000 000,— 


75 313 730,78 


Beschaffung von Fahrzeugen für die Truppe einschließlich des 
Zubehörs 


Die unvorhergesehene Mehrausgabe war bedingt durch be- 
schleunigte unabweisbare Beschaffungen zur Erhöhung der 
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr infolge des Zustandsbe- 
richtes 1961 und der Ereignisse des 13. August 1961. 

Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 351 420 207,29 DM, 

innerhalb des Gesamthaushalts 1962 74 893 523,49 DM. 


14 15 
852 


628 000 000,— 


113 113 863,34 
(hiervon 

100 000 000,— DM 
Vorgriff) 


Beschaffung von Kampffahrzeugen 

Durch die Auswirkungen des Zustandsberichtes 1961 und die 
Ereignisse des 13. August 1961 mußten unabweisbare Be- 
schaffungen in den USA eingeleitet werden, um die Einsatz- 
bereitschaft der Bundeswehr sicherzustellen. Es war nicht 
vorherzusehen, daß Zahlungen im Rechnungsjahr 1962 in 
diesem Umfang an die USA zu leisten sein würden. 

Einsparung bei Kap. 14 15 Tit. 964 13 113 863,34 DM; 

im übrigen Vorgriff gemäß § 30 Abs. 3 RHO. 
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100 000 000 ,— 


76 832 488,60 
(hiervon 

50 000 000 — DM 
Vorgriff) 


Beschaffung von Ausstattungen für Anlagen und Einrichtun- 
gen des Materialwesens der Kap. 14 13 bis 14 17 

Durch die Auswirkungen des Zustandsberichtes 1961 und die 
Ereignisse des 13. August 1961 mußten zur Sicherstellung der 
Einsatzbereitschaft der Bundeswehr Sofortbeschaffungen aller 
Art eingeleitet werden. Der dadurch bedingte erhöhte Zulauf 
an Material führte zu zusätzlichen unabbweisbaren Beschaf- 
fungen von Ausstattungen für Anlagen und Einrichtungen des 
Materialwesens einschließlich der Instandsetzungseinrichtun- 
gen und Werkstätten. Die Mehrausgaben dieser zusätzlichen 
Beschaffungen sind bei der Aufstellung des Haushaltsvoran- 
schlags 1962 nicht vorhergesehen worden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


217 000 000,— 


24 012 548,06 


Betriebsstoff für den Truppenbedarf 


Die durch Verlängerung der Wehrdienstpflicht ausgelöste 
Zunahme von Ausbildungs- und Übungsvorhaben, die ver- 
stärkte Inanspruchnahme von Truppenübungsplätzen der be- 
freundeten Mächte und die durch das anhaltende gute Flug- 
wetter des Sommers und Herbstes bedingte Zunahme der 
Flugstunden der Flugzeuge führten zu einem stärkeren Ver- 
brauch an Betriebsstoffen. 


Dieser stärkere Verbrauch konnte bei Aufstellung des Haus- 
halts 1962 nicht vorhergesehen werden. 

Die überplanmäßigen Ausgaben waren unabweisbar, da 
sonst die Ausbildungsvorhaben und die Einsatzbereitschaft 
der Bundeswehr gefährdet gewesen wären. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


4 400 000,— 


1 386 517,74 


Erhaltung des Quartiergeräts 


Infolge der gespannten politischen Lage wurden neue Trup- 
penteile aufgestellt und ausgerüstet. Fehlende Infrastruktur 
und fehlendes Gerät zwangen dazu, auf das mobile Quartier- 
gerät zurückzugreifen. Dieses war dadurch einem erhöhten 
Verschleiß unterworfen, so daß die Erhaltung und Ersatz- 
beschaffung einen Umfang erreichte, der bei Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorhergesehen werden konnte. Die Ein- 
satzbereitschaft der Truppe verlangte diese Maßnahmen, so 
daß die Ausgaben unabweisbar waren. 


Einsparung bei Kap. 14 19 Tit. 977. 


30 000 000,— 1 


8 308 915,57 


Beschaffung von Quartiergerät 

Die infolge der gespannten politischen Lage neu aufgestell- 
ten Truppenteile benötigten mobiles Quartiergerät, das bei 
Aufstellung des Haushalts 1962 nicht eingeplant werden 
konnte. Die Beschaffung führte zu Mehrausgaben, die nicht 
vorhergesehen werden konnten. 
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Von der Ausstattung mit Quartiergerät hängt die Einsatz- 
bereitschaft der Bundeswehr wesentlich ab, so daß die Aus- 
gaben unabweisbar waren. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 18 
303 


700 000 — 


269 718,10 


Schiffahrts- und Hafengebühren sowie durch Ausschiffung im 
Ausland entstehende Sachausgaben 


Neben den üblicherweise entstehenden Hafen- und Schiff- 
fahrtsgebühren der in Dienst gestellten Schiffe, die bei der 
Veranschlagung der Haushaltsmittel für diesen Titel zu- 
grunde gelegt wurden und im Rechnungsjahr 1962 schon 
äußerst knapp bemessen waren, sind zusätzliche, nicht vor- 
hersehbare Kosten dadurch entstanden, daß im Zuge der 
Maßnahmen vom August 1961 eine Anzahl Schiffe gechartert 
wurden. Diese Schiffe mußten aus Gründen der Einsatzbereit- 
schaft dezentral in verschiedene Gewässer und Häfen ver- 
legt werden, die nicht der Bundeswehr gehören und daher 
Kosten verursachen, die nicht eingeplant waren. 

Einsparung bei Kap. 14 18 Tit. 306. 


14 18 53 000 000,— 

350 

i 


15 731 568,65 


Erhaltung der Schiffe, Betriebswasserfahrzeuge, Boote, 
schwimmenden Geräte und sonstigen Marinegeräte und die 
dafür erforderlichen Ersatzteile 


Die Kosten der gemäß Jahreserhaltungsplan durchzuführen- 
den Schiffsinstandsetzungen erforderten im vierten Quartal 
1962 einen größeren Aufwand; auch die endgültigen Abrech- 
nungen der Instandsetzungen des dritten Quartals ergaben 
erhebliche Mehrkosten als erwartet. Zum Teil sind die 
Kostensteigerungen durch Materialpreis- und Lohnerhöhun- 
gen in Höhe von ca. 20 v. H. verursacht worden. Zur Erhal- 
tung der Einsatzbereitschaft der Schiffe waren die Aufwen- 
dungen der Sache und der Höhe nach unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


14 19 
958 


100 000 000 — 


31 175 249,14 


Beschaffung von Ausstattungen für Flugplätze sowie An- 
lagen, Ausrüstungs- und Versorgungseinrichtungen der flie- 
genden Verbände und Flugzeugführerschulen 


Infolge Lieferverzögerungen bei der Industrie wurden 
die in den Vorjahren in Auftrag gegebenen Bodendienst- 
und Prüfgeräte erst in diesem Rechnungsjahr geliefert. Diese 
Lieferung führte zu Mehrausgaben. Der aus dem Rechnungs- 
jahr 1961 verbliebene Ausgaberest hätte zur Deckung dieser 
Mehrausgaben ausgereicht. Er mußte jedoch für den Aus- 
gleich des Einzelplans 14 im Rechnungsjahr 1961 verwandt 
werden. Die Mehrausgaben konnten bei Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorhergesehen werden. 

Ohne Bodendienst- und Prüfgeräte sind die Verbände der 
Luftwaffe nicht einsatzbereit, so daß die Ausgaben unab- 
weisbar waren. 


I Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 
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1 713 700 000,— | 314 113 226,04 

; (hiervon 
! 253 483 295,94 DM 
Vorgriff) 


Beschaffung von Flugzeugen und Flugkörpern 

Der Abschluß der Verträge zur Verwirklichung des F 1 04- 
Programms verzögerte sich nicht unerheblich. Die Gründe 
hierfür liegen darin, daß es sich um Verträge über ein tech- 
nisch sehr kompliziertes Gerät handelt, an denen auch an- 
dere Nationen beteiligt sind. So sind ein großer Teil der 
Verträge über die elektronische Ausstattung der F 104 G erst 
in diesem Jahre zum Abschluß gekommen. Diese Häufung 
von Vertragsabschlüssen und deren geldmäßige Auswirkung 
konnten nicht vorhergesehen werden. 


Eine Verschiebung der Zahlungsverpflichtungen ist bereits 
so weit vorgenommen worden, als es ohne Schaden für den 
Bund vertretbar war. Das kontinuierliche Weiterlaufen der 
Produktion und damit der zeitgerechte Ausstoß an Flug- 
zeugen ist zur Herstellung und Erhaltung der Verteidigungs- 
bereitschaft der Luftwaffe erforderlich. Die sich hieraus er- 
gebenden Mehrausgaben waren daher unabweisbar. 


Soweit kein Vorgriff, Einsparung innerhalb des Gesamthaus- 
halts 1962. 


28 897 500, — | 7 491 743,18 Bezüge der nichtbeamteten Kräfte (Vergütungen der Ange- 

j stellten) 

I ' In den Haushaltsplan 1962 sind entsprechend der Erfahrung 

; ; der Vorjahre nicht die nach Anlage 1 RWB berechneten Ver- 

1 gütungen für das bewilligte Personal aufgenommen worden. 
Es wurde nur ein Teilbetrag für die Gehälter des tatsächlich 
! | vorhandenen Personals einschließlich des zu erwartenden 

Personalzuganges in Ansatz gebracht. Die Einstellung von 
Personal konnte jedoch während des Rechnungsjahres 1962 
in einem nicht erwarteten Umfange gesteigert werden. 

Weitere Mehrausgaben entstanden durch die Erhöhung der 
: Vergütungen infolge Änderung der Tarifverträge. 

Diese Entwicklung war nicht vorauszusehen. Infolge recht- 
! lieber Verpflichtung zur Zahlung waren die Mehrausgaben 

unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


1 725 000,— 


41 831,28 


Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


Der fortschreitende personelle Aufbau des Bundesamtes für 
Wehrtechnik und Beschaffung und der nachgeordneten 
Dienststellen führte zu verstärkter Tätigkeit auf den Gebie- 
ten der Entwicklung, Erprobung, Beschaffung und Instandset- 
zung und zu einer steigenden Anzahl unabweisbar notwendi- 
ger Dienstreisen im Interesse der Durchführung der gestell- 
ten Aufgaben. Der Aufbau eines Prüfungsdienstes für Preis- 
prüfungen, die Verlegung einzelner Erprobungsvorhaben an 
auswärtige Plätze aus Sicherheitsgründen und der erhöhte 
Personaleinsatz für vordringliche Entwicklungsprogramme 
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14 21 
308 


noch Einzelplan 14 — Bundesminister der Verteidigung — 

machten einen weiteren zusätzlichen Aufwand an Reise- 
kostenmitteln erforderlich, der bei Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1962 nicht vorausgesehen werden konnte. Zur Ab- 
wendung wirtschaftlicher und sonstiger erheblicher Nachteile 
für den Bund waren die einzelnen Dienstreisen unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 217. 


2 440 000,— 


226 490,80 


Gebühren und Kosten für Güteprüfungen 


Die Gebühren und Kosten für Güteprüfungen im In- und Aus- 
land konnten bei Aufstellung des Haushaltsplans 1962 nur 
geschätzt werden, da ausreichende Erfahrungswerte nicht 
vorhanden waren. Es wurden daher nur Teilbeträge veran- 
schlagt, die sich in Anbetracht der nicht voraussehbar großen 
Zahl dringend erforderlicher Prüfungsvorhaben als unzurei- 
chend erwiesen. Ein Aussetzen der Güteprüfungen hätte zu 
einer Gefährdung der Bedarfsdeckung geführt und die Liefe- 
rung nicht einwandfreien Materials begünstigt. Dem Bund 
wären dadurch erhebliche wirtschaftliche und sonstige Nach- 
teile entstanden. Die Mehrausgaben waren daher unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 14 21 Tit. 309. 


14 22 
apl. 974 


14 23 
111 


28 224 000,— 


*) 145 531,55 Erstausstattung der Anforderungsbehörden mit Karteimitteln 
und Vordrucken 

Für die Erfassung von Leistungsgegenständen zur Deckung 
des materiellen Bedarfs nach dem Bundesleistungsgesetz 
waren für das Rechnungsjahr 1962 keine Haushaltsmittel in 
Ansatz gebracht worden. Als Voraussetzung für die Durch- 
führung der gesetzlich übertragenen Aufgabe war jedoch die 
Beschaffung von Karteimitteln und Vordrucken für die An- 
forderungsbehörden dringend erforderlich. Die dadurch ent- 
standenen Mehrausgaben sind bei der Aufstellung des Haus- 
haltsplans 1962 nicht vorhergesehen worden; sie waren zur 
Vermeidung wesentlicher Nachteile für den Bund unabweis- 
bar. 

Einsparung bei Kap. 14 22 Tit. 215 a. 


805 039,23 Nachversicherungsbeiträge für ausscheidende Berufssoldaten 
und Soldaten auf Zeit 

In den vergangenen Haushaltsjahren konnte infolge Perso- 
nalmangels von den Wehrbereichsgebührnisämtern III und V 
nur ein Teil der Nachversicherungsfälle bearbeitet werden. 
Im Rechnungsjahr 1962 wurde es möglich, einen Teil der 
Rückstände abzubauen. Bei den hierdurch veranlaßten Mehr- 
ausgaben handelt es sich um gesetzliche Zahlungsverpflich- 
tungen, die unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 114. 
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noch Einzelplan 14 — - Bundesminister der Verteidigung — 


128 000 000 — 


36 643 293,48 


Sozialversicherungs- und Arbeitslosenversicherungsbeiträge 
für wehrpflichtige Soldaten 


Die Mehrausgaben sind auf die nach § 4 der Sechsten Ver- 
ordnung über Änderungen der Bezugsgrößen für die Berech- 
nung von Renten in den Zweigen der gesetzlichen Renten- 
versicherung vom 6. Dezember 1962 (BGBl. I S. 709) ab 1. Ja- 
nuar 1961 höheren Versicherungsbeiträge für wehrpflichtige 
Soldaten, auf die höhere Zahl der wehrpflichtigen Soldaten 
und auf die höheren Beitragssätze zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung zurückzuführen. Es handelt sich um gesetzliche 
Zahlungsverpflichtungen, die unvorhergesehen und unab- 
weisbar waren. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 14. 


80 000 000,— 


9 136 800,— 


6 252 231,78 Leistungen des Bundes nach Maßgabe des Unterhaltssiche- 
rungsgesetzes 

Die Mehrausgaben sind darauf zurückzuführen, daß die Lei- 
stungen des Bundes nach dem Unterhaltssicherungsgesetz 
entsprechend der Lohn- und Einkommensentwicklung gestie- 
gen sind. Außerdem hat sich die Zahl der wehrpflichtigen 
Soldaten erhöht. Die unvorhergesehene Mehrausgabe war 
daher unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 14 10 Tit. 360. 


6 524 539,59 Entlassungsgeld für Wehrsoldempfänger 

Durch das Zweite Gesetz zur Änderung des Wehrpflichtgeset- 
zes vom 22. März 1962 (BGBl. I S. 169) sowie durch das Ge- 
setz zur Änderung des Wehrsoldgesetzes vom 3. Juli 1962 
(BGBl. I S. 437) ist die Dauer der Grundwehrdienstpflicht von 
12 Monaten auf 18 Monate verlängert und die Höhe des bis- 
herigen Entlassungsgeldes erheblich heraufgesetzt worden. 

Dadurch entstanden Mehrausgaben, die unvorhergesehen 
und unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 14 08 Tit. 967. 


300 000,— 


152 739,33 


Überführung und Bestattung verstorbener Soldaten 


Die Mehrausgabe beruht darauf, daß mehr Todesfälle einge- 
treten sind, als bei der Berechnung des Titelansatzes ange- 
nommen worden ist, ferner darauf, daß die Überführungs- 
und Bestattungskosten gestiegen und daß Richtlinien in Kraft 
getreten sind, wonach ab 1. August 1962 Zuwendungen aus 
Anlaß des Todes wehrpflichtiger Soldaten gegeben werden 
können. Die dadurch entstandenen Mehrausgaben waren un- 
vorhergesehen und unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 14 23 Tit. 114. 
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15 02 
apl. 960 


15 03 
apl. 399 


Einzelplan 15 — Bundesminister für Gesundheitswesen — 

*) 10 000, — - Zuschuß zu den Kosten des Wasserkongresses und der Was- 

serausstellung in Berlin 1963 

' Zur Vorbereitung des Wasserkongresses und der Wasser- 
ausstellung im Mai 1963 in Berlin mußten schon im Jahre 
1962 Ausgaben geleistet werden. Sie waren unabweisbar 
1 und konnten nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung bei Kap. 15 01 Tit. 101. 


*) 27 291,70 I Kosten für die Bekanntmachung eingetragener Arzneispezia- 
I litäten 

Nach § 26 des Gesetzes über den Verkehr mit Arzneimitteln 
I vom 16. Mai 1961 (BGBl. I S. 533) sind die Eintragung der 
| Arzneispezialitäten in das Spezialitätenregister und ihre Lö- 
schung im Bundesanzeiger bekanntzumachen. Die Kosten für 
1 die Bekanntmachung waren unabweisbar und konnten nicht 
| vorhergesehen werden. 

i Einsparung bei Kap. 15 03 Tit. 101. 


20 01 
107 


225 000 — 


20 01 
206 


280 000 — 


Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 


33 091,— 


Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 


Beim Bundesrechnungshof werden überwiegend ältere Be- 
amte beschäftigt, die erfahrungsgemäß leichter als jüngere 
Beamte zu langwierigen Dauerschäden neigen. Die Zahl der 
Erkrankungsfälle war im übrigen nicht vorherzusehen. Da 
i auf die Gewährung von Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, 

! war die Mehrausgabe unabweisbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 


40 000,— 


Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Die Mehrausgabe ist notwendig geworden infolge Miet- 
erhöhungen für die angemieteten Diensträume sowie infolge 
Erhöhung der Pauschalvergütungen für Unternehmerreini- 
gung auf Grund tariflicher Lohnerhöhungen. 

Außerdem waren 20 137,46 DM für anteilige Hausbewirtschaf- 
tungskosten an das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft in 
Frankfurt (Main) zu zahlen, das durch Verwaltungsverein- 
barung vom 1./4. Dezember 1962 die Hausverwaltung der 
bundeseigenen Liegenschaft in Frankfurt (Main), Gallusan- 
lage 2, rückwirkend ab 1. Januar 1962 übernommen hat, in 
der der Bundesrechnungshof seit März 1962 Diensträume 
unterhält. Weder dem Bundesrechnungshof noch dem Bun- 
desamt für gewerbliche Wirtschaft standen hierfür Mittel 
im Rechnungsjahr 1962 zur Verfügung. Diese Ausgabe war 
unabweisbar und bei Aufstellung des Bundeshaushaltsplans 
1962 nicht vorhersehbar. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 
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| 620 000,— ! 

noch Einzelplan 20 — Bundesrechnungshof — 

30 000, — | Reisekostenvergütungen (Inlandsreisen) 


| Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß im Rech- 
j nungsjahr 1962 mehr örtliche Prüfungen und Erhebungen 
i vorzunehmen waren, als bei Aufstellung des Haushaltsplans 
j 1962 angenommen worden war. Der Mehrbedarf gründet sich 
ferner auf vermehrte Prüfungsaufgaben, insbesondere bei 
Vcrteidigungs- und Baumaßnahmen. Eine Einschränkung der 
örtlichen Prüfungen und Erhebungen ist nicht möglich, wenn 
der beabsichtigte Zweck erreicht werden soll. Die Ausgaben 
entsprechen einem unabweisbaren Bedürfnis. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 20. 


24 01 
850 


4 700, — 


Einzelplan 24 — Bundesschatzminister — 

12 281,16 Anschaffung von verwaltungseigenen Personenkraftwagen 

Als Dienstwagen des Ministers stand dem Bundesschatzmini- 
| stenum eine BMW-Limousine (3,2 1) zur Verfügung. Die 
Sitzanordnung und -ausführung dieses Kraftwagens machte 
ihn jedoch für den Dienstgebrauch des Ministers wegen 
seines durch Kriegsverletzung hervorgerufenen Leidens un- 
geeignet. Es war daher notwendig, eine Mercedes 220 SE 
Limousine anzuschaffen, deren Sitzgestaltung, Polsterung und 
Federung dem Gesundheitszustand des Ministers in best- 
möglicher Weise Rechnung tragen. Die Ausgabe war unab- 
weisbar. Sie konnte nicht vorausgesehen werden, da sich 
die Schwierigkeiten und nachteiligen gesundheitlichen Fol- 
gen bei Benutzung des bisherigen Dienstwagens erst im 
Laufe der Zeit herausstellten. 

Der Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages hat in 
seiner 36. Sitzung am 8. Oktober 1962 von der überplan- 
mäßigen Ausgabe zustimmend Kenntnis genommen. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 


24 03 
223 


8 000 000 ,— 


92 401,92 


Vermögensabgabe nach dem Gesetz über den Lastenaus- 
gleich für das ehemalige Reichsvermögen 


Das Bundesschatzministerium zahlt aus Kap. 24 03 Tit, 223 
Vermögensabgabe und Hypothekengewinnabgabe für das 
ehemalige Reichsvermögen für alle Bundesressorts. Im Rech- 
nungsjahr 1962 ist vom Bundesfinanzministerium mit den 
Ländern Einigung über den Erwerb des sog. Vermögens des 
Weimarer Abkommens erzielt worden. In den Verträgen 
wurde festgelegt, daß der Bund für diese Grundstücke Ver- 
mögensabgabe trägt. Diese Zahlungen konnten bei Aufstel- 
lung des Haushaltsplans 1962 nicht übersehen werden. Da 
die Zahlungen auf Grund von Steuerbescheiden zu leisten 
waren, war die Mehrausgabe unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 501. 
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615 218,51 Ausgaben für die Bewirtschaftung der bundeseigenen Forsten 

Die Sturmkatastrophe im Februar 1962 hat einen unverhält- 
nismäßig starken Windwurf in den bundeseigenen Forsten 
verursacht. Für die Aufarbeitung von ca. 60 000 fm geworfe- 
nem Waldbestand reichten die im Rechnungsjahr 1962 vor- 
gesehenen Haushaltsmittel nicht aus. Eine Verschiebung der 
Aufarbeitung auf das folgende Forstwirtschaftsjahr war nicht 
möglich, da sonst eine Wertminderung des Holzes um ca. 
30 v. H. eingetreten wäre. Diese Ausgaben konnten bei Auf- 
stellung des Haushalts 1962 nicht vorhergesehen werden. 
Sie waren zur Vermeidung finanzieller Schäden unabweis- 
bar. 

Darüber hinaus sind weitere Mehrausgaben durch die Er- 
höhung der Ecklöhne der Waldarbeiter ab 1. Januar 1962 
auf Grund abgeschlossener Tarifverträge eingetreten. Auch 
diese Ausgaben waren unvorhergesehen und unabweisbar. 

Die Mehrausgabe wird durch Mehreinnahmen bei Kap. 24 03 
Tit. 20 gedeckt. 


191 414,88 Ausgaben aus Anlaß der Übergabe von Liegenschaften des 
Reichs an den Bund bzw. aus Anlaß der Abgabe vom Bund 
an andere Rechtsnachfolger 

Mit Wirkung vom 26. Juli 1962 ist vom Haupttreuhänder für 
das Rückerstattungsvermögen in Berlin das Grundstück Ber- 
lin 15, Kurfürstendamm 211, in die Verwaltung des Bundes 
übergeben worden. Nach der Abrechnung des Haupttreu- 
händers betragen 

die Einnahmen 833 003,45 DM 

die Ausgaben 383 162,17 DM, 

so daß ein Überschuß von 449 841,28 DM verbleibt, 

der bereits an den Bund abgeführt worden ist. Nach § 69 
RHO sind die Einnahmen und die Ausgaben getrennt an den 
für sie vorgesehenen Stellen nachzuweisen. Zur buchungs- 
mäßigen Abwicklung ergab sich beim Ausgabetitel unab- 
weisbar ein zusätzlicher Mittelbedarf, der bei Aufstellung 
des Haushalts 1962 nicht vorherzusehen war. 

Der Mehrbedarf wird durch Mehreinnahmen bei Kap. 24 03 
Tit. 68 gedeckt. 


*) 76 000, Lager Sande-Neufeld II bei Wilhelmshaven, Instandsetzung 

und Ausbau der Straßen einschließlich der Straßenbeleuch- 
tung 

Die Gesamtbaukosten für die bezeichnete Baumaßnahme be- 
tragen nach den genehmigten Kostenanschlägen 546 000 DM. 
In den Rechnungsjahren 1956 und 1958 wurden bei Kap. 08 04 
Tit. 783 (6) bzw. Kap. 24 03 Tit. 723 insgesamt 404 000 DM 
bereitgestellt. 
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24 03 
apl. 754 


24 04 
200 


24 04 
203 


104 000 — 
(Ansatz lt. Haus- 
haltsplan: 

120 000,— DM 
abzüglich 

16 000,— DM, 
die auf Einzel- 
plan 14 über- 
tragen worden 
sind) 


107 000,— 
(Ansatz lt. Haus- 
haltsplan: 

120 000,— DM 
abzüglich 

13 000,— DM, 
die auf Einzel- 
plan 14 über- 
tragen worden 
sind) 


noch Einzelplan 24 — Bundesschatzminister — 

, Die Erhöhung der Gesamtkosten durch einen Nachtrags- 
I kostenanschlag ist darauf zurückzuführen, daß sich der Um- 
■ fang der Instandsetzung an den Straßen und Bürgersteigen 
erst bei der Ausführung der Arbeiten genauer feststellen 
j ließ, da die genaue Lage der zu erneuernden Regenabfluß- 
| leitung nicht vorher bekannt war. Darüber hinaus ist seit 
I Aufstellung des ersten Kostenanschlages im Jahre 1955 eine 
i Preissteigerung eingetreten. 

I Die Ausgaben waren aus diesen Gründen nicht vorhersehbar, 
t Sie waren unabweisbar, da bei Nichtdurchführung dieser zu- 
I sätzlichen Arbeiten weitere Schäden an der Fahrbahn auf- 
I getreten wären und sich die vorgesehene Übergabe der 
! Straßen an die Gebietskörperschaft verzögert hätte. 

j Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 


*) 999 980,93 j Instandsetzung und Aufhöhung des Seedeiches in Blexen 

Während der Sturmflutkatastrophe am 16. und 17. Februar 
; 1962 an der Nordsee wurde der Seedeich in Blexen beson- 
| ders stark betroffen. Außer der dadurch notwendig gewor- 
| denen Instandsetzung war eine Aufhöhung des Deiches er- 
i forderlich, damit der Deich in Zukunft einer ähnlichen Flut- 
katastrophe standhalten kann. Diese Ausgaben waren bei 
| Aufstellung des Haushalts für das Rechnungsjahr 1962 nicht 
| vorhersehbar; sie waren unabweisbar, da die Deichbrüche 
I geschlossen werden mußten. 

! 

! Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 470. 


27 556,12 Geschäftsbedürfnisse 

Die Bundesbaudirektion Berlin hat Mitte des Rechnungsjah- 
res 1962 neun freischaffende Architekten mit der Planung 
des Regierungsviertels in Bonn beauftragt. In den Verträgen 
hat sie sich u. a. zur unentgeltlichen Überlassung von Büro- 
räumen und des erforderlichen Büromaterials verpflichtet. 
Hierdurch war ein zusätzlicher Bedarf an Mitteln für Ge- 
schäftsbedürfnisse entstanden, der bei der Aufstellung des 
Haushalts 1962 nicht vorherzusehen war. Die Ausgaben wa- 
ren zur Erfüllung der Verträge unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 04 Tit. 108. 


10 547,75 Post- und Fernmeldegebühren, Kosten für Fernmeldeanlagen 
sowie Rundfunkgebühren 

Die Fernsprechanlagen bei den Bauleitungen Paris, Reichstag 
Berlin und Hardthöhe Bonn mußten infolge verstärkten Per- 
sonaleinsatzes erweitert werden. Darüber hinaus forderten 
die Sondervermögens- und Bauverwaltung Berlin sowie das 
Bundesministerium für Wirtschaft in Bonn für die Mitbenut- 
zung ihrer Fernsprechzentralen höhere Beträge als bei Auf- 
stellung des Haushalts 1962 veranschlagt waren. Hinzu kam, 
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noch Einzelplan 24 — Bundesschatzminister — 

I daß durch die verstärkte Bautätigkeit im Raume Bonn höhere 
Fernsprech- und Portokosten beim Verkehr zwischen der 
Bundesbaudirektion in Berlin und der Außenstelle in Bonn 
anfielen. Diese Ausgaben waren bei Aufstellung des Haus- 
halts 1962 nicht vorhersehbar; sie waren auch unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 24 03 Tit. 601. 


Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung — 


25 02 

619 a 


5 000 000 — 


3 731 337,18 i Miet- und Lastenbeihilfen (nach dem Zweiten Wohnungs- 
baugesetz) 

Nach § 74 des II.WoBauG i.d.F. vom 1. August 1961 (BGBl. I 
S. 1122) sind die Aufwendungen für Miet- und Lastenbeihil- 
fen, die den Ländern gemäß § 73 a. a. O. entstanden sind, 
vom Bund zur Hälfte für jedes Jahr gesondert zu erstatten. 
Der auf 5 000 000 DM geschätzte Ansatz für 1962 reichte zur 
Deckung des Mehrbedarfs nicht aus. Bei Veranschlagung der 
Mittel war nicht vorhersehbar, in welchem Umfange sich die 
Beihilfeaufwendungen auf Grund der geänderten Vorschrift 
erhöhen würden. Zur Leistung der Mehrausgabe bestand ein 
unabweisbares Bedürfnis, da die Länder einen Rechts- 
anspruch auf Erstattung von 50 v. H. der von ihnen für die 
o. a. Beihilfen verauslagten Beträge haben. Eine Verlagerung 
der Mehrausgabe in das Rechnungsjahr 1963 war nicht mög- 
lich. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 620. 


25 02 
830 a 


52 000 000,— 
Ausgaberest 
14 226 068,28 


zusammen 
66 226 068,28 


4 103 118,68 


Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige des Bundes 
(ausgenommen der Wohnungsbau für die Angehörigen der 
Bundesbahn, der Bundespost, der Bundeswehr und Bundes- 
wehrverwaltung) 


(Darlehen) 

j 

| Bei Kap. 25 02 Tit. 830 a standen für das Rechnungsjahr 1962 
| Haushaltsmittel (Ansatz und Ausgaberest) in Höhe von 
j 66 226 068,28 DM zur Verfügung. Die gesamten Verpflichtun- 
I gen bei diesem Titel auf Grund von Bindungsermächtigun- 
; gen betrugen rd. 150 000 000 DM. Die für 1962 veranschlag- 
! ten Mittel reichten infolge eines beschleunigten Baufort- 
| schritts nicht zur Deckung der eingegangenen Verpflichtun- 
gen aus. 


Die Mehrausgabe war unabweisbar, da sie zur Erfüllung 
vertraglicher Verpflichtungen diente. Eine Verlagerung in 
! das Rechnungsjahr 1963 war nicht möglich, weil sich hieraus 
I Verzugsfolgen für den Bund ergeben hätten. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 25. 
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noch Einzelplan 25 — Bundesminister für Wohnungswesen, Städtebau und Raumordnung — 


25 02 
830 c 


54 136,74 ! 


(Ausgaberest) 


i 


i 



21 227,67 Wohnungsfürsorge für Verwaltungsangehörige des Bundes 
(ausgenommen der Wohnungsbau für die Angehörigen der 
Bundesbahn, der Bundespost, der Bundeswehr und Bundes- 
wehrverwaltung) 

! (Miet- oder Lastenbeihilfen im Sinne des Zweiten Wohnungs- 
| baugesetzes) 

Zur Deckung der Ausgaben für Miet- und Lastenbeihilfen 
für Bundesbedienstete stand im Rechnungsjahr 1962 ein Aus- 
gaberest von 54 136,74 DM zur Verfügung. Dieser Betrag 
reichte infolge vermehrter Beihilfefälle zur Bedarfsdeckung 
| nicht aus. 

Bei Aufstellung des Haushaltsplans für 1962 war nicht vor- 
herzusehen, daß sich die Zahl der Beihilfefälle in diesem 
Umfange vermehren würde. Die Ausgaben waren auf Grund 
der Richtlinien für die Gewährung von Mietbeihilfen an 
Bundesbedienstete im Rahmen der Wohnungsfürsorge des 
Bundes vom 31. Juli 1962 zu leisten. Die Mehrausgabe 
konnte nicht in das Rechnungsjahr 1963 verlagert werden. 

Einsparung bei Kap. 25 02 Tit. 830 b. 


Einzelplan 26 — Bundesminister für Vertriebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte — 


26 02 
675 


2 077 700,— 


14 300,— 


Finanzierung des Internationalen Suchdienstes in Arolsen 


Durch die Änderungsvereinbarung Nr. 56 Tarifvertrag für 
Arbeitnehmer der alliierten Behörden und Streitkräfte vom 
30. Juli 1962 (MinBIFin S. 604) sind die Vergütungen der 
beim Internationalen Suchdienst beschäftigten Angestellten 
vom 1. Juli 1962 an um 6 v. H. erhöht worden. Hierdurch ist 
eine unabweisbare Mehrausgabe erforderlich geworden, die 
bei Aufstellung des Haushalts 1962 nicht vorauszusehen war. 
Nach Artikel 1 Absatz (d) des Siebenten Teiles des Vertra- 
ges zur Regelung aus Krieg und Besatzung entstandener Fra- 
gen (BGBl. 1955 II S. 301, 441) ist die Bundesrepublik ver- 
pflichtet, die Fortführung der Arbeiten des Internationalen 
Suchdienstes sicherzustellen. 


Einsparung bei Kap. 26 02 Tit. 602. 


26 03 
101 


242 600,— 


13 630,88 


Dienstbezüge, Zulagen und Zuwendungen der planmäßigen 
Beamten (einschließlich der in Planstellen angestellten Be- 
amten auf Probe) 


Für die durch den Beschluß des Haushaltsausschusses des 
Deutschen Bundestages in seiner 34. Sitzung am 29. Juni 
1962 bewilligten ku-Stellen auf Grund des Dritten Gesetzes 
zur Änderung deä Gesetzes zur Regelung der Rechtsverhält- 
nisse der unter Artikel 131 des Grundgesetzes fallenden Per- 
sonen vom 21. August 1961 (BGBl. I S; 1557) — §§ 71 e bis 
71 k G 131 — sind im Haushalt 1962 keine Mittel vorgese- 
hen. Die auf Grund gesetzlicher Verpflichtungen geleisteten 
Mehrausgaben waren unabweisbar. 


Einsparung bei Kap. 26 03 Tit. 104 a. 
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Einzelplan 27 — Bundesminister für gesamtdeutsche Fragen — 


27 01 
aph 880 


*) 25 023,29 


Beschaffung von verwaltungseigenen Fernmeldeanlagen, so 
weit die Ausgaben nicht zu den Baukosten gehören 


Die Mittel wurden zur Beschaffung verwaltungseigener 
Fernmeldeanlagen und notwendiger Ausstattungsgegen- 
stände für ein Bauvorhaben in Berlin benötigt. 


Die Maßnahme war nicht vorherzusehen und konnte aus be 
sonderen Gründen nicht zurückgestellt werden. 


Einsparung bei Kap. 27 02 Tit. 604. 


27 02 
600 


44 030 000,— 


198 965,72 Zuschüsse an Forschungsinstitute für kultur- und volkspoli- 
(Vor griff) tische Zwecke und ähnliche Einrichtungen sowie für allge- 

meine kulturelle Zwecke 

' Die Haushaltsmittel wurden zur Durchführung von bestimm- 
ten, im gesamtdeutschen Interesse notwendigen Maßnahmen 
benötigt, die sich auf Grund der politischen Entwicklung 
zwangsläufig ergeben haben und nicht vorhersehbar waren. 
Die Ausgaben waren im Sinne der Zweckbestimmung uner- 
läßlich und konnten nicht bis zum nächsten Rechnungsjahr 
zurückgestellt werden. 


27 02 
603 


1 000 000 ,— 


215 825,30 


Förderung des Besuchsreiseverkehrs aus dem Sowjetsektor 
von Berlin, der Sowjetzone und den Vertreibungsgebieten 
ost- und südostwärts der Bundesrepublik 


Die Haushaltsmittel wurden zur Durchführung der im ge- 
samtdeutschen Interesse notwendigen Maßnahmen zur För- 
derung des Besuchsreiseverkehrs benötigt. Der Mehrbedarf 
hatte sich dadurch ergeben, daß Ausgaben, die noch vor dem 
i 13. August 1961 von den Gemeinden und Landkreisen ver- 
auslagt waren, erst im Laufe des Rechnungsjahres 1962 von 
den Ländern zur Erstattung angefordert wurden. Dies war 
| nicht vorauszusehen. Die Ausgaben waren im Sinne der 
| Zweckbestimmung unerläßlich. 


30 01 

850 


Einzelplan 30 — Bundesminister für besondere Aufgaben — 


24 000,— 


19 144,47 Anschaffung von verwaltungseigenen Fahrzeugen 

| Kosten für die Beschaffung eines neuen Dienstwagens des 
Typs BMW 3200 S für den Minister, dessen Dienstwagen 
am 23. November 1962 durch einen Unfall so beschädigt 
wurde, daß der Technische Beamte für das Kraftfahrwesen 
I beim Bundesministerium der Finanzen die Aussonderung 
j des Kraftwagens empfohlen hat. Die Beschaffung eines 
| neuen Dienstwagens für den Minister war unabweisbar und 
| unvorhersehbar. 

I Einsparung bei Kap. 30 01 Tit. 206. 
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31 02 
611 


31 02 
640 b 


Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie — 


1 320 000 — 


278 805,58 j 


Es lag im Bundesinteresse, den produktionsfähigen Ausbau 
der Anlage Ellweiler nicht an Finanzierungsschwierigkeiten 
: scheitern zu lassen. Da die Haushaltsmittel nicht ausreichten, 
mußten daher überplanmäßige Mittel in Höhe von rd. 
279 000 DM in Anspruch genommen werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhersehbar und unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 31 02 Tit. 610. 

| Von der Anwendung des § 30 Abs. 3 Satz 1 RHO (Vorgriff) 

; ist abgesehen worden. 


Förderung der Aufsuchung und des Abbaues von Uranvor- 
kommen und der Aufbereitung von Uranerzen 

Die Gewerkschaft Brunhilde als Betreiberin der einzigen 
Uranaufbereitungsanlage der Bundesrepublik in Ellweiler 
hat mit Schreiben vom 3. März 1962 erklärt, daß für das 
Rechnungsjahr 1962 kein Betriebskostenzuschuß und ab 1963 
überhaupt keine Bundesmittel mehr benötigt würden, wenn 
im Rechnungsjahr 1962 ein letztmaliger Bundeszuschuß zu 
den Investitionskosten für die Aufbereitungsanlage Ellwei- 
ler in Höhe von 650 000 DM bereitgestellt würde. Um künf- 
tig einen zuschußfreien Betrieb der Anlage zu erreichen, sei 
eine Erweiterung der Anlage, und zwar der Naßmahlanlage, 
der Ionenaustauscheranlage, des Dampferzeugers und des 
Konzentratlagers notwendig, damit insbesondere das hoch- 
wertige Erz aus Menzenschwand im Schwarzwald verarbeitet 
werden könne. Diese Erweiterungsbauten, die mit 735 000 
DM veranschlagt worden sind, könnten aber von der Ge- 
werkschaft Brunhilde nicht allein getragen werden. 


11 322 500,— 


1 854 510,— 


Zuschuß zum Betrieb des Kernforschungszentrums Karlsruhe 
| [Gesellschaft für Kernforschung mbH (K II) in Karlsruhe] 

I Im Kernforschungszentrum Karlsruhe sind im Rahmen des 
I bis 1967 laufenden Programms Entwicklungsarbeiten für 
: einen schnellen Brutreaktor („Schneller Brüter") vorgesehen. 

| Bei der Entwicklung dieses Reaktortyps steht die Bundes- 
! republik mit an der Spitze der europäischen Länder. Das 
Projekt „Schneller Brüter" kann daher als das wichtigste 
j und technisch zukunftsträchtigste Projekt auf diesem Gebiet 
! in der Bundesrepublik angesehen werden. Die Bedeutung 
j dieses Projektes ist auch daran zu erkennen, daß sich 
EURATOM an der Finanzierung der Entwicklungsarbeiten 
beteiligt. 

Nach der Aufstellung des Haushaltsplans 1962, insbesondere 
bei den Verhandlungen mit EURATOM im Frühjahr 1962, 

| stellte sich heraus, daß die für das Projekt „Schneller Brü- 
ter" ausgebrachten Mittel nicht ausreichten. Bei wissenschaft- 
lichen und technischen Forschungs- und Entwicklungsarbei- 
ten auf dem Gebiet des Reaktorbaues lassen sich Entwick- 
lungen und Ergebnisse oft nicht genau voraussehen, so daß 
Umplanungen notwendig werden können. So entstanden 
auch bei dem Projekt „Schneller Brüter" — - teilweise bedingt 
durch besondere technische Wünsche von EURATOM — auf 
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noch Einzelplan 31 — Bundesminister für Atomkernenergie — 


Grund neuester Erkenntnisse Umplanungen. Diese Umpla- 
; nungen erforderten die sofortige Bereitstellung zusätzlicher 
j Mittel, um das gesamte Projekt und auch die zugesagte Be- 
| teiligung von EURATOM nicht zu gefährden. Das Bundes- 
i kabinett hat sich in seiner Sitzung am 26. September 1962 
; mit der Durchführung des Piojektes einverstanden erklärt, 
j Die Mehrausgabe war unvorhersehbar und unabweisbar, 

! 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 31. 


*) 4 327 088,98 


Kostenanteil für die Vorbereitende Gruppe zur Gründung 
einer Europäischen Organisation für die Entwicklung und 
den Bau von Raumfahrzeugträgern (ELDO) 


| Bei der Aufstellung des Haushalts für 1962 wurde angenom- 
1 men, daß die ELDO-Konvention noch im Jahre 1962 ratifi- 
I ziert werden würde. Die internationalen Verhandlungen 
I haben sich aber — auch infolge der Geltendmachung deut- 
' scher Interessen — so verzögert, daß mit der Ratifizierung 
erst im Jahre 1963 gerechnet werden kann. Nach dem „Pro- 
tokoll für die Zwischenzeit", das von der Bundesregierung 
am 14. Mai 1962 unterzeichnet worden ist, waren aber not- 
wendige Kosten für die Arbeiten an der 3. Raketen-Stufe 
und für das an die Vorbereitende Gruppe ELDO abgestellte 
Personal aufzubringen. Da im Jahre 1962 kein Beitrag im 
Sinne der Zweckbestimmung anfiel, bestand keine Möglich- 
keit, die in Kap. 31 04 Tit. 677 ausgebrachten Mittel in An- 
spruch zu nehmen. Die Ausgaben konnten aber ohne Beein- 
trächtigung schwerwiegender politischer und wirtschaftlicher 
Bundesinteressen nicht aufgeschoben werden. 


Die Inanspruchnahme außerplanmäßiger Mittel war daher 
unvorhersehbar und unabweisbar. 


Für die außerplanmäßige Ausgabe werden Mittel in gleicher 
Höhe bei Kap. 31 04 Tit. 677 für das Rechnungsjahr 1962 
nicht in Anspruch genommen. 


32 03 
107 


50 000,— 


Einzelplan 32 — Bundesschuld — 

15 000, — Beihilfen auf Grund der Beihilfevorschriften 

I Infolge Zunahme der beihilfefähigen Aufwendungen, bedingt 
insbesondere durch höhere Arzthonorare, höhere Behand- 
lungskosten und gestiegene Pflegekosten in den Kranken- 
' häusern, reichten die veranschlagten Mittel zur Deckung der 
Ausgaben nicht aus. Außerdem hatte sich der Personenkreis 
der beihilfeberechtigten, nicht krankenversicherungspflichti- 
gen Angestellten infolge Erhöhung der Grundvergütungen 
erweitert. Eine Zurückstellung der Ausgaben bis zum näch- 
sten Rechnungsjahr war nicht möglich, da auf die Gewährung 
von Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht. 

i Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


32 03 550 000 — 

206 


32 05 18 150 000,— 

685 


32 05 
apl. 688 


44 281,87 Bewirtschaftung von Dienstgrundstücken und Diensträumen 

Im Rechnungsjahr 1962 sind weitere Gebäudeteile (IX und X) 
des bundeseigenen Gebäudes in Berlin-Tempelhof (Columbia- 
! haus) fertiggestellt und u. a. an das Landesfinanzamt Berlin 
! zur Unterbringung der Kraftfahrzeugsteuerstelle vermietet 
I worden. Durch die Nutzung der Räume haben sich die Raum- 
! bewirtschaftungskosten erhöht. Darüber hinaus sind bei der 
, Dienststelle Berlin weitere zusätzliche Ausgaben durch die 
Erhöhung der Kosten für Schornstein-, Gebäudeinnen- und 
Glasreinigungen sowie Bewachung des Dienstgebäudes in- 
! folge Lohnerhöhungen im Reinigungs- und Bewachungsge- 
j werbe entstanden. Die Mehrausgaben waren bei der Auf- 
stellung des Haushaltsentwuifs 1962 nicht vorauszusehen 
und sind zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes unab- 
weisbar. Eine Zurückstellung der Ausgaben bis zum folgen- 
! den Rechnungsjahr war nicht möglich. 

j Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 


150 359,08 Tilgung der durch das Londoner Schuldenabkommen und im 
Zusammenhang damit geregelten Verbindlichkeiten 

Die Bundesrepublik Deutschland hat gemäß Ziff. 14 der An- 
lage I zum Londoner Schuldenabkommen vom 27. Februar 
1953 i. V. m. Abschnitt I 1. und 2, der Unteranlage E die 
! Haftung für die Bezahlung der 6%-Anleihe der Stadt Saar- 
I brücken für diejenigen Beträge übernommen, die von der 
Stadt Saarbrücken an die Konversionskasse für deutsche 
Auslandsschulden (Koka) eingezahlt worden sind und für die 
die ausländischen Gläubiger weder Zahlung in ausländischer 
Währung erhalten haben noch auf sonstige Weise befriedigt 
worden sind. Gemäß dem gemeinschaftlichen Regelungs- 
angebot der Stadt Saarbrücken und der Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch den Bundesbeauftragten für die 
Behandlung von Zahlungen an die Konversionskasse, Ber- 
lin, vom 12. /24. Mai 1961 werden die Kapitalbeträge der 
noch umlaufenden Bonds nebst Zinsbeträgen durch die Lan- 
deszentralbank in Berlin zu Lasten der Bundesrepublik 
Deutschland laufend gezahlt. Es handelte sich um unabweis- 
bare Zahlungen, zu denen die Bundesrepublik rechtlich ver- 
pflichtet war. Die Mehrausgabe konnte bei der Aufstellung 
des Entwurfs des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1962 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 32, 


1 303 368 939,48 Rückzahlung von Krediten der Deutschen Bundesbank im 
Zusammenhang mit Rückflüssen aus DM-Ziehungen 

Die Bundesrepublik Deutschland ist gemäß Gesetz über den 
Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zu dem Abkommen 
über den Internationalen Währungsfonds vom 28. Juli 1952 
(BGBL II S. 637) dem Internationalen Währungsfonds (IWF) 
beigetreten. Der deutsche Anteil am Kapital des IWF beträgt 
787 500 000 8 - 3 150 000 000 DM (BGBl. 1959 II S. 930). Die- 
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ser Anteil ist vorerst durch Hinterlegung von Schuldurkun- 
, den des Bundes im Depot des IWF bei der Deutschen Bun- 
! desbank und durch Bareinzahlung gedeckt. Die Deutsche 
Bundesbank ist auf Grund von § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a 
( des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 
(BGBl. I S. 745) ermächtigt, dem Bundesminister der Finan- 
zen für Zahlungen, die aus der Mitgliedschaft der Bundes- 
republik bei dem Währungsfonds und der Weltbank ent- 
stehen, einen Sonderkredit insgesamt bis zur Höhe von 
7 717 500 000 DM einzuräumen. 

Der Bundesminister der Finanzen ist ermächtigt, Geldmittel 
in entsprechender Höhe im Wege des Kredits zu beschaffen 
(BGBl. 1959 II S. 930). 

Die Deutsche Bundesbank hat sich gegenüber der Bundes- 
regierung in einem Verwaltungsabkommen verpflichtet, ihr 
für alle Zahlungsverbindlichkeiten gegenüber dem IWF 
einen zinslosen Kredit zu gewähren. 

Da erstmals in den Rechnungsjahren 1961 und 1962 Mittel 
aus früheren DM-Ziehungen zurückgeflossen sind, sind im 
Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1962 keine Mittel für 
die Rückzahlung der Kredite der Deutschen Bundesbank ver- 
anschlagt worden. Sie mußten daher außerplanmäßig ver- 
ausgabt werden. Der Ausgabe stehen entsprechende Ein- 
nahmen gegenüber. Die Zahlungen beruhen auf einer recht- 
lichen Verpflichtung. Die Voraussetzungen des Artikels 112 
GG sind erfüllt. 


32 05 
692 


22 000 000 — 


i 


1 340 170,38 


Zahlungen auf Grund des Gesetzes zur näheren Regelung 
der Entschädigungsansprüche für Auslandsbonds (Auslands- 
bonds-Entschädigungsgesetz) 


Gemäß § 9 Abs. 1 des Auslandsbonds-Entschädigungsgeset- 
zes vom 10. März 1960 (BGBl. I S. 177) beginnt die Leistungs- 
pflicht für die Abgeltung der Entschädigungsansprüche aus 
Feststellungsbescheiden zwei Monate nach Inkrafttreten des 
Gesetzes. Für die Feststellungsbescheide, die auf Grund des 
Gesetzes zum Zweiten Abkommen vom 16. August 1960 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und den Vereinig- 
ten Staaten von Amerika über gewisse Angelegenheiten, die 
sich aus der Bereinigung deutscher Dollarbonds ergeben, 
vom 26. April 1961 (BGBl. II S. 461) nachträglich erteilt wer- 
den, beginnt gemäß Artikel 4 Abs. 3 die Leistungspflicht 
zwei Monate nach Rechtskraft der Bescheide. In welchem 
Umfang Entschädigungsansprüche der vorgenannten Art im 
Rechnungsjahr 1962 zu bedienen waren, konnte bei Aufstel- 
! lang des Entwurfs des Haushaltsplans 1962 nicht übersehen 
werden. 


! Es handelte sich uin unabweisbare Ausgaben des Bundes, 
die auf gesetzlicher Verpflichtung beruhten. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 32. 
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noch Einzelplan 32 — Bundesschuld — 


*) 352 211,74 


Zahlungen im Rahmen der Abwicklung des deutsch-schwei- 
zerischen Abkommens über die deutschen Vermögenswerte 
in der Schweiz vom 26. August 1952 


j Nach dem Gesetz vom 22. Juni 1957 (BGBl. II S. 497) ist der 
j bei der Abwicklung des deutsch-schweizerischen Vermögens- 
j abkommcns entstandene Überhang an Beiträgen der Vermö- 
! genseigentümer zurückzuzahlen. Der hierfür zunächst aus 
, Haushaltsmitteln entnommene Betrag wird aus dem bei der 
Bundesbank angelegten Überhang wieder in den Bundes- 
; h aushalt vereinnahmt, so daß eine Haushaltsbelastung nicht 
! eintritt. 


Nach dem Stand der Abwicklung war zu erwarten, daß die 
Arbeiten mit Ablauf des Rechnungsjahres 1961 beendet wer- 
, den können. Es hat sich jedoch ergeben, daß im Rechnungs- 
| jahr 1962 weitere Auszahlungen vorgenommen werden muß- 
ten, so daß die erforderlichen Haushaltsmittel außerplan- 
| mäßig bereitzustellen waren. 


*) 80 329,51 i Zahlungen im Rahmen der Abwicklung des deutsch-portu- 
giesischen Abkommens über die deutschen Vermögenswerte 
in Portugal vom 3. April 1958 

Auf Grund des deutsch-portugiesischen Vermögensabkom- 
mens vom 3. April 1958 (BGBl. 1959 II S. 264) überweist die 
portugiesische Regierung die in flüssiger Form vorhandenen 
deutschen Vermögenswerte in Portugal auf ein Sonderkonto 
bei der Bank von Portugal, über das die Bundesregierung 
und in ihrem Auftrag die Oberfinanzdirektion Frankfurt ver- 
fügungsberechtigt ist. Dieses Guthaben wird, soweit es nicht 
in Portugal in Escuden zur Auszahlung gelangt, in Deutsche 
i Mark umgewandelt und durch die Oberfinanzdirektion 
| Frankfurt an die deutschen Berechtigten ausgezahlt. Die 
| Auszahlungen durch die Oberfinanzdirektion Frankfurt wer- 
| den aus Bundeshaushaltsmitteln vorgenommen. Da dafür ein 
; entsprechender Betrag von dem Sonderkonto bei der Bank 
I von Portugal abgerufen und in den Bundeshaushalt verein- 
I nahmt wird, tritt eine Haushaltsbelastung nicht ein. Nach 
| dem Stande der Abwicklung des Vermögensabkommens war 
zu erwarten, daß die Arbeiten mit Ablauf des Rechnungs- 
jahres 1961 beendet sein würden. Es hat sich jedoch erge- 
ben, daß im Rechnungsjahr 1962 weitere Auszahlungen .vor- 
genommen werden mußten, so daß die erforderlichen Haus- 
haltsmittel außerplanmäßig bereitzustellen waren. 


33 03 

161 


3 100 000,— | 


Einzelplan 33 — Versorgung — 


312 516,86 ; Beihilfen 


Die Empfängerzahl ist in nicht erwartetem Umfang gestie- 
gen. Die Mehrausgabe war daher nicht vorherzusehen. Da 
auf Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, war sie unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 33 03 Tit. 150. 
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noch Einzelplan 33 — Versorgung — 

33 04 1 

36 620 000,— 

| 8 615 478,10 

1 Ubergangsbeihilfen 


153 b 


Die Zahl der Empfänger von Ubergangsbeihilfen ist in nicht 
erwartetem Umfang gestiegen. Die hierdurch entstandene 
unvorhergesehene Mehrausgabe beruhte auf gesetzlicher 
Verpflichtung und war deshalb unabweisbar. 


Einsparung bei Einzelplan 14. 


(Die Mehrausgabe wird aus Einzelplan 14 erstattet — vgl. 
Kap. 33 02 Tit. 222 und Kap. 14 02 Tit. 222). 


33 04 
161 


120 000 , — 


48 539,— 


Beihilfen 


Die Empfängerzahl ist in nicht erwartetem Umfang gestie- 
gen. Die Mehrausgabe war daher nicht vorherzusehen. Da 
auf Beihilfen ein Rechtsanspruch besteht, war sie unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Einzelplan 14. 

(Die Mehrausgabe wird aus Einzelplan 14 erstattet — vgl. 
Kap. 33 02 Tit. 222 und Kap. 14 02 Tit. 222). 


36 04 
877 


100 000 — 


Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 


54 797,82 


Entwicklung und Erprobung von Brückenbaugerät 


Die Entwicklungs- und Erprobungsmaßnahmen erstrecken 
sich über mehrere Rechnungsjahre. Die zur Durchführung 
benötigten Mittel werden haushaltsmäßig in Jahresraten be- 
reitgestellt. Der am Schluß des Rechnungsjahres 1961 nicht 
; verausgabte Betrag in Höhe von 188 281,95 DM ist nicht als 
Ausgaberest übertragen, sondern in Abgang gestellt wor- 
den, weil erwartet wurde, daß der Haushaltsbetrag 1962 auch 
j zur Abdeckung der Verpflichtungen aus dem Rechnungsjahr 
1961 ausreichen würde. Später stellte sich jedoch heraus, daß 
| der Ansatz 1962 zur Erfüllung der bereits eingeleiteten Ent* 
i wicklungs- und Erprobungsmaßnahmen zu gering war. Die 
zusätzlich erforderlichen Mittel mußten deshalb überplan- 
mäßig bereitgestellt werden. 

| Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Inab- 
! gangstellung des Ausgaberestes 1961 nicht feststand, in wel- 
I eher Höhe tatsächlich Ausgaben im laufenden Rechnungsjahr 
! entstehen würden. 

j 

; Sie war unabweisbar, weil rechtliche Verpflichtungen zu er- 
I füllen waren und die fristgerechte Durchführung des Pro- 
gramms gesichert werden mußte. 

! Einsparung bei Kap. 36 04 Tit. 606. 


86 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode Drucksache IY/1317 




An über- und 



Haushalts- 

•) außerplan- 


Kap. 

betrag 

mäßigen Aus- 


Tit. ' 

1962 

gabemittein sind 

Begründung 



zugewiesen 



DM 

DM 



noch Einzelplan 36 — Zivile Notstandsplanung — 


36 04 
951 


20 000 000,— j 


16 498 347,07 


Beschaffung neuer und Instandsetzung vorhandener Luft- 
schutzsirenen und -anlagen für den örtlichen Alarmdienst, 
6. Teilbetrag 


Die Beschaffungen und Instandsetzungsmaßnahmen erstrek- 
j kcn sich über mehrere Rechnungsjahre. Die zur Durchführung 
benötigten Mittel werden haushaltsmäßig in Jahresraten be- 
reitgestellt. Der am Schluß des Rechnungsjahres 1961 nicht 
verausgabte Betrag in Höhe von 18 855 752,02 DM ist nicht 
als Ausgaberest übertragen, sondern in Abgang gestellt wor- 
den, weil erwartet wurde, daß der Haushaltsbetrag 1962 auch 
zur Abdeckung der Verpflichtungen aus dem Rechnungsjahr 
1961 ausreichen würde. Später stellte sich jedoch heraus, daß 
der Ansatz 1962 zur Erfüllung der bereits eingeleiteten Be- 
schaffungen zu gering war. Die zusätzlich erforderlichen 
Mittel mußten deshalb überplanmäßig bereitgestellt werden. 

Die Mehrausgabe war unvorhergesehen, weil bei der Inab- 
gangstellung des Ausgaberestes 1961 nicht feststand, in wel- 
cher Höhe tatsächlich Ausgaben im laufenden Rechnungsjahr 
entstehen würden. 

Sie war unabweisbar, weil rechtliche Verpflichtungen zu er- 
füllen waren und die fristgerechte Durchführung des Pro- 
gramms gesichert werden mußte. 

Einsparung innerhalb dos Kap. 36 04. 


36 07 
apl. 400 


*) 49 406,60 


Verbesserung der Leistungsfähigkeit bei Binnenschiffahrts- 
strafien 


Durch unvorhergesehene Lieierschwierigkeiten hat sich die 
versuchsweise Umstellung der Wahrschausignale am Mäuse- 
turm Bingen auf Lichtsignale (Rechnungsjahr 1961 = Kap. 
36 07 Tit. 400) erheblich verzögert, so daß ein Teil der er- 
teilten Lieferungsaufträge erst im Rechnungsjahr 1962 abge- 
rechnet werden konnte. Im Rechnungsjahr 1962 waren Haus- 
haltsmittel für die Verbesserung der Leistungsfähigkeit bei 
Binnenschiffahrtsstraßen jedoch nicht mehr veranschlagt wor- 
den. Die Ausgaben waren unvorhergesehen und unabweis- 
bar. 


Einsparung bei Kap. 36 07 Tit. 968. 


36 07 
953 


4 850 000,— 


1 462 296,69 


Bevorratung von Ersatzteilen für Signal- und Fernmeldeein- 
richtungen der Bundesverkchrsverwaltung einschließlich der 
Deutschen Bundesbahn 


Nach den ab dem Rechnungsjahr 1960 erlassenen Haushalts- 
gesetzen kann über Ausgabereste nur noch gegen entspre- 
chende Einsparung an anderer Stelle im jeweils laufenden 
Haushaltsjahr verfügt werden. Das führt zu Kürzungen der 
bei den Einsparungsstellen für neue Vorhaben veranschlag- 
ten Mittel und damit zum Anwachsen eines auf gebilligten 
Programmen beruhenden Mittelbedarfs. Diese Entwicklung 
wirkt sich auf dem Gebiet der zivilen Notstandsplanung im 
besonderen Maße verzögernd aus. Es war deshalb notwen- 
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dig, die in den vergangenen Rechnungsjahren nicht veraus- 
: gabten übertragbaren Mittel am Ende dos Rechnungsjahres 
i 1961 in Abgang zu stellen und bei der Veranschlagung für 
das Rechnungsjahr 1962 den zur Deckung der alten Ver- 
pflichtungen notwendigen Mittelbedarf mitzuberücksichtigen. 
Diese Verpflichtungen sind jedoch bei Kap. 36 07 Tit. 953, 
| 967 und 970 höher geworden, als bei Aufstellung des Haus- 
halts 1962 vorhergesehen werden konnte. Die Leistung über- 
planmäßiger Ausgaben war deshalb unabweisbar. 

Einsparung innerhalb des Kap. 36 07. 


36 07 
967 


3 995 000,— 


1 180 428,82 | Ausbau von Brücken 

Vergleiche Begründung zur überplanmäßigen Haushaltsaus- 
gabe bei Kap. 36 07 Tit. 953. 


36 07 
970 


12 960 000,— 


4 300 000, — Beschaffung zusätzlicher Zugförderungsmittel für den Not- 
standsfall 

: Vergleiche Begründung zur überplanmäßigen Haushaltsaus- 
gabe bei Kap. 36 07 Tit. 953. 


36 08 
700 


500 000,— 


159 236,80 ' Erwerb von Grundstücken für die unter Tit. 710 und 712 
durchzuführenden Maßnahmen 

I 

Unvorhergesehen mußten geeignete Grundstücke erworben 
j werden, die befristet und preisgünstig zum Verkauf standen. 

I Es mußte damit gerechnet werden, daß andernfalls geeig- 
! nete Grundstücke nur zu höheren Preisen oder überhaupt 
nicht hätten erworben werden können. Die Maßnahme war 
| wegen ihrer Wirtschaftlichkeit und im Hinblick auf die 
1 Zweckbestimmung — Errichtung von Unterstellräumen für 
i in Auftrag gegebene Fernmeldeeinrichtungen (Tit. 712) — 
! unabweisbar. 

Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 710. 


36 08 
952 


8 000 000 ,— 


t 


I 


461 371,71 ; Ausbau der Fernmeldeeinrichtungen im Nahverkehrsraum 
j für leitende Dienststellen des Bundes und der damit verbun- 
denen Betriebsbauten 

j 

) Die Mehrausgabe ist darauf zurückzuführen, daß aus diesem 
Titel auch in Vorjahren eingegangene Verpflichtungen er- 
füllt werden mußten, für die Ausgabereste im Rechnungsjahr 
1962 nicht gebildet worden sind. Bei Aufstellung des Haus- 
halts 1962 konnte nicht vorhergesehen werden, in welcher 
Höhe Verpflichtungen verbleiben würden. 

Einsparung bei Kap. 36 08 Tit. 951. 
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60 02 500 000 — 

200 


60 02 10 000,— 
299 


60 02 21 000 000 — 
602 ! 


31 240,49 Kosten der Drucklegung des Bundeshaushaltsplans und der 
Bundeshaushaltsrechnung einschließlich des sonstigen Mate- 
rials 

Durch die Regierungsneubildung im Spätherbst 1961 hat sich 
die Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1962 um mehrere 
Monate verzögert. Die Herstellungskosten der ersten und 
1 zweiten Druckphase 1962 (Kabinettsvorlage und Bundestags- 
i drucksache) konnten nicht mehr — wie in den Vorjahren — 
aus dem Vorjahresansatz bestritten werden, sondern haben 
den Ansatz des laufenden Rechnungsjahres zusätzlich be- 
lastet. Hinzu kam, daß sich auf Grund von Lohn- und Preis- 
steigerungen die Herstellungskosten des Bundeshaushalts- 
plans 1962 und der Bundeshaushaltsrechnung 1960 erhöht 
i haben. Die Mehrausgabe war unabweisbar und unvorherge- 
sehen. 

, Auf Grund dieses Sachverhalts ist bereits im 3. Rechnungs- 
I Vierteljahr 1962 eine überplanmäßige Haushaltsausgabe von 
280 000 DM geleistet worden. 

| Am Ende des Rechnungsjahres ergab sich die Notwendigkeit 
, für eine weitere Überschreitung des Ansatzes um 31 240,49 
1 DM. Damit beträgt die insgesamt notwendig gewordene 
i Mehrausgabe im Rechnungsjahr 1962 bei diesem Ansatz 

! 311 240,49 DM. 

1 

' Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


26 200, — i Vermischte Ausgaben 

Die Bundesregierung hat sich an einer von den Vereinten 
Nationen aufgelegten Anleihe mit einem Betrag von 
10 000 000 US-Dollar beteiligt. Die hierfür im Haushaltsplan 
1962 veranschlagten Haushaltsmittel im Betrage von 
40 000 000 DM sind infolge einer bei der Überweisung ent- 
standenen Kursdifferenz um 36 000 DM überschritten wor- 
den. Mittel hierfür waren im Haushaltsplan 1962 nicht vorge- 
sehen. Die Mehrausgabe war unabweisbar. Die erforder- 
lichen Ausgabemittel mußten daher, soweit sie nicht den 
für „Vermischte Ausgaben" vorgesehenen Haushaltsmitteln 
entnommen werden konnten, überplanmäßig bereitgestellt 
werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelpians 60. 


4 100 000, ' Förderung des Luftreiseverkehrs zwischen Berlin und dem 

übrigen Bundesgebiet 

Mehrbedarf infolge Zunahme des Luftreiseverkehrs zwischen 
j Berlin und dem übrigen Bundesgebiet und der dadurch be- 
1 dingten Erhöhung der Ausgabemittel für die Verbilligung 
der Preise für Hin- und Rückflüge. 

Die Mehrausgabe war unabweisbar. Sie konnte bei der Auf- 
stellung des Haushaltsplans 1962 nicht vorhergesehen wer- 
den. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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*) 562 500,— 

— Allgemeine Finanzverwaltung — 

Zuschuß an die Stadt Salzgitter zur Beseitigung kommunal- 


apl. 620 


politischer Notstände 


Der Stadt Salzgittcr wurde im Rechnungsjahr 1958 bei Kap. 
60 02 Tit. 620 zur Beseitigung der in der BT-Drucksache 
Nr. 1220 der 1. Wahlperiode behandelten kommunalpoliti- 
schen Notstände letztmalig ein Zuschuß in Höhe von 
4 230 000 DM zur Verfügung gestellt. Bis auf einen Restbe- 
trag von 562 500 DM, der wegen der bisher unerledigten 
Prüfungsbemerkungen des Bundesrechnungshofes und wegen 
der Bedenken des Bundesrechnungshofes gegen den Ver- 
tragsentwurf zurückgehalten werden mußte, sind die Mittel 
in den Vorjahren ausgezahlt worden. Nachdem die Voraus- 
setzungen für die Auszahlung der noch zur Verfügung 
stehenden Zuschußmittel nunmehr gegeben sind, hat die 
Stadt Salzgitter gebeten, ihr den Restbetrag von 562 500 DM 
zu überweisen. 


Um die eingegangene Verpflichtung des Bundes gegenüber 
der Stadt Salzgitter erfüllen zu können, mußte der Betrag 
außerplanmäßig zur Verfügung gestellt werden. 


Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


60 02 
679 


500 000,— 


288 017,46 


Für Hilfsmaßnahmen bei Katastrophen und anderen unab- 
wendbaren Ereignissen im Ausland 


Im Rechnungsjahr 1962 waren Hilfsmaßnahmen der Bundes- 
republik bei Katastrophen und anderen unabwendbaren Er- 
eignissen im Ausland in einem Umfang erforderlich, der bei 
Aufstellung des Haushalts 1962 nicht vorhergesehen werden 
konnte. Es handelte sich hierbei um Zuwendungen, die unter 
außenpolitischen Gesichtspunkten unabweisbar waren. 

Einsparung bei Kap. 05 02 Tit. 630. 


60 04 
apl. 141 


10 348,22 


Zahlungen gemäß § 9 Abs. 2 des Gesetzes zur Regelung der 
Rechtsverhältnisse der in einzelnen Verwaltungszweigen 
des Landes Berlin beschäftigten Personen vom 26. April 1957 


Einem bei der Zollverwaltung in Berlin beschäftigten Be- 
amten ist auf Grund des Gesetzes über die Abfindung für 
vorzeitige Außerdienststellung (Berliner Landesrecht) vom 
12. Juli 1960 (GVB1. Nr. 35 S. 654) eine Abfindung in 
Höhe von 10 348,22 DM zuerkannt worden. Das Gesetz vom 
12. Juli 1960 ist an die Stelle der in § 9 Abs. 2 des Gesetzes 
zur Regelung der Rechtsverhältnisse der in einzelnen Ver- 
waltungszweigen des Landes Berlin beschäftigten Personen 
vom 26. April 1957 (BGBl. I S. 397) genannten Berliner 
Wiedergutmachungsvorschriften getreten. Die Ansprüche aus 
diesen Vorschriften richteten sich nach § 9 Abs. 2 letzter 
Satz des Gesetzes vom 26. April 1957 gegen den Bund. Auch 
die auf Grund des Berliner Gesetzes vom 12. Juli 1960 zu- 
erkannte Abfindung war daher vom Bund zu erfüllen. Haus- 
haltsmittel für diesen Zweck standen im Haushaltsplan 1962 
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nicht zur Verfügung. Die Ausgabe war unabweisbar. Sie 
konnte auch bei der Aufstellung des Haushaltsentwurfs 1962 
nicht vorhergesehen werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 

60 04 — *) 366 135,43 Zahlungen gemäß Artikel 6 §§ 18, 21 des Fremdrenten- und 

Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes vom 25. Februar 1960 

apl. 142 

Erstattungen nach Artikel 6 §§ 18 und 21 des Fremdrenten- 
und Auslandsrenten-Neuregelungsgesetzes — FANG — vom 
25. Februar 1960 (BGBl. I S. 93) für bestimmte als nachver- 
sichert geltende Personengruppen. Der Bund erstattet den 
Versicherungsträgern im Versicherungsfall die Leistungen, 
die auf Zeiten entfallen, für die die Nachversicherung als 
durchgeführt gilt. Da Anträge auf Nachversicherung erst im 
Laufe des Rechnungsjahres 1962 angefallen sind, konnte eine 
Veranschlagung im Haushalt 1962 nicht mehr erfolgen. Die 
Ausgaben waren nicht vorherzusehen und auf Grund der 
Erstattungspflicht des Bundes unabweisbar. Eine Zurückstel- 
lung der Zahlungen bis zum nächsten Haushalt war nicht 
zu vertreten. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 


60 04 2 000 000, — 7 092 165,52 Zahlungen nach dem Spar-Prämiengesetz vom 5. Mai 1959 

620 Mehrausgaben für Spar-Prämien, zu deren Leistung der 

Bund auf Grund des Spar-Prämiengesetzes vom 5. Mai 1959 
(BGBL I S. 241) verpflichtet ist. Die Mehrausgaben waren bei 
der Aufstellung des Haushalts 1962 nicht vorherzusehen und 
auf Grund der gesetzlichen Verpflichtungen unabweisbar. 
Sie konnten aus diesem Grunde nicht bis zum folgenden 
Rechnungsjahr zurückgestellt werden. 

Einsparung innerhalb des Einzelplans 60. 
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